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Beginn: 13.30 Uhr

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich möchte unsere heutige Sitzung am 8. Mai,
dem Tag der Befreiung, gern mit einem Zitat eröff-
nen:

"Ich sehe, wie die Welt allmählich in eine
Wildnis verwandelt wird. Ich höre den na-
henden Donner, der auch uns vernichten
wird. Ich kann das Leid von Millionen spü-
ren. Und dennoch glaube ich, wenn ich zum
Himmel blicke, dass alles in Ordnung gehen
und auch diese Grausamkeit ein Ende fin-
den wird, dass wieder Ruhe und Frieden
einkehren werden."

Anne Frank schrieb diese Zeilen 1944 in ihrem
Versteck vor den Nazis in ihr Tagebuch. Voller
Verzweiflung, aber auch mit einer Spur von Hoff-
nung für eine andere, neue Zukunft. Es sollte noch
fast ein Jahr dauern, bis der Zweite Weltkrieg am
8. Mai 1945 sein Ende fand – endlich. In Hamburg
hatten die Nazis schon fünf Tage früher vor der bri-
tischen Besatzungsmacht kapituliert.

Deutschland lag auch moralisch in Trümmern. An
die Verantwortung für die Ermordung von Millionen
von Menschen wollte zu diesem Zeitpunkt niemand
denken. Die Männer und Frauen, die überlebt hat-
ten, krempelten lieber die Ärmel hoch und bauten
das Land Stück für Stück wieder auf.

Und es brauchte noch vier weitere Jahre, bis der
Parlamentarische Rat am 8. Mai 1949, also heute
vor 70 Jahren, das Grundgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland mit großer Mehrheit verabschie-
dete. Ein demokratischer Aufbruch in die beste al-
ler Richtungen.

Die Hamburgische Bürgerschaft stimmte dem
Grundgesetz nach einer, wie es heißt, sehr lebhaf-
ten Debatte zu. Und damit galt auch in der Hanse-
stadt Hamburg der Artikel 1:

"Die Würde des Menschen ist unantastbar."

In diesem ersten Satz steckt die Lehre aus der Na-
zibarbarei, in der eine Partei ihre menschenfeindli-
chen Ziele mit großer Beteiligung, unter Applaus
und auch mit stiller Zustimmung brutalst umsetzen
konnte. Nie wieder sollte es dazu kommen. Nie
wieder.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Nun ist unser Grundgesetz 70 Jahre alt, aber von
Altersschwäche doch weit entfernt. Wir feiern zu
Recht den Eckpfeiler unserer Demokratie, und es
ist doch erstaunlich, wie es nach zwölf Jahren Fa-
schismus gelang, ohne große Worte und mit ver-
gleichsweise wenigen Sätzen das Fundament für
eine funktionierende Demokratie zu formulieren,
das heute noch Bestand hat.

Mit Artikel 20 des Grundgesetzes wird übrigens
auch jede Form autoritärer Herrschaft beseitigt. Er
legt fest, dass alle Staatsgewalt vom Volke aus-
geht und freie Wahlen bestimmen, wer in der Re-
gierung und wer in der Opposition sitzt.

Unsere parlamentarische Demokratie besteht im
Kern aus der Suche nach Kompromissen und trägt
so seit sieben Jahrzehnten zum Zusammenhalt in
unserem Land bei. Sie ermöglicht und sie garan-
tiert uns, dass Deutschland ein demokratischer
und sozialer Bundesstaat ist. All dies gilt es weiter-
hin zu bewahren und zu schützen. Dafür gibt es
freie und gerechte Wahlen, und wenn wir am
26. Mai in Hamburg die Mitglieder der Bezirksver-
sammlungen und die Abgeordneten für das Euro-
päische Parlament wählen, entscheiden die Bürge-
rinnen und Bürger nicht nur, was vor ihrer Haustür
passiert, sondern auch, welche Richtung Europa in
den kommenden fünf Jahren nimmt. Und gerade
mit Blick auf die europäische Geschichte erinnert
uns der Europatag, der morgen, am 9. Mai, gefei-
ert wird, wie verhängnisvoll Nationalismus und
Rassismus in zwei Weltkriegen endeten.

Die Europäische Union hat zerstrittene Nationen
geeint, hat Grenzen beseitigt, hat gemeinsame
Werte zum friedlichen Zusammenleben geschaf-
fen. Und das gilt es gegen aufkommenden Natio-
nalismus, gegen abnehmende Rechtsstaatlichkeit
und die Verachtung anderer zu verteidigen für ein
freies, geeintes Europa, das aus seiner Geschichte
gelernt hat.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und darin liegt die eigentliche Bedeutung der
Europawahlen am 26. Mai. Bei diesen Wahlen
kann jede Stimme viel bewirken, und das lehrt uns
auch Anne Frank mit Blick auf eine bessere, friedli-
che Welt. Sie sagte:

"Wie herrlich ist es, dass niemand eine Mi-
nute warten braucht, um damit zu beginnen,
die Welt langsam zu ändern."

– Vielen Dank.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Vielen Dank, meine Damen und Herren. Damit ist
unsere Sitzung eröffnet.

Bevor wir gleich zur Aktuellen Stunde kommen, tei-
le ich Ihnen gern noch mit, dass die Fraktionen
übereingekommen sind, TOP 16, das ist der Be-
richt des Europaausschusses aus Drucksa-
che 21/16958, auf die kommende Sitzung zu verta-
gen.

Wir kommen sodann zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind wie immer vier Themen angemeldet
worden, und zwar von der GRÜNEN Fraktion:
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Einigung zum Hochschulpakt mit dem Bund:
Milliardenprogramm für die Wissenschaft ge-
sichert

Von der Fraktion DIE LINKE:

MIETENmove: Radikale Änderungen der
Mieten- und Wohnungspolitik erforderlich!

Die Anmeldung der FDP-Fraktion lautet:

Nein zu Enteignungen – Bezahlbarer Wohn-
raum entsteht durch weniger Vorschriften
und mehr Bauen

Und schließlich die Anmeldung der AfD-Fraktion:

CO2-Steuer – schädlich für die Hamburger
Wirtschaft

Ich rufe das erste Thema auf und erinnere Sie
noch einmal daran, dass wir in der ersten Runde
jeweils eine Redezeit von fünf Minuten haben, in
den folgenden Runden dann drei Minuten. – Das
Wort bekommt Herr Gögge für die GRÜNE Frakti-
on zum ersten Thema.

René Gögge GRÜNE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Über Kompromisse hat die
Präsidentin in ihrer wunderbaren Rede gerade
schon gesprochen, und Kompromisse sind es
auch, die in einer Demokratie häufig für Unver-
ständnis und Frustration sorgen, insbesondere,
wenn sie zwischen vielen Akteurinnen und Akteu-
ren ausgehandelt werden. Aber am Wochenende
haben wir durch die gemeinsame Wissenschafts-
konferenz erleben dürfen, dass Kompromisse oft
auch große Stunden der föderalen Demokratie
sein können.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Die lang andauernden und intensiven Verhandlun-
gen der Wissenschaftsministerinnen und Wissen-
schaftsminister zu den drei großen Pakten sind
nun endlich abgeschlossen, und im Ergebnis wur-
de ein Paket mit einer Laufzeit bis 2030 geschnürt.
Insgesamt werden dringend benötigte 160 Milliar-
den Euro für unsere Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen bereitgestellt. Im Namen der Fraktio-
nen von GRÜNEN und SPD möchte ich an dieser
Stelle Senatorin Fegebank und Senator Dressel
danken, die gemeinsam für den Wissenschafts-
standort Hamburg verhandelt und einen langen
Atem bewiesen haben. Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Besonders spannend waren die Verhandlungen
zum Hochschulpakt, der im nächsten Jahr ausläuft.
Das wichtigste Ergebnis der Einigung ist nach mei-
ner Ansicht die Verstetigung der Finanzierung,
denn so können die Hochschulen endlich langfris-
tig und sicher planen, ausreichend Studienplätze
bereitstellen, mehr unbefristete Verträge anbieten,
attraktive Lehr- und Arbeitsbedingungen schaffen

und für noch mehr herausragende Lehre und For-
schung sorgen, und das ist es, was unsere Stadt
braucht.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Bund und Länder statten den Nachfolger des
Hochschulpakts, den "Zukunftsvertrag Studium
und Lehre stärken", zwischen 2021 und 2023 jähr-
lich mit jeweils 1,88 Milliarden Euro und ab 2024
sogar mit 2,05 Milliarden Euro aus. Vereinbart wur-
de auch, 2027 wieder über notwendige finanzielle
Anpassungen zu verhandeln. Durch diese verläss-
liche Finanzierung können die Hochschulen die
Qualität von Studium und Lehre kontinuierlich ver-
bessern.

Ein besonderes Anliegen ist uns, die Lehre an den
Hochschulen immer weiter zu verbessern, und ge-
nau da zahlt mit bis zu 150 Millionen Euro im Jahr
auch das Programm Innovation in der Hochschul-
lehre ein.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Es folgt dem Qualitätspakt Lehre, finanziert wird
das Programm mit 110 Millionen Euro vom Bund,
ab 2024 steigen dann die Länder mit 40 Millionen
Euro pro Jahr ein. Damit werden die Möglichkeiten,
hervorragende Fachkräfte auszubilden, noch ein-
mal erheblich verbessert.

Das dritte Ergebnis der Verhandlung ist die Neu-
auflage des Pakts für Forschung und Innovation.
Hier wurden dieses Mal auch Zielvereinbarungen
getroffen und ein Controlling vereinbart. Die Bud-
gets der vier großen außeruniversitären For-
schungsorganisationen, Helmholtz, Fraunhofer,
Leibniz und Max Planck, werden genauso wie die
Zuwendung an die Deutsche Forschungsgemein-
schaft bis 2025 jedes Jahr um 3 Prozent wachsen.
Das ist ein sehr deutliches Signal, dass wir in
Deutschland verstanden haben, dass die Zukunft
unseres Landes vor allem durch Wissenschaft ge-
staltet wird.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Mit diesem Ergebnis ist die Grundlage dafür ge-
schaffen, dass Deutschland im Allgemeinen, aber
auch Hamburg im Speziellen, hoch attraktive Wis-
senschaftsstandorte bleiben. Und das ist gut so.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Den meisten von Ihnen wird es klar sein, der neue
Pakt ist besonders für Hamburg überaus erfreulich.
Unsere außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen können direkt profitieren. So wird die Ent-
wicklung der Science City Bahrenfeld, die aus dem
Helmholtz-Zentrum DESY herauswächst, weiterhin
befeuert. Auch die Fraunhofer-Strategie kann mit
weiterem Schwung fortgeführt werden. Beste Vo-
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raussetzungen bestehen außerdem für die Förde-
rung der Deutschen Forschungsgemeinschaft.

Ich weiß, dass viele an unseren Hochschulen und
Forschungseinrichtungen über die erreichten Eini-
gungen erleichtert beziehungsweise erfreut sind.
Sie zeigen auch, dass Bund und Länder gemein-
sam mit einer dauerhaften Unterstützung der
Hochschulen an einem Strang ziehen, und das ist
ein wunderbares Signal.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Sicherlich wird gleich noch einmal die Frage auf-
kommen, warum wir so ein Finanzierungsabkom-
men zur Aktuellen Stunde anmelden. Kurz gesagt,
weil sich hier ein Gedanke bundesweit durchsetzt,
den wir in Hamburg längst zur Leitmaxime unserer
Koalition erhoben haben. Wissenschaft ist die ent-
scheidende Triebfeder für die künftige gesellschaft-
liche Entwicklung und auch für den Wohlstand un-
serer Stadt. Daran müssen und werden wir unsere
Politik auch weiterhin ausrichten. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Herr Ovens bekommt
das Wort für die CDU-Fraktion.

(André Trepoll CDU: Die GRÜNEN haben
die Wissenschaft entdeckt!)

Carsten Ovens CDU:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! André Trepoll bemerkte gera-
de zu Recht, es schien so, als wenn die GRÜNEN
gerade die Wissenschaft erfunden hätten. Und tat-
sächlich sind es schon sehr, sehr wohlige Worte.

(Zurufe von den GRÜNEN)

– Aber nun regen Sie sich nicht gleich auf, geben
Sie mir erst einmal ein paar Sekunden. Ich wollte
Sie doch gerade loben, Herr Dr. Tjarks.

(Beifall bei der CDU)

Und ich finde, das kann man an dieser Stelle auch,
denn das, was dieser Senat, ebenso Katharina Fe-
gebank, mit ausgehandelt hat, ist nicht nur gut für
Deutschland, es ist vor allem gut für Hamburg. Und
das wollen auch wir als CDU-Fraktion gern in die-
sem Hause ehrlich loben.

(Beifall bei der CDU und bei den GRÜNEN –
Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRÜNE)

– So schnell kommt das aber gar nicht, Herr
Dr. Tjarks.

Tatsächlich, Kollege Gögge hat es gerade ausge-
führt, sind es die drei großen Pakete, wie wir den
Hochschulpakt jetzt nennen, Zukunftsvertrag Studi-
um und Lehre, Pakt für Forschung und Innovation
und Qualitätspakt Lehre, also sprich Innovation in
der Hochschullehre, die sicherlich auch in die doch
allzu oft knappen Hamburger Kassen Geld hinein-

spielen werden. Und jetzt, Herr Dr. Tjarks, kommt
gern das Aber,

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Frau Karliczek!)

denn bei allen Verhandlungen, die dieser Senat
nun gerade erfolgreich mit den Kollegen aus den
anderen Bundesländern vorangebracht hat, über-
legen wir doch einmal, wo dieses Land, wo auch
dieses Bundesland, unsere Freie und Hansestadt
Hamburg, vor gut einem Jahrzehnt stand. Nach
jahrzehntelangen tatsächlich eher spärlichen und
kleinen Schritten in der Wissenschaft war es doch
die CDU, die in Hamburg beispielsweise die
Grundlage für die Fraunhofer-Strategie gelegt hat,
die wir gestern gerade erst im Wissenschaftsaus-
schuss so ausführlich diskutiert haben.

(Dirk Kienscherf SPD: Verlagerung der Uni-
versität in die HafenCity!)

Wir haben tatsächlich, Sie haben völlig recht, dafür
gesorgt, dass die Universität Hamburg, die in die-
ser Woche ihr Hundertjähriges feiert, zum ersten
Mal seit ihrer Gründung in den Mittelpunkt der öf-
fentlichen Diskussion rückte,

(Beifall bei der CDU)

weil wir überlegt haben, was ein geeigneter Stand-
ort für eine großartige Universität wäre. Auf die
Idee wären Sie gar nicht erst gekommen. Und wir
haben im Bund tatsächlich 2005 die Grundlagen
gelegt für eine vernünftige zusätzliche Finanzie-
rung der Forschung und Lehre in Deutschland.

(Dirk Kienscherf SPD: Das war doch völlig
unausgereift!)

Es ist so weit alles gut, wie sich das entwickelt hat.
Nur schauen wir einmal, was andere Bundesländer
schaffen. Wenn wir schon über Hamburg spre-
chen, finde ich es immer gut, man blickt einmal ein
bisschen über Stade und Pinneberg hinaus und
bleibt auch nicht in Ahrensburg hängen, sondern
schaut beispielsweise, was die Kollegen, auch mit
grüner Beteiligung, in Hessen auf den Weg ge-
bracht haben. Dort haben wir nämlich den Hessi-
schen Hochschulpakt, der zusätzlich die Bundes-
mittel ergänzt. Schauen wir uns an, was der Frei-
staat Bayern, nicht zuletzt dank der CSU, in den
letzten Jahren und Jahrzehnten auf den Weg ge-
bracht hat, um Wissenschaft, Forschung und Lehre
am Standort zu stärken. Und wenn wir dann
gucken, was beispielsweise Finanzsenator Dressel

(Zuruf von Sören Schumacher SPD)

– er tritt da in die gleichen Fußstapfen wie sein
Vorgänger, der heutige Bürgermeister Dr. Tschen-
tscher – vor einigen Jahren gesagt hat, als er sich
einmal in einem Doppelinterview mit Katharina Fe-
gebank dazu äußern musste, ob es denn deutlich
mehr Geld für die Wissenschaft geben soll, da sag-
te er: Na ja, Katharina Fegebank und ich, wir sind
zwar gute Freunde, aber ich habe viele gute
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Freunde. Mit anderen Worten, so richtig mehr Geld
sollte es von ihm nicht geben.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Ein beliebter
Mann!)

Und auch Finanzsenator Dressel sagt am 4. Mai
im "Hamburger Abendblatt", man sei doch jetzt
schon an die Grenzen des finanziell Machbaren
gestoßen. Da sehen wir das Problem: Die SPD ist
doch dafür bekannt, dass sie lieber verstaatlicht
und enteignet.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Dirk
Kienscherf SPD: Das ist ja so weit herge-
holt!)

Oder aber, um die heutige "Bild"-Zeitung einmal zu
erwähnen, wir sehen doch jetzt das nächste Pro-
blem: Olaf Scholz fällt auf, dass ihm 100 Milliarden
Euro in seiner Finanzierung fehlen. Ich bin sehr ge-
spannt, wie er tatsächlich seine Versprechen – er
wollte doch schon die Axt anlegen an das Wissen-
schaftsressort im Bund – in den nächsten Jahren
umsetzen möchte und was vor allem dieser Senat
tut, um eigene Akzente zu setzen.

Wir haben gestern im Wissenschaftsausschuss
den Vorschlag gemacht, lasst uns doch gerade mit
Blick auf den Wohnungsmarkt einen Metropolzu-
schlag für Studenten einführen. Da sagte die Se-
natorin zu Recht, das sei ein politischer Vorschlag,
darüber müsse man nachdenken, sie sehe da kei-
nen Spielraum. Aber ich kann das auch verstehen,
mit diesem Koalitionspartner, der SPD, ist Wissen-
schaft und Innovation trotz vieler wohliger Worte,
die erst Olaf Scholz hier getätigt hat, schwierig.

(Farid Müller GRÜNE: Das ist schon mehr
als nur wohlige Worte!)

In Berlin erinnert er sich dann wiederum nicht mehr
daran, genauso wie auch der jetzige Bürgermeister
eben viel, viel verspricht, aber eigene Akzente, ei-
gene Hamburger Mittel, die sucht man doch verge-
bens.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen komme ich an dieser Stelle zu dem
Schluss: Schaut man auf die Erfolge der CDU-ge-
führten Senate, der CDU-geführten Bundesregie-
rung,

(Dirk Kienscherf SPD: Bei Ihnen war alles
besser! Das sind doch Legendenbildungen!)

schaut man auf das, was sicherlich auch Katharina
Fegebank mit den GRÜNEN derzeit auf den Weg
gebracht hat, dann bleibt es dabei, es reicht nicht,
nur die richtigen Dinge zu tun, meine Damen und
Herren der SPD, man muss sie auch richtig tun. In
diesem Sinne – vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Herr Dolzer hat nun das
Wort für die Fraktion DIE LINKE.

(Zuruf: Die SPD hat ja nicht mal einen Red-
ner zu dem Thema! – Anna-Elisabeth von
Treuenfels-Frowein FDP: Ja, genau! – Zuruf:
Schon weggelaufen! – André Trepoll CDU:
Was ist das? Hat die SPD sich nicht gemel-
det?)

Martin Dolzer DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Die
gemeinsame Wissenschaftskonferenz von Bund
und Ländern hat den Pakt für Forschung und Inno-
vation bis 2030 verlängert und modifiziert. Das gibt
Planungssicherheit auf einem einigermaßen guten
Niveau – die Zahlen hat Herr Gögge genannt – für
die Bund-Länder-Finanzierung in der Wissenschaft
und ist ein extrem wichtiges Signal. DIE LINKE hat
seit Langem gefordert, dass der Bund auch lang-
fristig in die Grundfinanzierung der Hochschulen
einsteigt, das ist jetzt gewährleistet und das ist gut
so.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn dass die Grundfinanzierung gesichert ist, ist
essenziell und macht ein gutes Studium möglich.
Wir freuen uns, dass auch die Wissenschaftssena-
torin und Herr Dressel entsprechend in der Konfe-
renz mit darauf hingewirkt haben, denn alle
Leuchttürme helfen nichts, wenn die gravierenden
Mängel in der Grundfinanzierung nicht behoben
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun kommt es darauf an, diese Finanzierung nicht
zum Spielball eventueller Konjunkturphasen zu
machen. Insbesondere die einmalige Erhöhung
des Volumens im Jahr 2024

(Farid Müller GRÜNE: Haben Sie Ahnung
vom Haushalt?)

steht natürlich in Gefahr, in einer neuen Regie-
rungskonstellation auf Bundesebene möglichen
Sparprogrammen zum Opfer zu fallen. Das darf
nicht so kommen.

(Beifall bei der LINKEN)

In diesem Zusammenhang wäre deshalb eine jähr-
liche Dynamisierung ein weit besserer Schritt ge-
wesen und das hätte auch eine bessere Planungs-
sicherheit gegeben.

Für Hamburg als Stadtstaat, aber ebenso für die
ostdeutschen Länder steht angesichts der beson-
deren Herausforderungen beim Erhalt der geschaf-
fenen Studienplätze eine Sonderfinanzierung zur
Verfügung. Auch das ist gut und auch da haben
Sie gut verhandelt. Das begrüßen wir, da mit die-
sem Instrument eben Ungleichgewichten oder
Sonderstellungen in den Stadtstaaten entgegenge-
wirkt und das ausgeglichen werden kann.
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Nun ist allerdings die Wissenschaftsbehörde insge-
samt noch gefragt zu erklären, wie sie den mögli-
chen Spielraum nutzen will und in welche Rich-
tung. Während bei der Finanzierung die Gunst der
Stunde genutzt wurde, bewegt sich im Strukturel-
len doch leider viel zu wenig. Immerhin sind wett-
bewerbliche Vergabeverfahren für die Hochschul-
paktmittel früh aus der Diskussion verbannt wor-
den – das finden wir gut, Herr Kruse –, aber die
Chance, Anreize bei den Themen gute Arbeit und
gute Lehre zu setzen, wurde leider vertan. Hier
muss nachgebessert werden, da kann Hamburg
mit Landesprogrammen und Regelungen Akzente
setzen, und dafür stehen wir ein.

(Beifall bei der LINKEN)

Da wäre dann eben nicht eine Metropolabgabe,
sondern die Einführung der Vermögensteuer, Herr
Ovens, ein gutes Mittel, um das zu flankieren.

Für die außeruniversitäre Forschung ist ebenfalls
ein einigermaßen guter Rahmen für die Zukunft
geschaffen worden. Allerdings wurden auch hier
strukturelle Reformen, die notwendig sind, nicht
angegangen. Das heißt, man hätte diesen Sektor
künftig mit den Hochschulen viel besser verzahnen
können und man hätte das strukturell anlegen kön-
nen. Auch das ist nicht angegangen worden, da
muss in Zukunft nachgebessert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass die Länder wieder an der Finanzierung der
außeruniversitären Forschung beteiligt werden,
aber zugleich der Qualitätspakt Lehre abgeschmol-
zen werden soll, ist dagegen ein vollkommen
falsches Signal. Nach den Jahren des schnellen
Wachstums der Hochschulen wäre nämlich jetzt ei-
ne Phase der qualitativen Verbesserung – der qua-
litativen, nicht nur der quantitativen Verbesse-
rung – von Studium und Lehre insbesondere not-
wendig.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist ein gravierendes Versäumnis, dass das nicht
in die Wege geleitet wurde. Der Qualitätspakt Leh-
re war schon ein Tropfen auf den heißen Stein,
und das, was jetzt beschlossen wurde, ist dann
nicht einmal mehr ein Tröpfchen. Das finden wir
schade und eine verpasste Chance.

(Beifall bei der LINKEN)

In diesem Sinne ist also bei Weitem nicht alles nur
rosarot, sondern es sind lediglich einige der not-
wendigsten Schritte gemacht worden. Gute Bil-
dung und Wissenschaft, die für alle zugänglich
sind, sind zentrale Momente für eine Gesellschaft,
in der Würde, Demokratie und Persönlichkeitsent-
wicklung eine zentrale Rolle spielen und essenziell
sind – gerade im Gedenken an den 8. Mai will ich
das einmal gesagt haben –, und da müssen wir
noch einiges nachbessern, aber erste Schritte sind
getan. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Herr Oetzel hat das Wort
für die FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! In der Tat, der nun
abgeschlossene Pakt oder die eigentlich nun ab-
geschlossenen oder in Aussicht gestellten drei
Pakte sind im Grundsatz natürlich ein großer Erfolg
für die Wissenschaftslandschaft und für die ganze
Hochschullandschaft, natürlich nicht nur in Ham-
burg, sondern bundesweit. Man kann das im Grun-
de auch verstehen als einen Einstieg des Bundes
mit in die strukturelle Grundversorgung der Univer-
sitäten in den Ländern. Das ist aus Sicht der Frei-
en Demokraten ein wichtiger Beitrag auch für Bil-
dungsgerechtigkeit und für die Chancengerechtig-
keit in den Bundesländern für Forschung, für Hoch-
schule, für Lehre, damit die Chancen nicht davon
abhängen, in welchem Bundesland ich zufällig ge-
boren wurde oder studiere, sondern damit wir in al-
len deutschen Bundesländern gute Chancen für
Bildung, für Hochschule auf den Weg bringen kön-
nen. Das ist ein gutes Signal.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Herr Dolzer, ich finde es nicht angemessen, dann
zu sagen, bei dem Volumen, um das es hier geht,
bei dieser gemeinsamen Kraftanstrengung von
Bund und Ländern handle sich nur um ein Tröpf-
chen. Da müssen Sie sich, glaube ich, noch einmal
die Dimension dieses Paktes und auch die Dauer
vergegenwärtigen und überlegen,

(Martin Dolzer DIE LINKE: Sie haben es
nicht verstanden, was ich gesagt habe!)

ob das wirklich nur ein Tröpfchen ist oder nicht
vielleicht doch tatsächlich ein wichtiges Standbein
für die Grundfinanzierung im Bereich Wissenschaft
und Hochschule.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Farid Müller GRÜNE)

Dennoch muss man natürlich sagen, wo es Licht
gibt, gibt es auch viel Schatten, und das ist bei den
Vorrednern noch etwas zu kurz gekommen.

Der erste Pakt, dieser Zukunftsvertrag Studium
und Lehre, orientiert sich auch in den nächsten
Jahren rein an quantitativen Kennzahlen. Das ist
bisher noch gar nicht gesagt worden. Es wäre jetzt
die Chance gewesen, gerade wenn man diesen
Pakt langfristig aufstellt, sich künftig für die Verga-
be der Mittel nicht nur an Studierendenzahlen, Ab-
solventenzahlen und Studienanfängern zu orientie-
ren, sondern man hätte an dieser Stelle auch die
Chance nutzen können, qualitative Kennzahlen
einzuführen. Herr Gögge, Sie haben eben gesagt,
das sei jetzt eine Chance, auch für bessere Ar-
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beitsbedingungen zu sorgen. Warum hat man
denn keine Kennzahl zu diesem Messwert in den
Vertrag mit aufgenommen? Das wäre doch die
Chance gewesen, sich von einer rein quantitativen
Betrachtung zu lösen und auch qualitative Kenn-
zahlen einzuführen. Das ist an dieser Stelle ver-
säumt worden, und besonders in diesem Fall ist
dann die lange Laufzeit bitter, weil wir frühestens
2027 wohl in die Lage kommen, darüber wieder re-
den zu können, und das ist nicht gut für die Quali-
tät in diesem Bereich.

(Beifall bei der FDP)

Die Gefahr allerdings, Herr Dolzer, die Sie eben
aufgemacht haben, dass die einmalige maßgebli-
che Erhöhung 2024 infrage steht durch eine neue
Bundesregierung, dazu würde ich gern, falls es ei-
ne zweite Runde gibt, von Ihnen noch einmal wis-
sen, welche Bundesregierung Sie denn im Ver-
dacht haben, demnächst an die Macht zu kom-
men, die das wieder zurückdrehen könnte.

(Zurufe von Martin Dolzer und Heike Sud-
mann, beide DIE LINKE)

Also ich glaube, keine der Parteien, die bisher ge-
sprochen haben, steht da in großem Verdacht, die-
se Geldsummen zurückdrehen zu wollen. Ich weiß
nicht, wie DIE LINKE das sieht.

(Zurufe von der LINKEN)

– Ja, sagen Sie doch noch einmal, wen Sie damit
meinen, wen Sie in Verdacht sehen. Auch DIE LIN-
KE ist vielleicht grundsätzlich nicht im Verdacht,
demnächst an der Bundesregierung beteiligt zu
sein, Gott sei Dank, aber bei allen anderen Fraktio-
nen bin ich mir sicher, dass die Parteien an der
Stelle für Wissenschaft und Forschung ein klares
Bekenntnis setzen und dass sie das sicherlich
nicht zurückdrehen werden, Herr Dolzer.

(Beifall bei der FDP)

Offen bleibt allerdings auch, was Rot und Grün an
dieser Stelle mit der freiwilligen Selbstverpflichtung
vorhaben. Das wäre vielleicht noch einmal eine
Stelle, an der man über diese qualitativen Kenn-
zahlen reden kann. Wenn man das möchte, gibt es
jetzt die Gelegenheit, das für sich selbst zu ma-
chen. Und wenn wir in Hamburg ständig davon re-
den, dass wir bundesweit an die Spitze wollen im
Bereich Wissenschaft und Forschung, dann ma-
chen Sie sich jetzt ehrlich, Frau Senatorin, in dem
Bereich freiwillige Selbstverpflichtung, und setzen
Sie sich in diesem Bereich Ziele, die Ihren Ambitio-
nen gerecht werden und an denen man Sie dann
hinterher auch messen kann.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jörn Kruse
fraktionslos und Carsten Ovens CDU)

Der Pakt für Forschung und Innovation, der zweite
Pakt, das wurde eben schon angesprochen, ist na-
türlich eine gute Basis für unsere  außeruniversitä-

ren Forschungseinrichtungen, auch mit der dynami-
schen Steigerung von 3 Prozent pro Jahr, da in
den nächsten Jahren gute Erfolge zu erzielen, na-
türlich nicht nur in Hamburg, sondern bundesweit.
Davon profitieren wir selbstverständlich auch.

Und an einer Stelle ist es natürlich tatsächlich sehr
bitter, nämlich beim dritten Pakt, Innovation in der
Hochschullehre, dass die Kürzung um 25 Prozent
jetzt erfolgen muss, vermutlich um die Gegenfinan-
zierung irgendwie darstellbar zu machen. Bitter ist
es trotzdem, weil an dieser Stelle meines Erach-
tens nach die Einheit von Forschung und Lehre
wichtig ist und man das gemeinsam denken muss,
dass Lehre von Forschung profitiert, aber For-
schung eben auch von Lehre. Und gerade wenn
wir über Nachhaltigkeit und Zukunft sprechen,
müssen wir darüber nachdenken, wen wir in Zu-
kunft alles ausbilden wollen an den Hochschulen.
Das heißt, die einseitige Hinwendung im Bereich
Forschung sehen wir etwas kritisch. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsidentin Carola Veit: Herr Nockemann hat nun
das Wort für die AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Noch vor weni-
gen Wochen wollte der Bundesfinanzminister
Scholz den Forschungsetat der Forschungsminis-
terin um sage und schreibe 500 Millionen Euro kür-
zen. Hätte Herr Scholz sich damit durchgesetzt,
dann wären die ohnehin kaum noch guten Per-
spektiven für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands
noch düsterer geworden. Diese von Herrn Scholz
zunächst vorgesehene Mittelkürzung im wissen-
schaftlichen Bereich wäre mit Sicherheit der letzte
Sargnagel für die technologische Innovationsfähig-
keit Deutschlands gewesen.

Deshalb ist es grundsätzlich gut, dass nunmehr
quasi in letzter Minute noch ein Umdenken stattge-
funden hat und dass sich Bund und Länder auf ei-
ne langfristige gemeinsame Finanzierung geeinigt
haben und den Hochschulen und Forschungsein-
richtungen insoweit Planungssicherheit geben. Es
ist auch gut, dass sich der Bund endlich im Bereich
der Grundfinanzierung der Hochschulen maßgeb-
lich beteiligt.

Die AfD begrüßt es, dass aus dem "Zukunftsver-
trag Studium und Lehre stärken" bis 2023 1,88 Mil-
liarden Euro und ab 2024 2,05 Milliarden Euro pro
Jahr an die Hochschulen fließen werden, und wir
freuen uns darüber, dass für Hamburg in diesem
Bereich auch circa 60 bis 80 Millionen Euro abfal-
len. Das bedeutet insgesamt mehr Stellen und hof-
fentlich auch mehr Qualität. Mehr Qualität kann
man natürlich ebenso ohne Kennzahlen schaffen.
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Auch die Festschreibung einer jährlichen Steige-
rung von 3 Prozent für zehn Jahre beim Pakt für
Forschung und Innovation ist angesichts der dro-
henden gewaltigen Steuermindereinnahmen in den
nächsten Jahren ein unerwarteter Erfolg. Meine
Fraktion geht davon aus, dass sich das Land Ham-
burg in diesem Bereich wesentlich stärker finanziell
engagieren wird als bisher. Kaum nachvollziehbar
ist für uns allerdings, dass der Qualitätspakt Lehre
zwar verstetigt wurde, allerdings von 200 auf
150 Millionen Euro jährlich abgesenkt wurde.

All diese neuen Regelungen sind nun nicht das
Verdienst des Hamburger Senats oder der Bun-
desregierung, was wohl durch die Anmeldung die-
ses Themas in der Aktuellen Stunde insinuiert wer-
den sollte.

(Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRÜNE)

– Nein, der hart arbeitende Steuerzahler, Herr
Dr. Tjarks, hat ein Recht darauf, dass der Staat
seine Steuern nicht nur in Sozialleistungen für Zu-
wanderer versenkt, sondern endlich einmal etwas
für die Zukunftsfähigkeit dieses Landes investiert.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Schaffen wir so-
gar ohne Sie! – Dirk Kienscherf SPD: Ihr
Rechtspopulismus ist unerträglich!)

Sie von Rot-Grün klopfen sich völlig zu Unrecht auf
die eigene Schulter. Letztlich haben Sie nur etwas
völlig Selbstverständliches erreicht, etwas, das der
Steuerzahler von Ihnen schon lange erwartet hat.

Auch die lauten Warnungen diverser hochrangiger
Unternehmenslenker, dass Deutschland keinen
Anspruch mehr an sich selbst hat – war gestern
erst zu lesen in der "Welt" – und dass Deutschland
gerade dabei ist, seinen wissenschaftlichen und
technologischen Anschluss an die USA und an
Asien zu verlieren, scheinen bei Herrn Scholz noch
einmal ein gewisses Umdenken bewirkt zu haben.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Ach so, deswe-
gen!)

Dass der Rechnungshof mittlerweile diesen Pakt
massiv kritisiert, ist hier überhaupt noch nicht an-
gesprochen worden. Der Rechnungshof kritisiert
massiv, dass es diesem Vertrag an Effizienz und
an Transparenz fehlt und dass die Bundesländer
viel zu viele Freiheiten bekommen haben, diese
Mittel zu verauslagen. Die Mittel sind nun da, und
deswegen sagen wir, wir müssen dafür sorgen,
dass ineffiziente Strukturen nicht diese Mittel ver-
sickern lassen, dass das Geld nicht nach dem
Gießkannenprinzip zu verteilen ist, dass das Geld
nicht in eine unsinnige Genderforschung zu ver-
senken ist oder dass man Fachbereiche wie Polito-
logie und so weiter nicht stärken soll, sondern wir
müssen dort …

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Sie können ja die
Professur von Herrn Höcke streichen!)

– Also es ist erstaunlich, dass selbst eine Debatte
über Wissenschaftspolitik von den Rot-Grünen zu
einem Sturm der Entrüstung führt.

(Zurufe von der SPD, der CDU, den GRÜ-
NEN, der LINKEN und der FDP)

Wir haben stattdessen dafür zu sorgen, dass dort
geklotzt wird, wo Wissenschaft sich in technologi-
schen Forschungsergebnissen niederschlägt, mit
denen wir Hamburgs und Deutschlands Zukunfts-
fähigkeit sichern können. Es ist also vorrangig an
die Exzellenzcluster zu verteilen.

Um nicht missverstanden zu werden, auch wir ha-
ben ein Herz für die weichen Fächer, aber
Deutschland ist mittlerweile so stark gesunken in
seiner wissenschaftlich-technologischen Konkur-
renzfähigkeit, dass wir gerade diese Bereiche stär-
ken müssen. Und wir sind nicht zuletzt auch wegen
der Technikfeindlichkeit der GRÜNEN und der LIN-
KEN so gesunken, die sie jetzt wahrscheinlich im
Ansatz endlich einmal etwas überwunden haben.

(Glocke)

– Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Carola Veit: Herr Giffei bekommt das
Wort für die SPD-Fraktion.

Uwe Giffei SPD:* Frau Präsidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ja, es ist sofort auf-
gefallen, vorgesehen war nicht ich. Durch unvor-
hergesehene Umstände ist unser eigentlicher Red-
ner momentan noch nicht da, deswegen ist es mir
aber trotzdem …

(Michael Kruse FDP: Er steht noch im Stau!
– André Trepoll CDU: SPD-Verkehrspolitik!)

– Herr Trepoll, nun beruhigen Sie sich doch. Freu-
en Sie sich doch, dass Sie die Gelegenheit haben,
auch noch der SPD-Fraktion zuzuhören.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Denn natürlich ist es mir persönlich, aber auch
meiner Fraktion ein Bedürfnis, herauszustellen,
was für ein Meilenstein die Einigung über diese
drei Pakte für die Wissenschaft in Deutschland und
auch in Hamburg ist.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Insbesondere die zehnjährige Laufzeit räumt auf
mit einem Irrtum, der vorher immer im Raum stand,
Hochschulsonderprogramme für kurzfristige Nach-
fragespitzen aufzulegen. Endlich schaffen wir das,
was Wissenschaft sehr, sehr dringend braucht:
Planungssicherheit, die Voraussetzung für Konti-
nuität in der Forschung, denn Erkenntnis braucht
nicht selten Zeit. Und ich glaube, das ist etwas,
was wir uns auch immer klarmachen müssen, mit
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kurzfristigen Projektförderungen kommt man in der
Wissenschaft eben nicht immer weiter.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Für diese Verlängerung haben sich die Zweite Bür-
germeisterin Katharina Fegebank und der Finanz-
senator Andreas Dressel mit aller Kraft eingesetzt,
und natürlich gilt der Dank an diese beiden Perso-
nen auch seitens meiner Fraktion, denn das ist
wirklich eine wichtige Voraussetzung und fügt sich
ein in die Hamburger Schwerpunktsetzung im Be-
reich Wissenschaft.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Daher, Kollege Ovens, frage ich mich, wenn ich
mir Ihre Rede angehört habe, wovon Sie über-
haupt gesprochen haben, was Sie alles nicht mit-
bekommen haben. Im letzten Haushalt haben wir
eine Steigerung von 10 Prozent verwirklicht in die-
sem Bereich.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die Mittel zur Kofinanzierung der vier Exzellenz-
cluster, die unsere Universität hervorragenderwei-
se eingeworben hat, kommen zusätzlich oben-
drauf.

(André Trepoll CDU: Müssen ja auch!)

Dazu hatten wir vor Kurzem eine Drucksache in
der Bürgerschaft und im Ausschuss. Die Science
City Bahrenfeld wird vorangetrieben, der Ausbau
der TU Hamburg-Harburg, die Bauvorhaben in
Eimsbüttel. Wissenschaft ist ein Schwerpunkt die-
ses Senats, und das unterstützen die beiden Koali-
tionsfraktionen von Herzen, denn Wissenschaft ist
die Zukunft dieser Stadt. Wir müssen Wissenschaft
hier weiterentwickeln, um Arbeitsplätze zu schaf-
fen, aber auch, um genug Menschen auszubilden,
Herr Nockemann. Es ist nicht so, dass wir das
Geld nur in die Exzellenzforschung investieren
können, sondern wir müssen dafür sorgen, dass
Hochschulen auch ihrer Ausbildungsfunktion für
Fachkräfte nachkommen können. Das war immer
eine zentrale Funktion von Hochschulen und das
wird es auch in Zukunft bleiben. Wir brauchen nicht
nur die Forschungsergebnisse, sondern auch gut
ausgebildete junge Menschen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das Ergebnis vom letzten Wochenende schafft die
Voraussetzung, dass wir auf diesem Weg weiter-
gehen können, Wissenschaft ins Zentrum der Se-
natspolitik zu stellen. Die Unterstützung meiner
Fraktion haben Sie. – Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Herr Dr. Flocken be-
kommt nun das Wort.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Präsidentin, sehr verehrte Volksvertreter! Sie
feiern hier im Auftrage der Senatorin für Wissen-
schaft und Gleichschaltung den Hochschulpakt,
und die meisten Studenten kennen ihn nicht.

(Zurufe von allen Fraktionen – Glocke)

Präsidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ich nehme an, Sie haben sich ver-
sprochen?

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
– Ja, ich habe mich versprochen.

Das hat eine Umfrage von mir ergeben. Anders
wäre das Ergebnis wohl ausgefallen im akademi-
schen Mittelbau. Dort ist man sehr unzufrieden und
deshalb hoch interessiert. Gehälter, Honorare, Kar-
riereaussichten, Arbeitsbedingungen und vieles
mehr werden als erbärmlich empfunden für ein rei-
ches Land.

Ein reiches Land – hier liegt der erste Fehler.
Deutschland ist kein reiches Land mehr. Gemes-
sen am Verdienst im wachsenden Niedriglohnsek-
tor, am Facharbeiterlohn oder auch am Einkom-
men zum Beispiel der Ärzte hinken wir unseren
westlichen und nördlichen Nachbarn hinterher.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Jetzt kommen die
Orthopäden wieder!)

Gemessen an den Wohneigentumsquoten, den
Renten und dem Median des Vermögens sind die
Deutschen auch im Vergleich mit Griechen arm.
Wie sollte es da dem akademischen Mittelbau bes-
ser gehen?

Am drückendsten werden jedoch die schlechten
Berufsaussichten empfunden, vor allem in den Ge-
schwätzwissenschaften. Damit sind die Fächer ge-
meint, bei denen das virtuose Beherrschen des
Jargons ausreicht, um in angesehenen Fachjour-
nalen Unsinnsstudien zu platzieren, wie im letzten
Jahr von Peter Boghossian und anderen mehrfach
nachgewiesen.

Jedes Jahr kommen in Deutschland mehr als
100 000 Absolventinnen und Absolventen dieser
Studiengänge neu auf den Markt, um ihre Kompe-
tenz anzubieten. Eine Ware, für die es kaum Käu-
fer gibt. Wer sollte schon freiwillig zahlen für fanta-
sielos arrangierte Textbausteine aus abgedrosche-
nem linken Stroh, das schon vor Jahrzehnten im
Soziologieunterricht zu Tode gelangweilt hat.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Wo haben Sie
den Textbaustein denn her?)

Sie merken, es geht mir nicht nur um die Milliarden
Euro an Zwangsgeldern, die dem Volk abgepresst
werden, in Genderlehrstühlen versinken und in den
MINT-Fächern fehlen, es geht mir vor allem um die
damit verbundenen menschlichen Tragödien. Po-
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temkinsche Stellen in Parteien und staatsnahen In-
stituten und Vereinen gibt es einfach nicht genug,
um annähernd alle aufzunehmen, deren Haupt-
qualifikation darin besteht, den Professorinnen und
Professoren lange genug nach dem Munde gere-
det und das Einschleimen in die politische Korrekt-
heit über lange Jahre perfektioniert zu haben.
Selbst die Relotius-Presse bringt immer wieder de-
ren Hilfeschreie

(Dr. Monika Schaal SPD: Wer denkt sich
das eigentlich alles aus, was Sie erzählen?)

von Sinnkrisen, erfolglosem Bewerbungsmarathon,
Arbeitslosigkeit, Depressionen, Kreditunwürdigkeit,
Kinderlosigkeit, Vereinsamung trotz maximaler
Systemtreue und von absehbarer Altersarmut. Die-
se Absolventinnen und Absolventen brauchen un-
sere Hilfe. Wie sollen sie auch allein verstehen,
dass zum Beispiel ein Master in Soziologie unter
Umständen weniger wert sein kann als der Nach-
weis, über Jahre flink und gut die Regale bei Lidl
eingeräumt zu haben.

Vor allem aber müssen Abiturienten informiert wer-
den. Wer in der Oberstufe die Prüfungen in Mathe-
matik nicht schafft, tut zwar gut daran, auf ein
MINT-Studium zu verzichten, die Flucht in eine ge-
schwätzwissenschaftliche Fakultät vermittelt aller-
dings keinesfalls ein Vorrecht auf ein finanziell aus-
kömmliches Leben in einem bequemen Bürostuhl
ohne richtige Arbeit. Die beste Art, dies allgemein-
verständlich auszudrücken, wäre, diese Studien-
gänge den privaten Hochschulen zu überlassen.
Der Markt wird dann das Einkommen regeln und
das eingesparte Geld der Steuerzahler könnte ent-
weder den rechtmäßigen Eigentümern zurückge-
geben werden, dem arbeitenden Volke, oder in
Forschung investiert werden mit dem Ziel, in der
Technologie den Anschluss an Amerika und Ost-
asien nicht vollends zu verlieren.

(Ekkehard Wysocki SPD: Das muss doch
wehtun!)

– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Senatorin Fegebank.

Zweite Bürgermeisterin Katharina Fegebank:
Sehr verehrte Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Lieber Herr Nockemann, die Entscheidung
von letztem Freitag ist keineswegs eine Selbstver-
ständlichkeit, sondern es ist eine sehr bemerkens-
werte Einigung und ein bemerkenswerter Durch-
bruch in mehrerlei Hinsicht gewesen. Das will ich
einmal in aller Deutlichkeit sagen. Als der Kollege
Dressel und ich am Donnerstag nach Berlin gefah-
ren sind, sind wir keineswegs davon ausgegangen,
dass wir am Freitag mit diesem Beschluss nach
Hause kommen können.

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Das hat verschiedene Gründe, und die will ich mit
dem Erfolg dieses Pakets noch einmal begründen.
Es war insofern in mehrfacher Hinsicht bemerkens-
wert, als dass wir zum einen wirklich nicht nur eine
Sternstunde für Wissenschaft und Innovation für
dieses Land und dann auch eben für Hamburg als
Stadt erreicht haben, sondern es war ein wirklich
bemerkenswerter Tag für den Föderalismus und
auch die Demokratie in unserem Land.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und zwar weil es uns gelungen ist, dass wir über
Parteikonstellationen hinweg mit allen 16 Bundes-
ländern und dem Bund in einer Situation, in der wir
in den nächsten Tagen eine Steuerschätzung be-
kommen werden, die wahrscheinlich keineswegs
so rosig ausfällt wie die der letzten Jahre, also mit
unsicherer Konjunkturprognose, uns zusammenge-
setzt und in der Tat auch zusammengerissen ha-
ben und ein 160-Milliarden-Euro-Paket verabschie-
det haben über zehn Jahre, das ehrlicherweise sei-
nesgleichen sucht.

Das als Selbstverständlichkeit zu beschreiben,

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

finde ich schon ein starkes Stück. Ich will weiter
auf Sie eingehen, Herr Nockemann.

(Dirk Nockemann AfD: Freut mich!)

Ja, eine Triebkraft, ein Motivationsmotor ist in der
Tat, technologischen Fortschritt und die Innovati-
onskraft in diesem Land auf einem sehr hohen Ni-
veau zu halten. Aber ein anderes Element ist, die
Demokratie zu stärken. Und wenn Sie jetzt von
schwachen Fächern sprechen, von Geistes- und
Sozialwissenschaften,

(Dirk Nockemann AfD: Von weichen habe
ich gesprochen, von weichen!)

will ich Ihnen einerseits sagen, wir sind auch da
sehr stark in Hamburg. Wir haben ein Exzellenz-
cluster in der Manuskriptforschung geholt, von dem
internationale Gutachter sagen, da leisten sie
einen zentralen Beitrag zur wissenschaftlichen Di-
plomatie in Europa und in der Welt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und andererseits geht es darum, durch Bildung,
Persönlichkeitsbildung, den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu stärken und die Antworten auf die
Fragen von heute und morgen zu geben. Da geht
es natürlich auch darum, wie man in Länder, in de-
nen Wissenschaft gerade massiv unter Druck
steht, von populistischen Tendenzen getrieben, ein
Gegensignal sendet und sagt, Deutschland steht
und Deutschland setzt auf die Zukunftsressource
Mensch und die Zukunftsressource der jungen Ge-
neration in einem rohstoffarmen Land. Und des-
halb ist es wirklich in mehrfacher Hinsicht eine be-
merkenswerte Entscheidung, die wir letzten Freitag
getroffen haben.
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(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Herr Ovens, Sie erlebe ich eigentlich immer als
sehr wachen Typen. Ich war eben etwas erstaunt
über Ihre Einlassungen, weil Sie wenig von dem
mitbekommen haben, was hier in den letzten Jah-
ren tatsächlich los ist. Der Standort brummt und
die Entscheidung von Freitag trägt natürlich dazu
bei,

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD –
Heiterkeit bei Gerhard Lein SPD)

dass wir sowohl in dem Bereich Bau und Sanie-
rung als auch in dem Bereich Entwicklung unserer
Hochschulen, Wachstumskonzepte einen großen
Pflock unverrückbar eingeschlagen haben, und wir
sorgen vor allem an unseren Hochschulen und an
unseren Universitäten für eine verstetigte Perspek-
tive und für eine dauerhafte Finanzierung.

Ich wiederhole es noch einmal, das haben alle Vor-
rednerinnen und Vorredner auch schon gesagt:
Uns haben heute schon wieder Hochschulen an-
gerufen und gefragt, wie lange läuft denn jetzt die-
ser Pakt und was heißt denn das in der Perspekti-
ve? Ich kann heute klipp und klar sagen, dass es
wirklich einen Paradigmenwechsel in der Finanzie-
rung in unserem Hochschulsystem ist, weil wir
endlich aufhören, über gutes und schlechtes Geld
zu sprechen. Es hieß die ganze Zeit, das Geld aus
der Stadt und vom Land, das ist gutes Geld, weil
es dauerhaft in die Grundfinanzierung einzahlt.
Das, was wir vom Bund bekommen, ist Projekt-
geld, was an den Hochschulen dazu geführt hat,
und das wissen Sie alle, dass natürlich nur befris-
tet eingestellt wurde, dass man in Projekten gear-
beitet hat. Das, was wir am Freitag verabredet und
mit allen 16 Ländern und dem Bund beschlossen
haben, ist eine klipp und klar dauerhafte Finanzie-
rung, eine Verstetigung mit einer Dynamisierung,
einer stufenweisen, die Dauerstellen ermöglichen
wird, die den Universitäten langfristige Planbarkeit
gibt. Natürlich, ich teile das, was Sie gesagt haben,
Qualitätspakt Lehre, das ist ein Wermutstropfen,
aber wir müssen sehen, wie wir über den Zukunfts-
vertrag Studium und Lehre genau dieses Element
stärken, Qualität in der Lehre stärken, um den jun-
gen Menschen, die ein Studium aufnehmen, beste,
optimale Bedingungen für ihre Ausbildung zu er-
möglichen. Das will ich heute noch einmal sagen,
weil die Fragen kommen,

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

und das ist der zentrale Erfolg, diese dauerhafte
Perspektive, die auch für gute Arbeit steht, die für
Perspektiven unserer Universitäten und Hoch-
schulen steht, die ihnen sehr viel Sicherheit geben
wird. Das ist wirklich der Paradigmenwechsel, der
eingeleitet wurde, eine gemeinsame Finanzierung.
Das entbindet uns nicht von der Verantwortung,
hier weiter stark in die Grundfinanzierung zu ge-
hen, aber jetzt ist der Bund mit drin.

Und, Herr Dolzer, Ihre Sorge, dass bei einem Re-
gierungswechsel all diese Verabredungen nicht
mehr gelten, die kann ich Ihnen nehmen. Wir tref-
fen eine Verwaltungsvereinbarung, der Erste Bür-
germeister wird dann mit seinen Kolleginnen und
Kollegen Anfang Juni dem hoffentlich freudvoll zu-
stimmen

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Freudvoll! Freudvoll!)

und das unterzeichnen, und dann haben wir diese
Perspektive, und zwar über einen so langen Zeit-
raum, wie Universitäten auf der einen Seite, aber
auch unsere außeruniversitären Forschungsein-
richtungen es überhaupt nicht erwartet und vermu-
tet hätten.

Ich will zum Schluss noch sagen, der Pakt für For-
schung und Innovation mit der dreiprozentigen
Steigerung über zehn Jahre gibt natürlich noch
einmal richtig Rückenwind und richtig Schub für
unseren Standort, für die großen Projekte, die wir
mit Blick auf die Science City planen. Er gibt noch
einmal richtig Schub für die vielen  anderen  außer-
universitären Einrichtungen,  von  denen wir viele,
viele haben am Standort, da werden wir mit voller
Kraft weitermachen.

Deshalb: Es war ein guter Tag für Hamburg am
Freitag, ein guter Tag für Deutschland und wirklich
auch ein starker Tag für die Demokratie. – Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Wir sind in der zweiten
Runde, in der die Redezeit drei Minuten beträgt. –
Das Wort bekommt Herr Müller.

Farid Müller GRÜNE:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich will gern noch einmal an
dieser Stelle sagen, Herr Ovens, das, was Sie an
taktischer Vergesslichkeit hinsichtlich der Hambur-
ger Bemühungen, Wissenschaft und Forschung in
dieser Wahlperiode nach vorn zu bringen, hier an
den Tag gelegt haben, kann man politisch eigent-
lich nicht mehr erklären. Und ich finde das, auch
gegenüber der SPD, in so einem Maße verlogen,
dass man eigentlich nur noch fassungslos den
Kopf schütteln kann, denn der Finanzsenator war
in Berlin und hat – vorher Herr Tschentscher, jetzt
Herr Dressel – alle Zuwächse, die in diesem Haus-
halt 10 Prozent Plus für Wissenschaft und For-
schung, im Haushalt 2020 14 Prozent Plus ausma-
chen, mit verhandelt, mit uns. Und es ist völlig klar,
dass wir auch noch einmal – es mag kritisiert wor-
den sein von der FDP – einen Zusatzbereich im
Hochschuletat eingerichtet haben für zusätzliche
Erfordernisse im Hochschulbereich, und zwar über
45 Millionen Euro. Ich finde vor diesem Hinter-
grund irgendwelche Andeutungen, diese Stadt
würde sich nicht um Wissenschaft und Forschung
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kümmern, einfach gegenstandslos. Gegenstands-
los.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir haben doch alle eine gute Stimmung momen-
tan an den Universitäten. Der Exzellenzerfolg der
Uni ist noch nicht alt. Wir haben in der Bürger-
schaft sofort nicht nur beschlossen, dass wir die
Bundesgelder bekommen, sondern wir haben auch
noch einmal Landesmittel draufgelegt, und zwar
nicht wenig, auch weit über 40 Millionen Euro. Und
wir haben zusätzlich noch einmal weit über 40 Mil-
lionen Euro für die Grundausstattung in dem Be-
reich, bei den Exzellenzclustern, bereitgestellt.

Ich glaube, das weitere Gedeihen an diesen Unis
ist jetzt nicht nur noch eine Geldfrage, sondern
jetzt reden wir darüber, wie wir gemeinsam diese
Mittel gut einsetzen, damit die Wissenschaftsstadt
Hamburg so nach vorn kommt, wie wir uns das alle
wünschen. – Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Herr Dr. Tode bekommt
das Wort für die SPD-Fraktion.

(Dirk Nockemann AfD: Ist doch alles schon
gesagt, Herr Tode, alles schon gesagt jetzt!)

Dr. Sven Tode SPD:* Meine Damen und Herren!
Ich freue mich auch, dass ich an diesem wunder-
baren, tollen Tag – ein Meilenstein, nicht nur ein
guter Tag – sprechen darf, und ich freue mich
auch, dass ich es trotz eines Staus auf der Auto-
bahn geschafft habe, das noch zu sagen.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von Carl-Edgar
Jarchow und Anna-Elisabeth von Treuen-
fels-Frowein, beide FDP)

Es ist nämlich nicht nur ein guter Tag, sondern es
ist auch …

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

– Ja, ich weiß, Herr Kruse, für jeden Autounfall auf
der Autobahn sind die SPD und die GRÜNEN zu-
ständig. Das wird es bei Ihnen wahrscheinlich nicht
geben, da wird es keine Autounfälle mehr geben,
da wird es keine Staus mehr geben, klar.

Ich möchte gar nicht darüber reden, sondern ich
möchte über den Meilenstein reden. Wir haben
heute nicht nur einen guten Tag, wir haben heute
einen außergewöhnlichen Tag, einen Meilenstein.
Sie können sich gar nicht vorstellen, ich konnte
nicht glauben, dass ich diesen Tag noch erlebe,

(Heiterkeit bei der FDP)

dass sich der Bund und die Länder auf einen
Zehnjahresplan einigen können. Wenn Sie sich
vorstellen können, was das bedeutet. Zehn Jahre
der Wissenschaft bedeutet, dass sie praktisch drei
Generationen von Promovenden haben, die immer

drei Jahre promovieren, das heißt, sie haben drei-
mal hintereinander keine befristeten Stellen mehr.
Wir haben Dauerstellen. Das ist in der Wissen-
schaft etwas sehr Besonderes. Das bedeutet für
Menschen, dass sie in Familienplanung gehen
können, das bedeutet, dass sie langfristig in der
Wissenschaft bleiben können. Das sind sehr, sehr
tolle Ergebnisse.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und Sie verstehen, dass es für mich als Sozialde-
mokrat besonders wichtig ist, dass wir von den be-
fristeten Stellen zu Dauerstellen kommen, denn
das ist genau das Ergebnis, das wir in der Wissen-
schaft brauchen. Können Sie sich vorstellen, dass
ein Polizist immer nur drei Jahre, drei Jahre, drei
Jahre arbeitet? Können Sie sich vorstellen, dass
eine Krankenschwester das tut? Nein. Aber bei
Wissenschaft ist es tagtäglich so, und das wird
sich jetzt ändern.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ich will keine Zeit damit verschwenden, auf Herrn
Ovens einzugehen, da haben meine Vorredner
schon genügend gesagt. Schauen Sie nur in die
neue "WirtschaftsWoche", gucken Sie das Ranking
der Hamburger Universitäten an, wir sind in sehr
vielen Bereichen unter den ersten zehn, wir sind
auf mehreren Plätzen massiv nach vorn gestoßen.
Wenn man dieses Ranking einmal benutzt – Herr
Ovens sagt, wir sind nie dabei –, dann müssen Sie
auch sehen, wenn wir dabei sind. Also insofern,
gucken Sie sich das noch einmal genau an.

(Beifall bei der SPD)

Es ist auch deswegen so entscheidend – und es
ist mir egal, ob es daran liegt, dass die Bundesbil-
dungsministerin gerade eine schlechte Presse hat
und deswegen vielleicht einmal eine gute Presse
brauchte, denn das Ergebnis zählt doch – und in-
teressant, denn der Bund hat sich doch jahrelang
vom Hochschulbau beispielsweise zurückgezogen,
wo er nicht einen einzigen Cent mehr investiert
hat. Da haben sie sich zurückgezogen, aber jetzt
kommt der Bund wieder und ist auf die Idee ge-
kommen, dass man bei Studienanfängern bis zu
56 Prozent übernimmt und die Kosten nicht allein
den Ländern überlässt, sondern dass das eine
Bundesaufgabe ist, und das ist natürlich ein sehr
wichtiger Aspekt.

Wenn wir jetzt noch einen Wunsch hätten – und
das ist natürlich, man hat Wünsche bei solchen tol-
len Ergebnissen, es muss auch weitergehen –,
dann wünschten wir uns natürlich auch den Aus-
bau der Lehre. Wir wünschen uns neben einer
deutschen Forschungsgemeinschaft auch eine
deutsche Lehrgemeinschaft, denn das ist die
Grundlage für die Vermittlung von Lehre. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Präsidentin Carola Veit: Herr Ovens hat erneut
das Wort für die CDU-Fraktion.

(Wolfgang Rose SPD: Jetzt ist wirklich alles
gesagt!)

Carsten Ovens CDU:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Da ist richtig Stimmung in der
Debatte, das finde ich natürlich toll. Ich muss wohl
offenbar den Nagel auf den Kopf getroffen haben,

(Heiterkeit bei der SPD)

so wie sich hier SPD und GRÜNE aufregen und
nach monatelangen internen und externen Quere-
len – auch in der Presse war es doch ständig zu le-
sen – auf einmal zusammenstehen, als könnten
sie sich gar nichts Schöneres vorstellen, als tagein,
tagaus zusammen Politik zu machen. So viel Einig-
keit bei Rot-Grün kann offenbar nur die CDU er-
zeugen. Das ist schon ein starkes Stück, was wir
hier hören.

(Beifall bei der CDU)

Aber wenn Sie mir richtig zugehört hätten, dann
hätten Sie verstanden, dass ich nicht nur Ihren Se-
nat gelobt habe und die Politik, die dieser Senat an
vielen Stellen durchaus angefangen hat, gelobt ha-
be, sondern ich habe Ihnen auch gesagt, es reicht
eben nicht, die richtigen Dinge zu tun, sondern Sie
müssen sie eben auch richtig tun. Und wenn Kolle-
ge Giffei seine Rede beginnt mit den Worten, freu-
en Sie sich doch, dass Sie der SPD zuhören kön-
nen, dann lausche ich natürlich aufmerksam und
finde leider nur wenig Erfreuliches darin.

(Dirk Kienscherf SPD: Was? – Martina Frie-
derichs SPD: Da hat er wohl nicht zugehört!)

Dass er jetzt sagt, die SPD habe es doch ge-
schafft, erstmals tatsächlich 10 Prozent Wachstum
in einem Wissenschaftsetat zu generieren, ja klar,
das klingt auf den ersten Blick toll. Nur wenn ich ei-
ne jahrelange Unterfinanzierung an den Hoch-
schulen habe,

(Dirk Kienscherf SPD: Das war doch in der
Zeit Ihrer Regierung!)

wenn ich ein Etatwachstum habe, das geringer ist
als das Kostenwachstum, lieber Kollege Giffei,
dann ist das am Ende des Tages nichts als ein
notwendiger Aufwuchs, über Jahre zusammenge-
spart, der am Ende aber über die gesamte Dekade
tatsächlich nicht viel gebracht hat.

Und sehen wir uns doch an, was Olaf Scholz getan
hat. In Hamburg predigt er vom Wissenschafts-
standort Hamburg, kaum ist er in Berlin als Bun-
desfinanzminister, legt er den Kahlschlaghammer
an. Wir hätten doch, gerade er in Berlin, zusam-
men mit diesem Senat etwas tun können, um den
KI-Standort beispielsweise in Hamburg voranzu-
bringen. Aber aus 3 Milliarden Euro, die die Bun-
desregierung eigentlich investieren wollte, macht

er 500 Millionen Euro. Das ist Wissenschaftspolitik
der SPD.

(Beifall bei der CDU)

Wir könnten das jetzt noch ewig weiterspielen. Na-
türlich gibt es hier und da schöne, tolle Projekte.
Aber wenn wir uns dann das anschauen, was wir
gestern im Wissenschaftsausschuss wieder disku-
tiert haben, die stetige Verschlechterung von An-
gebot und Nachfrage bei Studentenwohnheimen in
Hamburg, dann ist es toll, dass jetzt so kurz vor
der Wahl Rot-Grün mit neuen Ideen um die Ecke
kommt, aber bis dieses PR-Getöse sich tatsächlich
dann in Taten umsetzt, da wird mindestens noch
eine weitere Legislaturperiode vergehen.

(Dirk Kienscherf SPD: Stück für Stück!)

Wissenschaftsparks haben Sie 2014 versprochen,
bis heute gibt es keinen einzigen. Die TU Ham-
burg-Harburg wollen Sie ausbauen, erst waren es
10 000, dann waren es 15 000 Studenten. Bis heu-
te haben wir nur ein paar Millionen Euro, die gera-
de einmal reichen, um das Konzept dafür zu ent-
wickeln, noch nicht aber die Gebäude zu bauen,
die neuen Professoren und Doktoranden einzustel-
len und tatsächlich auch die Technische Universi-
tät voranzubringen. Dabei gibt Ihnen der Bund
doch hier und da immer wieder neues Geld, Herr
Müller. Nehmen Sie die BAföG-Reform, 31 Millio-
nen Euro, die eigentlich für Wissenschaft, For-
schung, Lehre und Bildung zur Verfügung stehen,
und was machen Sie? Es versickert.

Diese Stadt braucht einen Masterplan für die Wis-
senschaft. Wir als CDU werden bis zum Sommer
einen Vorschlag dafür machen und Ihnen Wissen-
schaftspolitik aus einem Guss vorlegen, und dann
können wir gern weiterdiskutieren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Herr Dolzer für die Frak-
tion DIE LINKE hat das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Jetzt
ist einiges gesagt worden, Herr Tode sprach von
Dauerstellen, Frau Senatorin Fegebank von unbe-
fristeten Einstellungen. Noch einmal: Wir begrüßen
dieses Paket, wir begrüßen es ausdrücklich. Aber
wie Sie diese Dauerstellen, die unbefristeten Ein-
stellungen, damit umsetzen wollen, das müssen
Sie jetzt erst einmal zeigen. Das steht da nämlich
nicht drin, und insbesondere bei der großen Dritt-
mittelabhängigkeit der Hochschulen langt das,
glaube ich, bei Weitem nicht. Aber ich bin ge-
spannt. Wenn Sie das umsetzen, ist es gut.

(Erster Vizepräsident Dietrich Wersich über-
nimmt den Vorsitz.)
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Ich stelle das erst einmal infrage. Vielleicht könn-
ten Sie da noch konkretere Schritte nennen, wie
Sie das machen wollen. Das zum einen.

Zum anderen: Herr Oetzel, ich weiß nicht, welches
populistische Pferd Sie manchmal reitet.

(Zurufe von der CDU – Joachim Lenders
CDU: Das sagt der Richtige!)

Ich sage ganz eindeutig, ich begrüße diesen Pakt.
Und dann nehme ich einen Teil, den ich kritisiere,
nämlich dass der Qualitätspakt Lehre – das ist
nicht dieses Paket, von dem wir reden –, der vor-
her ein Tropfen auf dem heißen Stein war, nun ein
Tröpfchen ist. Vielleicht haben Sie einen Beißre-
flex, dass DIE LINKE bei Ihnen immer negativ
wegkommen muss. Sie versuchen dann, einen
Aspekt herauszunehmen, das Ganze zu verkürzen
und mit einer Falschdarstellung zu fragen: Herr
Dolzer, was machen Sie da überhaupt? Ich finde,
das ist eine Herangehensweise, die völlig unlauter
ist. Ich kann das, ehrlich gesagt, überhaupt nicht
nachvollziehen. Ich sage, der Pakt an sich ist gut,
und dann kritisiere ich ein Moment. Auf dieses Mo-
ment gehen Sie aber überhaupt nicht ein und sa-
gen, das sei Unsinn. Ich finde, das ist Unsinn.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie sind derjenige, der darauf eingegangen ist, die
Senatorin leider nicht, auf die Verstetigung und
den Regierungswechsel 2024. Ja, wir haben Sor-
gen. Unter Frau Leutheusser-Schnarrenberger
oder unter Herrn Baum von der FDP hätten wir kei-
ne Sorgen gehabt. Bei Herrn Lindner fragen wir
uns, ob das Soziale oder das Gesellschaftliche so
zum Tragen kommt, dass das 2024, wenn Sie be-
teiligt wären, noch gegeben wäre. Das fragen wir
uns einfach. Und bei den Ausführungen von Herrn
Nockemann – aber die werden ja glücklicherweise
wahrscheinlich nicht an der Regierung beteiligt
sein – müsste man sich auch Sorgen machen.
Aber zur FDP: Ich fände es schön, wenn Sie

(Michael Kruse FDP: In die Bundesregierung
kämen!)

sich wieder mehr zum Sozialen und Gesellschaftli-
chen entwickeln würden, weniger populistisch ge-
gen links koffern würden, sondern klare, meinetwe-
gen auch liberale – möglichst linksliberale – Aussa-
gen pflegen würden.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Herr Oet-
zel, das klang nach einer Aufforderung und Sie ha-
ben auch tatsächlich das Wort für die FDP-Frakti-
on.

Daniel Oetzel FDP:* Wie praktisch. – Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr
Dolzer, das war wirklich ein netter Versuch. Ich
kann Ihnen ganz klar versichern: Völlig egal, wer

die handelnden Personen bei der FDP sind, wie
unsere Minister heißen – die wir vielleicht auch
nicht erst 2024 wieder haben werden, möglicher-
weise schon vorher – und wer unser Bundesvorsit-
zender ist, die FDP steht wie keine andere Partei
immer auch für soziale Mobilität und sozialen Auf-
stieg durch Bildung,

(Zuruf von der LINKEN)

durch Bildungschancen, durch gleiche Chancen.

(Beifall bei der FDP)

Und da muss ich mir nicht von einem Linken vor-
werfen lassen, ich wäre populistisch, wenn ich
mich dafür einsetze, dass wir die besten Möglich-
keiten dafür schaffen, dass jeder aus seinem Le-
ben das machen kann, was er gern möchte und
wofür er sich einsetzt. Das einmal zum Anfang.

Und eine Sache muss ich leider feststellen, Frau
Fegebank. Ich hatte Sie in der ersten Runde dazu
aufgefordert und hätte auch gern die Zwischenfra-
ge an Sie entsprechend gestellt: Was planen Sie
denn jetzt genau für Hamburg für die Selbstver-
pflichtung? Sie haben gerade gesagt, jetzt sei die
Chance, dass wir allerlei qualitative Verbesserun-
gen machen könnten. Herr Müller hat das auch ge-
sagt: Wir reden jetzt nicht mehr über Geld, wir re-
den über Qualität. Herr Tode hat eben schon ein
paar Beispiele genannt wie etwa Befristung. Alle
diese Sachen könnten jetzt Teil dieser Selbstver-
pflichtung werden und ich hätte mich wirklich ge-
freut, wenn Sie dazu irgendeine Art von Stellung
genommen hätten, was Hamburg dort plant. Denn
bisher wird im Grunde in dieser Debatte von den
Regierungsfraktionen aus nichts gemacht, außer
diesen Bundeskompromiss zu loben. Und wer soll
schon etwas dagegen haben, dass wir mehr Geld
bekommen? Aber jetzt ist Hamburg dran. Jetzt
müssen Sie sagen, was Sie mit dem Geld machen
wollen. Jetzt müssen Sie sagen, was Ihre freiwilli-
ge Selbstverpflichtung dazu ist. Dazu haben Sie
außer einigen wohlfeilen Sätzen kein Wort gesagt.
Frau Fegebank, das ist an dieser Stelle leider zu
wenig.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Das Wort
erhält jetzt Senator Dressel.

Senator Dr. Andreas Dressel: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich will das Ganze mit
gutem Tag, Meilenstein und so weiter nicht noch
einmal bemühen.

(Michael Kruse FDP: Guten Tag!)

Aber wir müssen einmal ein bisschen bei den Fak-
ten bleiben. Denn in der Tat, wenn man sich das
Gesamtvolumen von 160 Milliarden Euro anschaut,
wenn man einmal die Pakete addiert und kumuliert
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über die Jahre, dann ist das eine Größenordnung,
angesichts der wir doch in diesem Haus eine ge-
wisse Einigkeit erreichen müssten – über die ver-
schiedenen Länder sind alle beteiligt, mit Ausnah-
me einer Partei hier auf dieser Seite, aber auch
DIE LINKE ist über die Länder dabei –, dass das
ein großer gemeinsamer Erfolg von Bund und Län-
dern und aller die jeweilige Regierung tragenden
Parteien ist. Insofern kann man ein Stück auch ge-
meinsam stolz sein auf das Erreichte.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und in der Tat fällt das in eine Zeit, das Stichwort
Bundeshaushaltslage und Haushaltslage der Län-
der ist schon angesprochen worden, in der wir
nicht mehr davon ausgehen können, dass wir von
Jahr zu Jahr von Rekordeinnahme zu Rekordein-
nahme schreiten. Die Zeiten, in denen wir von je-
der Steuerschätzung noch einmal positiv über-
rascht worden sind, weil sie eine positive Abwei-
chung gegenüber der letzten abgebildet hat, sind
ein Stück weit vorbei.

Trotzdem haben wir uns gemeinsam auf diesen
Weg gemacht, weil wir uns in allen Ländern einig
sind – und deswegen wundere ich mich über die
manchmal belehrenden Worte, die wir jetzt von
dieser Seite bekommen haben –, dass das Thema
Bildung, Wissenschaft und Forschung die zentrale
Zukunftsentscheidung für Bund und Länder ist. Ich
glaube, deswegen kann man hier sagen, das ha-
ben die anderen Länder so gesehen, das hat der
Bund so gesehen und darin sind sich alle im Senat
und alle den Senat tragenden Fraktionen einig:
Das ist die zentrale Zukunftsfrage auch für diese
Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Deswegen gab es die Unterstützung des Bundes.
Das Bundesfinanzministerium hat sich in den Ver-
handlungen beteiligt. Staatssekretär Gatzer hat es
mit möglich gemacht, dass man sich an dieser
Stelle einigen konnte.

Und wenn wir uns einmal die Auswirkungen für
Hamburg ansehen: Wir werden natürlich beim
Hochschulpakt, wo es sehr erfreulich ist, dass wir
diese Steigerung erreichen konnten, um den Studi-
enplatzaufwuchs weiter gestalten zu können für
Hamburg, gefordert sein, die Kofinanzierung hinzu-
bekommen. Das ist etwas, das wir uns in den
nächsten Jahren mit den Budgetsteigerungen für
die Hochschulen zutrauen, hinzubekommen. Auch
da, können wir heute sagen, gelten unsere Zusa-
gen, die wir dann den Hochschulen gegenüber
machen können, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ich will nicht verhehlen, dass wir uns beim Thema
Pakt für Forschung und Innovation gewünscht hät-
ten, dass wir bei anderen Schlüsseln bleiben. Der
Bund zieht sich jetzt an dieser Stelle auf einen an-

deren Weg zurück. Er erwartet, dass wir wieder zu
den alten Schlüsseln zurückkehren. Das war ein
Punkt, wo Frau Fegebank und ich sehr mit darum
gerungen haben, dass wir den Bund stärker weiter-
hin in einer Verantwortung belassen. Und trotzdem
ist es uns gelungen, durch die Streckung auf eine
lange Zeitperiode bis 2030 diese Veränderung, die
auch mehr Belastung für Hamburg bedeuten wird,
so abzufedern, dass wir sagen: Der Pakt kann
starten und er kann weitergehen. Und wir können
die Mehrbelastung für Hamburg vernünftig gestal-
ten. Das ist dann auch eine gute Zusammenarbeit
zwischen Wissenschaft und Finanzpolitik, einen
solchen Weg vernünftig für Bund und Länder ge-
meinsam hinzubekommen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dass Sie dann abschließend sagen: Jetzt gibt es
Bundesgeld, alles gut, aber eure eigene Leistung,
wo ist die eigentlich? Dass Sie das an einem Tag
sagen, an dem wir gemeinsam verkünden, dass
wir ein Gebäude in direkter Uni-Nähe, nämlich das
Fernmeldeamt an der Schlüterstraße … Wir haben
viele, viele Jahre darum gerungen, einen Weg zu
finden, es für Hochschulbelange nutzbar zu ma-
chen, weil es sich wirklich anbietet. Es waren
schwierige Verhandlungen, aber wir haben es hin-
bekommen und können diese positive Nachricht
nun auch kommunizieren. Das zeigt: Wir setzen
nicht nur darauf, Bundesgelder einzusetzen, son-
dern wir schaffen es, unter vielen Anstrengungen
auch Landesmittel bereitzustellen, um gute Räume
für die Wissenschaft zu schaffen. Das ist eigentlich
noch einmal einen Applaus wert, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –
Glocke)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Senator Dressel, gestatten Sie eine
Zwischenbemerkung oder Zwischenfrage des Ab-
geordneten Oetzel?

Senator Dr. Andreas Dressel: Ja.

Zwischenbemerkung von Daniel Oetzel FDP:*
Vielen Dank. – Sie haben gerade gemeint, dass Ih-
re Antwort, also was Sie hier alles vor Ort machen,
die Antwort sei auf meinen Anwurf eben oder auf
meine Frage, was Sie jetzt in Hamburg geplant ha-
ben hinsichtlich der freiwilligen Selbstverpflichtung.
Damit haben Sie ja im Grunde meine Frage …

Ihre Antwort war eine Antwort auf eine Frage, die
ich nicht gestellt habe.

(Zuruf: Das macht er ja ganz gern!)

Meine Frage an Sie war, was jetzt aus Hamburg
kommt hinsichtlich dieser Selbstverpflichtung infol-
ge konkret dieser Pakte. Und ob Sie jetzt hier in
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Hamburg größere Kapazitäten schaffen, weitere
Gebäude dazuholen … Das mag alles gut und
richtig sein; wir kennen das ja noch nicht so lange
und müssen uns das auch erst einmal anschauen.
Aber meine Frage haben Sie mitnichten beantwor-
tet.

Senator Dr. Andreas Dressel (fortfahrend): Also
es ist manchmal so, dass Frage und Antwort nicht
hundertprozentig so sind, dass sie zueinander pas-
sen.

(Heiterkeit bei der FDP – Michael Kruse
FDP: Das ist ja bei Ihnen des Öfteren so,
Herr Senator!)

Ich glaube, der Senat muss hier einmal die Mög-
lichkeit haben, die Ergebnisse von letzter und die-
ser Woche gemeinsam darzustellen. Wir werden
es natürlich gemeinsam auswerten. Der Erste Bür-
germeister wird dann mit der Bundeskanzlerin und
den anderen Länderchefs die Verwaltungsverein-
barungen unterschreiben. Und dann wird es darum
gehen, das Schritt für Schritt umzusetzen. Was ich
hier eben gesagt habe, ist, dass wir unser Be-
kenntnis dazu ablegen, dass wir die Kofinanzie-
rung gemeinsam stemmen können, dass wir uns
natürlich an die Maßgaben, die in den Verwal-
tungsvereinbarungen stehen, in denen genaue Re-
gelwerke festgelegt sind, wie die Gelder verteilt
werden, wie sie dargestellt werden müssen, wie
sie weitergegeben werden müssen, halten werden.

Es kam vorhin der Punkt: Wenn es einen Regie-
rungswechsel geben sollte in Berlin, dann steigt da
irgendjemand aus. Ich habe noch einmal in die
Schlussbestimmung der Verwaltungsvereinbarun-
gen geschaut, die Möglichkeit, dass so etwas
nachher wieder zur Disposition gestellt werden
sollte, ist absurd auf Basis der Vereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern. Das hat es auch nie ge-
geben. Man kommt da nicht so einfach raus, son-
dern wir haben jetzt Planungssicherheit, und das
über eine so lange Laufzeit, die erreicht werden
konnte. Das ist gut für die Wissenschaft und, wenn
ich das nebenbei sagen kann, auch für den Haus-
halt, weil wir es nämlich über diese Zeit vernünftig
ausplanen können. Gern werden wir die weiteren
Details, wenn das vorliegt, in den Ausschüssen be-
raten, weil sich natürlich noch weitere Folgefragen
stellen. Aber wir haben jetzt Planungssicherheit
und das bis 2030. Das ist wirklich eine gute Nach-
richt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Herr Se-
nator Dressel, während Ihre Kollegin mit der Rede-
zeit, die einem Abgeordneten zur Verfügung ge-
standen hätte, sehr gut ausgekommen ist, haben
Sie deutlich länger geredet, als ein Abgeordneter
hätte reden dürfen.

(Jörg Hamann CDU: Und hat nichts gesagt!)

Ich habe Sie gelobt, Frau Fegebank, dass Sie da-
mit gut ausgekommen sind, während der Kollege
Dressel das nicht geschafft hat.

Jetzt erhält das Wort der Abgeordnete Gögge für
die GRÜNE Fraktion.

René Gögge GRÜNE: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich freue mich sehr, dass wir mit
der Anmeldung dieser Debatte offenbar einen Nerv
getroffen haben.

(André Trepoll CDU: Haben Sie Sorgen ge-
habt?)

Ich habe bemerkt, da es nicht so richtig viel zu kriti-
sieren gab, haben Sie alle noch einmal Ihre Lieb-
lingsthemen platzieren können. Ich habe von der
AfD etwas über entrechtete Männer gehört, ich ha-
be von der LINKEN etwas über die Vermögensteu-
er gehört. Und Enteignung war auch noch dabei,
bei der CDU.

(André Trepoll CDU: Bei der SPD!)

Ich könnte jetzt natürlich auch noch einmal auf das
Thema Klimaschutz eingehen, denn da gibt es ja
tatsächlich einen Zusammenhang mit der Wissen-
schaft. Aber ich glaube, das lassen wir an dieser
Stelle einmal.

Vielfach ausgesprochen und trotzdem nicht wahrer
ist die Behauptung, es gebe kein Bekenntnis des
Hamburger Senats und der Regierungskoalition für
die langfristige Perspektive in unserer Stadt. Das
Gegenteil ist doch der Fall. Dieses langfristige
Commitment, das es gibt, heißt Haushaltsplan der
Freien und Hansestadt Hamburg, und darin sind
diverse Dinge niedergelegt. Wir werden übrigens
nachher noch über das Thema Lehrbeauftragte
und deren Situation an den Hochschulen spre-
chen. Ich will noch einmal betonen: Im Haushalts-
plan gibt es schon das Wachstum der Technischen
Universität; Technische Universität Hamburg übri-
gens, nix Harburg. Außerdem haben wir niederge-
legt die Reform des Lehramtsstudiums, die Sanie-
rung diverser Gebäude im Wissenschaftsbereich
und den Zuschuss zum Studierendenwerk. Auch
ganz frisch, heute erwähnt von Senator Dressel, ist
der Abschluss des langfristigen Mietvertrags für die
Schlüterstraße. Ich finde, allein das ist so ein Er-
folg, dass er selbst eine Anmeldung zur Aktuellen
Stunde wert gewesen wäre.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Das ist in Wirklichkeit ein langfristiges Commitment
für die Wissenschaft, das diese Stadt schon lange
nicht mehr erlebt hat. Und noch mehr als das wer-
den wir ja dann in den nächsten Monaten erleben,
wenn die neuen Hochschulvereinbarungen ge-
schlossen sind.
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(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Ich will aber noch einmal einen Punkt machen, weil
mich das hier wieder ein bisschen schockiert hat.
Unsere Koalition betrachtet Wissenschaft als Gan-
zes. Das bedeutet, wir sehen nicht nur die Inge-
nieurswissenschaften, nicht nur die Betriebswirt-
schaftslehre – Herr Nockemann hat ja sein eigenes
Studienfach ganz vergessen dabei –, sondern
auch die Geistes- und Sozialwissenschaften als
unabdingbar notwendig für das gesellschaftliche
Fortkommen an. Ich bin über eine Sache froh,
nämlich dass für Geisteswissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler und Sozialwissenschaftlerinnen
und -wissenschaftler klar geworden ist, auf wen sie
nicht setzen dürfen, und das sind die Herren dort
drüben auf der rechten Seite.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Jetzt se-
he ich zu diesem Thema keine weiteren …

(Zuruf: Doch! Da!)

– Ach, Herr Nockemann, der uns noch berichtet,
was er studiert hat.

(Heiterkeit – Zuruf: Herr Nockemann, welche
Naturwissenschaft haben Sie eigentlich stu-
diert?)

Dirk Nockemann AfD:* Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich habe es nicht exakt nachge-
rechnet, aber ich glaube, mindestens jeder zweite
Redner hat sich an meinem Debattenbeitrag abge-
arbeitet. Es ist für mich ein Adelszeichen.

(Anna Gallina GRÜNE: Selbstüberschät-
zung!)

– Nein, das ist Fakt.

Ich darf Ihnen noch einmal sagen: Auch wir wollen
keine seelenlosen technologischen Roboter; ich
glaube, das habe ich auch vorhin zum Ausdruck
gebracht. Ich habe den Satz genutzt, dass auch
wir uns freuen, dass von den Mitteln, die wir nun
bekommen, vieles in das Personal geht; das kön-
nen Sie ja nachlesen. Was Sie da an mir kritisie-
ren, trifft also einfach nicht zu. Ich habe aber
gleichzeitig deutlich gemacht, dass es angesichts
des desolaten Abgehängtseins in modernen Zu-
kunftstechnologien, und das sind wir nun einmal in
Deutschland gegenüber den USA und Asien, einer
Neufokussierung bedarf, eben auf diesen wissen-
schaftlich-technologischen Bereich. Das haben Sie
alle in Ihren Debattenbeiträgen mich betreffend
völlig falsch bewertet und da empfehle ich Ihnen,
noch einmal in sich zu gehen. – Danke.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Dann
schaue ich in die Runde. Nein, jetzt sehe ich wirk-
lich keine Wortmeldung mehr zu dem ersten The-
ma.

Wir kommen deswegen noch zum zweiten Thema,
das heute die Fraktion DIE LINKE angemeldet hat:

MIETENmove: Radikale Änderungen der
Mieten- und Wohnungspolitik erforder-
lich!

Dazu erhält das Wort Heike Sudmann für die
Links-Fraktion.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Vielen Dank, Herr
Präsident. – Am 4. Mai haben über 100 Verbände,
Vereine, Initiativen aufgerufen zum MIETENmove
in Hamburg. Zigtausend Hamburgerinnen und
Hamburger sind dem gefolgt, obwohl wir typisches
Hamburger Schmuddelwetter, sogar mit Graupel-
schauer, hatten. Dass so viele Leute dabei waren,
haben wir auch der großen Mehrheit der Bürger-
schaft mit ihrer Politik zu verdanken. Also Dank an
Sie, dass Sie so viele Menschen motivieren;
Schimpf und Schande, dass Sie leider dazu beitra-
gen, dass die Leute auf die Straße gehen müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich wundere mich, dass Sie immer noch in Ihrer
Scheinwelt leben,

(Unruhe bei der SPD)

dass Sie immer noch sagen, gegen den Mieten-
wahnsinn – Sie sind aufgewacht – helfe nur Bau-
en, Bauen, Bauen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt doch gar
nicht, das weißt du doch auch!)

Es helfe nur, wenn wir den roten Teppich für die In-
vestorinnen und Investoren ausrollen. Das hilft
nicht und ich sage Ihnen ganz genau, warum das
nicht hilft.

Um fast 20 Prozent sind die Mieten seit 2011 ge-
stiegen. Auf der Mietendemo, dem MIETENmove,
haben wir mehrere Schilder gesehen, getragen
von älteren Menschen, auf denen stand: Miete
frisst Rente auf. Wir können und dürfen es nicht
zulassen, dass Menschen noch mehr Angst vor Al-
tersarmut haben müssen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Farid Müller
GRÜNE)

Während Sie von Rot-Grün immer mit Begeiste-
rung sagen, Sie sorgten für den Drittelmix, zeigen
die realen Zahlen: Drei Viertel aller Neubauten in
Hamburg sind teure Wohnungen, die sich kaum
noch jemand leisten kann. Wir brauchen in Ham-
burg endlich viel, viel mehr preiswerte Wohnungen.
Wir brauchen mindestens 50 Prozent öffentlich ge-
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förderte Wohnungen und wir brauchen keine In-
vestoren wie Akelius und andere.

(Beifall bei der LINKEN)

Und auch wenn der Senat jetzt – hoffentlich – dem
Antrag von Rot-Grün folgt und sagt, es solle weni-
ger verkauft, mehr im Erbbaurecht vergeben wer-
den, stellen wir fest, dass die Finanzbehörde, der
LEG immer noch sagen: Wir wollen möglichst hohe
Preise erzielen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt doch gar
nicht! Das ist doch Blödsinn!)

Das geht nicht. Sie dürfen die einzige Nutzung zu-
grunde legen, die wir in Hamburg brauchen. Wir
brauchen preiswerte Wohnungen, dauerhaft, und
die kann man nur erreichen,

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist falsch!)

wenn man nicht den Bodenrichtwert zugrunde legt.

– Bisher stimmt das ganz genau, Herr Kienscherf.
Gucken Sie sich einmal die Unterlagen der Kom-
mission für Bodenordnung an – Sie sind in der
Kommission –, dann stellen Sie fest, dass in der
Regel doch der höchste Preis ausschlaggebend
war. Das muss endlich beendet werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich verstehe auch nicht, warum zum Beispiel in
Berlin CDU und SPD gemeinsam mehr dagegen
tun, dass immer noch der Wohnungsmarkt das Be-
tongold ist für Investorinnen und Investoren. In der
Stadt Berlin ist es mittlerweile so, dass von einem
Euro, der dort investiert wird, 58 Cent von auslän-
dischen Investorinnen und Investoren kommen,
von Aktiengesellschaften, die für alles Mögliche
bekannt sind, aber nicht dafür, dass sie sich an-
satzweise um Wohnungspolitik und Mieterinnen
und Mieter kümmern. Das muss auch endlich be-
endet werden.

(Beifall bei der LINKEN – Dirk Kienscherf
SPD: Wir sind doch in Hamburg, nicht in
Berlin!)

– Ich glaube, meine lieben Kollegen, Sie können
sehr sicher sein, dass es sich in Hamburg genauso
entwickelt. Gucken Sie, wer in Hamburg investiert,
schauen Sie sich an, wer in Hamburg aufkauft.
Dann werden Sie merken, dass das nicht geht.

Ich will noch einen Punkt nennen – einen kleinen
Augenblick, Herr Tjarks, ich mache das eben zu
Ende. FDP und CDU, vor allem die FDP, sagen:
Wir schützen das Eigentum. Wir finden, in einer
Stadt, wo drei Viertel der Hamburgerinnen und
Hamburger Mieterinnen und Mieter sind, müssen
die Mieterinnen und Mieter geschützt werden. Das
ist der richtige Weg.

(Beifall bei der LINKEN – Glocke)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Sudmann, gestatten Sie jetzt eine
Zwischenfrage oder -bemerkung des Abgeordne-
ten Tjarks?

Heike Sudmann DIE LINKE:* Sehr gern.

Zwischenfrage von Dr. Anjes Tjarks GRÜNE:*
Vielen Dank, Frau Sudmann. – Der Volksentscheid
in Berlin will ja enteignen. Da geht es um Vonovia,
die Deutsche Wohnen und Akelius. Vielleicht kön-
nen Sie uns einmal mitteilen, ob Sie wissen, wie
viele Wohneinheiten diese drei Unternehmen in
Hamburg besitzen, die in Berlin ja mehrere Hun-
derttausend Wohneinheiten besitzen. Ungefähr,
einfach nur mal so. Sind das 500 oder 100 000?
Dieses ganze ausländische Geld, das Sie hier
eben gesehen haben, vielleicht können Sie das
noch einmal ein bisschen stärker präzisieren.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Ich
kann es ganz genau sagen: 11 000 Wohnungen
hat die Vonovia, 4 000 Akelius; es sind
15 000 Wohnungen.

(Heiterkeit bei Jörg Hamann und Ralf Nied-
mers, beide CDU)

– Sie lachen gerade darüber, dass 30 000 Miete-
rinnen und Mieter dort echt in die Verzweiflung ge-
trieben werden. Das ist ein Trauerspiel, Herr Ha-
mann, was Sie gerade machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist nichts zum Lachen, sondern das ist etwas,
wo wir uns überlegen müssen, was wir machen.
Aber ich komme noch zum Thema Enteignung.

Wir wollen die Mieterinnen und Mieter schützen.
Wir haben hier im Februar schon einen Antrag ein-
gebracht für einen Mietenstopp, einen Mieten-
deckel. Sie waren sich alle so einig: never ever.
Aber ich merke, langsam, aber sicher kommt Er-
kenntnis. Ich zitiere einmal einen Lars Klingbeil,
der meines Wissens der Generalsekretär der SPD
ist. Er hat sich Anfang April wie folgt geäußert:

"In den Ballungsgebieten, dort, wo es
Schwierigkeiten mit den Mieten gibt, soll die
Miete fünf Jahre nicht erhöht werden. Das
würde den Wohnungsmarkt entlasten."

Ich frage mich, wann Herr Klingbeil einmal mit Ih-
nen spricht, wann Sie sich endlich einmal bewegen
und etwas für die Mieterinnen und Mieter tun. Es
ist höchste Zeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben es ja eben schon angesprochen, Herr
Tjarks: Enteignung. Ich finde, viele Mieterinnen
und Mieter müssen mittlerweile so viel von ihrem
Einkommen bezahlen, gerade die ärmeren Haus-
halte zahlen teilweise 40, 50 Prozent, das ist eine
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Enteignung der Mieterinnen und Mieter. Die dürfen
wir nicht hinnehmen. Die Abzockerinnen und Ab-
zocker zu enteignen, da sollten wir uns vielleicht
einig sein, und das Grundgesetz gibt das auch her.

(Beifall bei der LINKEN)

Mein letzter Punkt. Ich höre immer das Argument,
gerade von der CDU und der FDP: Mietendeckel
und Enteignung schaffen keine neuen Wohnun-
gen.

(Jens Meyer FDP: Das stimmt doch auch,
Frau Sudmann!)

Sie wollen das Wohngeld erhöhen. Sie wollen in
Berlin Mietergeld haben. Eine Milliarde Euro
Wohngeld, noch mehr, entgehen dem Staat durch
Share Deals. Das schafft keine einzige Wohnung.
Aber da machen Sie nichts und sagen, wir wollen
das besser hinkriegen. Das, finde ich, ist eine
leicht verlogene Debatte.

(Beifall bei der LINKEN)

Unser Ziel als LINKE bleibt: Wir brauchen einen
Mietendeckel. Wir brauchen mehr gemeinnützigen
Wohnungsbau. Nicht Unternehmen wie Akelius,
die jetzt gerade im Schanzenviertel neu bauen,
sollen die Wohnungen in Hamburg bauen, sondern
diejenigen, die sagen: Wir wollen für unsere Miete-
rinnen und Mieter langfristig günstigen Wohnraum
haben. Das ist der richtige Weg. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Sudmann. – Das Wort erhält jetzt Mar-
tina Koeppen für die SPD-Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Über 83 000
genehmigte Wohnungen, über 50 000 fertiggestell-
te Wohnungen und fast 20 000 bewilligte geförder-
te Wohnungen, das ist die Bilanz des Senats seit
2011 und das ist die einzig richtige Antwort auf die
steigende Wohnraumnachfrage und damit auch
auf die steigende Nachfrage nach bezahlbaren
Mieten.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Weitere flankierende Maßnahmen wie flächen-
deckende Mietpreisbremse, die Kappungsgrenzen-
verordnung, die Umwandlungsverordnung, das
verschärfte Wohnraumschutzgesetz, der 8-Euro-
Wohnungsbau, das SAGA-Systemhaus sind weite-
re elementare Bausteine, das Wohnen in Hamburg
bezahlbar zu machen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Allein die SAGA investiert jährlich 500 bis 600 Mil-
lionen Euro in den Wohnungsneubau und weitere
220 Millionen Euro in die Instandhaltung ihres Be-
standes. Hinzu kommen die Investitionen von Ge-

nossenschaften, Wohnungsunternehmen und auch
von privaten Bauherrinnen und Bauherren in den
Wohnungsneubau. Dies führt dazu, dass die
Durchschnittsmiete in Hamburg bei 8,44 Euro liegt,
bei der SAGA sogar nur bei 6,63 Euro und bei den
Genossenschaften bei 6,37 Euro. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, angesichts dieser be-
eindruckenden Investitionen und der Vielzahl von
Maßnahmen nun die Enteignungsdebatte von Ber-
lin auf Hamburg zu übertragen, läuft komplett ins
Leere.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Von den 640 000 Mietwohnungen in Hamburg sind
über 130 000 im Bestand der SAGA, weitere
130 000 im Besitz von Genossenschaften. Und ich
sage an dieser Stelle auch: Die überwiegende Zahl
der Vermieterinnen und Vermieter von Hamburger
Mietwohnungen darf nicht pauschal als Miethaie
unter Generalverdacht gestellt werden.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRÜNE)

Die Unternehmen, die in Berlin die Debatte ent-
facht haben, besitzen in der Metropolregion rund
– es wurde eben schon gesagt – 20 000 Mietwoh-
nungen, also nicht einmal 3 Prozent des Hambur-
ger Mietwohnungsbestandes.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Mit einer Enteignung wird keine einzige neue Woh-
nung geschaffen, im Gegenteil, ausnahmslos alle
Unternehmen würden ihre Neubautätigkeiten ein-
stellen.

DIE LINKE versucht nun, sich als Partei darzustel-
len, die sich für die Mieterinnen und Mieter stark-
macht und für bezahlen Wohnraum kämpft.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das müssen
wir nicht darstellen, das sind wir!)

Aber wie sieht denn eigentlich das Handeln der
LINKEN vor Ort aus? Wie agiert Ihre Partei, Frau
Sudmann, in den Bezirksversammlungen, wenn es
um die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum
geht?

Jüngstes Beispiel ist der Bebauungsplan Lok-
stedt 67 in Eimsbüttel. Genossenschaften wollen
über 200 Wohnungen, davon ein Drittel gefördert,
bauen. Geplant sind barrierefreie, altengerechte
Wohnungen und Wohnungen für Familien inklusive
einer Kita. Eine vorhandene Sackgasse soll entsie-
gelt und als Parkanlage hergestellt werden. Das
Ganze wurde natürlich mit einem breiten Bürgerbe-
teiligungsprozess flankiert. Man könnte meinen,
das entspreche genau Ihren Vorstellungen und
Forderungen, Frau Sudmann.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren,
was macht DIE LINKE in Eimsbüttel?
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(Hansjörg Schmidt SPD: Ablehnen!)

Sie spricht sich vehement gegen dieses Vorhaben
aus und hat im letzten Stadtplanungsausschuss
gegen die öffentliche Auslegung des Bebauungs-
plans votiert. Stattdessen solidarisiert sie sich mit
den anliegenden Eigenheimbesitzern, die sich
massiv gegen die Bebauung aussprechen, und be-
kämpft das Vorhaben im Sinne der Eigenheimbe-
sitzer gnadenlos.

(Glocke)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Liebe Frau Koeppen, gestatten Sie eine
Zwischenfrage oder -bemerkung von Frau Sud-
mann?

Martina Koeppen SPD (fortfahrend):* Frau Sud-
mann kann sich gern selbst gleich noch einmal
melden.

(Zurufe)

Ich bin nämlich noch mit meinem Vortrag … Also,
meine sehr verehrten Damen und Herren, man
kann nicht …

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Koeppen.

(Zurufe – Norbert Hackbusch DIE LINKE:
Das gibt's doch nicht!)

Ruhig. Ruhig Blut.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: So rumzu-
giften und dann keine Zwischenfrage zuzu-
lassen! – Zurufe von der SPD)

Liebe Kollegen! Auch wenn ein nicht kleiner Teil
des Hauses Herrn Hackbusch zustimmen würde,
haben Sie das Wort, Frau Koeppen, und ich habe
Sie so verstanden, dass Sie keine Zwischenfrage
möchten.

Martina Koeppen SPD:* Genau.

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Gut. –
Fahren Sie fort.

Martina Koeppen SPD (fortfahrend):* Auf der
einen Seite kann man also nicht 50 Prozent geför-
derte Wohnungen pro Jahr, einen Mietendeckel …

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Dann
sagen Sie doch mal was zur Argumentation
der LINKEN und lesen Sie nicht einfach nur
den Text ab!)

– Ich kann ja verstehen, dass Sie dieses Beispiel
nicht so schön finden. Aber es ist nun leider einmal
in der Tat so. Sie haben genossenschaftlichen
Wohnungsbau abgelehnt. So einfach ist das.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und das enttarnt Sie auch genau an dieser Stelle.
Wenn es konkret darum geht, bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen, dann stellen Sie sich an die Sei-
te derjenigen, die am lautesten schreien, und das
sind dieses Mal die Eigenheimbesitzer. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –
Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das ist
doch Blödsinn!)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Das Wort
erhält jetzt Herr Hamann für die CDU-Fraktion.

Jörg Hamann CDU:* Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine Debat-
te, die sich dreht, in Bereichen, wie wir sie hier
schon einige Male gehabt haben, mit Argumenten
und Diskussionsebenen, wie wir sie kennen. Neu
dazu würde mir spontan eigentlich nur eines einfal-
len, ein Name, der dann auch alles sagt zu diesem
Thema: Kevin Kühnert

(Zurufe: Oh!)

– ja, Sie stöhnen –, der heimliche Vorsitzende der
SPD,

(Beifall bei der CDU)

der ja nichts anderes fordert als den Sozialismus
und die Verstaatlichung.

(Zurufe)

– Ja, unheimlich auch.

(Zuruf von Anna Gallina GRÜNE)

– Ach, Frau Gallina. Schön, dass Sie auch wieder
da sind.

Es ist aber ja nicht ganz so lustig. Denn er ist nicht
nur der heimlich unheimliche Vorsitzende der SPD
oder der nächste Vorsitzende der SPD oder der
Rest dessen, was von der SPD noch bleibt.

(Wolfgang Rose SPD: Haben Sie auch ein
Argument?)

In Klammern: Besonders interessant dabei ist,
dass Sie in den Umfragen nicht die 15 Prozent, die
Sie bundesweit haben, sondern nur noch 5 Pro-
zent Problemlösungskompetenz bei den Wählern
haben.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von den GRÜ-
NEN)

Nur noch 5 Prozent der Bevölkerung der Bundes-
republik Deutschland glaubt, dass bei Ihnen die
Probleme dieses Landes in den richtigen Händen
sind. Und Kevin Kühnert

(Zurufe)
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– genau, und da sehen Sie den Schwenk zu Ihren
Freunden von der Links-Fraktion – will ja eigentlich
nichts anderes als das, was die LINKEN wollen.
Wenn ich darauf schaue, und da grüßt dann wie-
der das Murmeltier, was wir hier in den letzten Jah-
ren gehabt haben: Da haben Sie als SPD immer
gemacht, was die LINKEN wollten.

(Zurufe)

Das haben wir hier schon etliche Male diskutiert.
Erst haben Sie sich hingestellt und gesagt: Nein,
Teufelszeug. Wollen wir alles nicht. Dann haben
Sie es gemacht. Angefangen bei Mietpreisbremse,
Erbbaurecht, Erhaltungsverordnung. Oder SAGA-
Mietpreisbremse, wo Sie uns noch erzählt haben,
das ginge alles nicht. Es ging dann auf einmal
doch. Erst haben Sie sich hier hingestellt, haben
diesem Haus, den Abgeordneten, der Bürger-
schaft, den Wählern erklärt, das sei alles Unfug,
was die LINKEN wollen, und dann haben Sie es
gemacht mit kurzer Verzögerung. Dann sind Sie
den LINKEN hinterhergelaufen,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

haben genau die linke Politik gemacht, die die LIN-
KEN wollten.

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

Das ist sozialdemokratische Politik. Das sind sozi-
aldemokratische Unwahrheiten, die Sie hier immer
wieder bringen.

(Beifall bei der CDU – Wolfgang Rose SPD:
Was wollen Sie denn?)

Und insofern passt das wunderbar, was uns Ihr
Kevin Kühnert geliefert hat als nächster Vorsitzen-
der Ihrer Partei. Ihr Freund Kevin Kühnert sagt nur
das, was die LINKEN wollen und was Sie in weni-
gen Jahren genau so machen werden, was Sie ge-
nau so umsetzen werden.

(Zurufe)

Sie trauen sich nur nicht, weil jetzt unmittelbar die
Bezirksversammlungswahlen bevorstehen und weil
Sie denken, dass Sie dort die Quittung bekommen,
die Sie auch im Einzelnen verdient haben.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD –
Glocke)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Kollege Hamann, gestatten Sie eine
Zwischenfrage der Abgeordneten Schaal?

Jörg Hamann CDU:* Die Zwischenfragen meiner
Kollegin Schaal sind immer so besonders erhel-
lend, wie könnte ich dem widerstehen? – Frau
Schaal.

Zwischenfrage von Dr. Monika Schaal SPD:*
Vielen Dank, Herr Kollege. – Es wäre nett, dass

Sie einmal darstellen, welches Konzept denn die
CDU hat, um gegen die Mietpreisanstiege vorzu-
gehen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Jörg Hamann CDU (fortfahrend):* Ach, Frau
Schaal, meine liebe Frau Schaal, das war auch ei-
ne Frage …

(Zurufe)

Sie sitzen hier in der zweiten Reihe der Hamburgi-
schen Bürgerschaft. Das haben wir Ihnen nun in
jeder Sitzung, in jeder Debatte, in jeder Diskussion
erklärt. Möchten Sie …

(Zuruf von Anna Gallina GRÜNE)

– Frau Gallina, Sie kennen …

(Glocke)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Liebe Kollegen!

(Zurufe)

Die Zeit ist angehalten. Wer eine Zwischenfrage
stellen darf, möge bitte auch der Antwort zuhören.
Insofern hat das Wort Herr Hamann.

(Zuruf: Welche Antwort? – André Trepoll
CDU: Frau Gallina blökt die ganze Zeit da-
zwischen!)

Jörg Hamann CDU (fortfahrend):* Vielen Dank. –
Dass ich Frau Gallina so aufrege, freut mich natür-
lich. Aber das klären wir dann bei anderer Gele-
genheit.

Also, liebe Frau Schaal, zum x-ten Mal: Unsere Ar-
gumente kennen Sie. Denn genauso, wie Sie bei
den LINKEN klauen, haben Sie natürlich auch bei
uns geklaut.

(Heiterkeit)

Ob es darum ging, hier im Einzelnen das Metropol-
konzept umzusetzen, wobei Sie ja immer noch
schändlich versagen, oder ob es darum ging, die
Metropolregion zu erweitern, ob es darum ging, die
Trassen zu bebauen, Sie versuchen doch, all das
zu machen, was wir schon vor Jahren vorgeschla-
gen haben. Bauprogramm Dachausbau und, und,
und.

(Beifall bei der CDU – Zurufe)

Aber das Problem Ihrer Politik ist, dass Sie von
dem Guten wenig übernehmen und von dem
Schlechten sehr viel. Und deshalb kommen Sie
letztlich dazu, dass wir in Hamburg nichts anderes
haben als ständig steigende Mietpreise; Hamburg
als Hauptstadt der ständig steigenden Mietpreise.

(Wolfgang Rose SPD: So ein Quatsch!)
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Das ist das, was Ihre Politik bringt. Und das ist
auch kein Wunder, wenn ich sehe, was Sie mit Ih-
rer Politik in dieser Stadt machen. Sie nehmen al-
lein fast 600 Millionen Euro ein durch Grunder-
werbsteuer. Ein Riesenbetrag, ein unglaubliches
Geld. Natürlich, wenn Sie 600 Millionen Euro
Grunderwerbsteuer bekommen, wird dann auch
das Bauen teurer. Sie sorgen selbst mit Ihrer Poli-
tik dafür, dass die Mieten steigen. Sie sorgen fort-
laufend dafür.

(Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRÜNE)

Als anderes Beispiel können wir die Sozialwohnun-
gen nehmen. Natürlich ist es richtig, Sozialwoh-
nungen zu bauen.

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Warum ha-
ben Sie es dann gelassen?)

Aber Sie können sich nicht hier hinstellen und sa-
gen: Wir bauen Sozialwohnungen und damit ist es
getan.

(Zurufe)

Denn dadurch, dass Sie Sozialwohnungen bauen,
werden natürlich auch die Wohnungen für den Nor-
malmieter teurer, immer teurer.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Was ist
denn ein normaler Mieter?)

Denn bei jeder Sozialwohnung gibt es eine Quer-
subventionierung für die Mieter, die etwas über
den Richtsätzen der hamburgischen Wohnungs-
baukreditanstalt sind. Sie verteuern also die Mieten
für den Mittelstand in dieser Stadt.

Das machen Sie auch mit all Ihren anderen teilwei-
se skurrilen Ideen, ob es noch Erbbaurechte sind,
ob es ständig neue Gesetze sind oder Verschär-
fungen, die Sie bauen. Sie schaffen es lediglich,
Hamburg zu einer für die Mieter und für die Bevöl-
kerung nicht mehr bezahlbaren Stadt zu machen.
Das ist im Einzelnen das Ergebnis Ihrer Politik, und
das ist falsch.

Insofern: Was DIE LINKE Ihnen vormacht, sollten
Sie nicht weiter nachmachen. Kevin Kühnert ist
nicht die Lösung. Die Lösungen, die Sie haben,
haben Sie bei uns abgekupfert. Da sollten Sie häu-
figer herschauen. – Danke.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Liebe
Kollegen, als Nächster erhält das Wort Herr Du-
ge – für noch eine Minute, weil dann das Ende der
Aktuellen Stunde erreicht ist. Ich kann das aber lei-
der in der Uhr nicht richtig einstellen. Also ich zähle
jetzt nur von fünf bis vier. – Sie haben das Wort.

Olaf Duge GRÜNE: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Dann nutze ich nur kurz die Gelegen-
heit, um darzustellen, dass auf der einen Seite

Herr Hamann vergisst zu sagen, dass wir über den
8-Euro-Wohnungsbau eine Menge machen, um
genau diesen Gruppen, die etwas über der Ein-
kommensgrenze liegen, auch Wohnraum zu brin-
gen.

Und auf der anderen Seite ist doch deutlich gewor-
den, in welchem Dilemma DIE LINKE ist, die sich
einerseits an die Spitze der Mieterbewegung stellt

(Heike Sudmann DIE LINKE: Dein Habeck
fordert Enteignung!)

und andererseits in den Bezirken, wenn es zum
Beispiel um irgendwelche Grünfragen geht und
Ähnliches, sich dann genau dagegen ausspricht.
Das ist Ihr Problem. Sie können nicht konstruktiv.
Sie können nur Opposition. Und Sie haben eben
nicht genau das gemacht, was wir gemacht haben,
nämlich einen Vertrag, einen Grün-Vertrag, der
das Grün und die Stadtentwicklung und den Woh-
nungsbau unter einem Hut zusammenbringt und
diese Möglichkeiten weiter vorantreibt.

Jetzt ist meine Zeit leider zu Ende. Ich denke, wir
sind auf einem richtigen Weg und wir werden in
dieser Richtung weitergehen und konstruktiv mit
den sozialen Wohnungsbauträgern zusammenar-
beiten, mit denen wir es bisher auch getan haben.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Auch
wenn die Redezeit einer Zwischenfrage nicht an-
gerechnet worden wäre, sind wir trotzdem im Ab-
lauf der Gesamtredezeit, sodass wir für heute die
Aktuelle Stunde beenden.

Ich rufe jetzt auf Punkt 1a bis 1c, Wahlen zu ver-
schiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Wahl eines Mitglieds für den Beirat für politi-
sche Bildung
– Drs 21/14765 –]

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Wahl eines vertretenden Mitglieds der Kommis-
sion für Stadtentwicklung
– Drs 21/14934 –]

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Wahl einer oder eines Deputierten der Behörde
für Kultur und Medien
– Drs 21/14935 –]

Es ist wieder vereinbart worden, dass wir das in ei-
nem Wahlgang machen können. Alle drei Stimm-
zettel liegen Ihnen vor. Sie enthalten bei den Na-
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men jeweils Felder für Zustimmung, Ablehnung
und Enthaltung. Sie dürfen auf jedem Stimmzettel
ein Kreuz machen, aber bitte nur eines. Stimmzet-
tel, die den Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei
erkennen lassen oder Zusätze enthalten, sind un-
gültig. Auch unausgefüllte Stimmzettel gelten als
ungültig. – Bitte nehmen Sie nun Ihre Wahlent-
scheidungen vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich bitte die Schriftführung um das Einsammeln der
Stimmzettel.

Ich sehe dort hinten noch bunte Zettel bei Herrn
Stoberock. Gibt es darüber hinaus weitere Perso-
nen, die ihre Stimmzettel noch nicht abgegeben
haben? – Nein.

Dann schließe ich den Wahlgang. Das Ergebnis
wird im Laufe der Sitzung bekannt gegeben.**

Tagesordnungspunkt 31. Ich rufe jetzt den Antrag
der SPD- und GRÜNEN Fraktion auf: Vertrag für
Hamburgs Stadtgrün: Siedlungsentwicklung er-
möglichen – Naturqualität verbessern – Lebens-
qualität steigern. Maßnahmen zur Verbesserung
von Hamburgs Grün – Verständigung mit den Initi-
atoren der Volksinitiative "Hamburgs Grün erhal-
ten".

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:
Vertrag für Hamburgs Stadtgrün: Siedlungsent-
wicklung ermöglichen – Naturqualität verbes-
sern – Lebensqualität steigern. Maßnahmen zur
Verbesserung von Hamburgs Grün – Verständi-
gung mit den Initiatoren der Volksinitiative
"Hamburgs Grün erhalten"
– Drs 21/16980 –]

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss für Umwelt und Energie überwei-
sen.

Wird dazu das Wort gewünscht? – Das ist der Fall.
Herr Kienscherf bekommt es als Erster für die
SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Eben waren wir ja schon beim
Thema Wohnungsbau; wir wollen das Ganze jetzt
noch einmal etwas ernsthafter diskutieren. Der vor-
liegende Bürgerschaftsantrag ist das Ergebnis ei-
nes langen, mehrmonatigen Beratungs- und Ver-
handlungsprozesses zwischen der Volksinitiative
des NABU zum Thema Grünerhalt und den rot-grü-
nen Regierungsfraktionen. Wir können feststellen,
dass es ein sehr verantwortungsvoller, ein sehr gu-
ter Prozess war, mit einem sehr guten Ergebnis für
die Zukunft unserer Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ein Ergebnis, das eine zukunftsorientierte Stadt-
entwicklung möglich macht, das möglich macht,
dass wir dringend benötigten Wohnraum schaffen,
dass wir dringend benötigte neue Arbeitsplätze
schaffen, dass wir soziale Infrastruktur schaffen
können. Das aber eben und vor allem auch ermög-
licht, dass wir die Qualität von Natur in Hamburg
sichern und dass wir die Naturqualität sogar insge-
samt verbessern. Das ist nachhaltige Stadtentwick-
lungspolitik und das ist gut, nicht nur für unsere
Stadt, sondern es ist beispielgebend für andere
Städte in Deutschland und Europa.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

An dieser Stelle möchte ich mich besonders natür-
lich beim NABU bedanken. Ich glaube, wenn man
am Anfang eines Prozesses steht, der in der Tat
eine Frage behandelt, die in vielen Städten gerade
groß diskutiert wird, auch in Hamburg … Denn die
Frage lautet ja: Wie kann es uns gelingen, dass wir
auf der einen Seite die wachsenden Flächenbedar-
fe befriedigen können und auf der anderen Seite
aber Natur sichern, ja sogar Grün verbessern kön-
nen? Und passt das eigentlich zusammen oder
muss es weiterhin diese Gegensätze geben? Das
war eine sehr schwierige Frage, eine Frage, die wir
in Hamburg, aber auch in anderen Städten disku-
tiert haben. Daher noch einmal der besondere
Dank an den NABU, der sehr verantwortungsvoll
gemeinsam mit uns diese Frage beraten hat. Wir
sind zu einem guten Ergebnis gekommen. Das war
wirklich beispielgebend, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Am Anfang war es in der Tat nicht klar, ob wir zu-
einanderkommen. Aber, und ich glaube, das war
wichtig in diesem Prozess, wir haben Vertrauen
entwickelt und einzelne Fragestellungen wirklich
breit und fundiert diskutiert. Auch das ist beispiel-
gebend in einer Zeit, in der wir vieles hektisch in
der Öffentlichkeit diskutieren, in der viel zugespitzt
wird und der eine oder andere gar nicht eingeht
auf das eine oder andere Argument. Wir haben es
geschafft, im Sinne unserer Stadt auf Argumente
einzugehen und die beste Lösung zu suchen – und
wir haben sie gefunden, und das ist gut so, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ich will nur kurz ein paar Eckpunkte nennen. Zum
einen werden wir es schaffen, die Quantität von
Grün zu sichern. Wir sind jetzt schon eine sehr
grüne Stadt, wir haben jetzt schon 9,7 Prozent der
Fläche unter Naturschutz gestellt. Das ist beispiel-
haft für Deutschland. Im Schnitt liegen wir bei
3 Prozent, wir sind jetzt bei 9,7 Prozent. Wir wollen
noch besser werden, wir wollen mehr als 10 Pro-
zent unserer Fläche unter Naturschutz stellen. Das
ist beispielhaft, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das Zweite ist: Wir wollen die Landschaftsschutz-
gebiete sichern, und das vor dem Hintergrund,
dass wir trotzdem weitere neue Flächen für drin-
gend benötigten Wohnungsbau in Anspruch neh-
men wollen. Aber nein, wir wollen diese Flächen si-
chern. Wir wollen das Grüne Netz sichern. Wir wol-
len insbesondere im 2. Grünen Ring, dort, wo die
innere Stadt ist, dafür sorgen, dass keine weiteren
Flächen mehr in Anspruch genommen werden;
wenn doch, nur ganz wenig, und dann müssen sie
vollständig ausgeglichen werden. Denn wir sind
der festen Auffassung: Wenn wir die innere Stadt
weiterentwickeln wollen, wenn die Innenverdich-
tung Priorität haben muss – und das ist richtig so
aus ökologischen Gründen –, dann müssen wir es
aber auch schaffen, dass wir die Natur trotzdem in
der inneren Stadt stärken, dass wir mehr Parks
und mehr Grünanlagen schaffen. Und das errei-
chen wir hiermit.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die nachfolgenden Redner werden sicherlich auf
das eine oder andere noch eingehen. Ich glaube,
dieser Prozess hat sich wirklich gelohnt, lieber
Alexander. Ich glaube, das, was wir beschlossen
haben, was wir entwickelt haben, bringt uns dazu,
dass diese Stadt sich zukunftsorientiert weiterent-
wickeln kann als lebenswerte Stadt am Wasser.
Wir schaffen mehr Wohnraum, mehr Infrastruktur
und wir schaffen ein besseres Grün. Von daher ist
das heute ein guter Start für unsere Stadt und
auch für andere Städte in Deutschland und Euro-
pa. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Als
Nächster erhält das Wort Stephan Gamm für die
CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die 23 000 Unterschriften für die Volksinitiative
"Hamburgs Grün erhalten" sagen uns zwei Dinge.
Zum einen sind sie Ausdruck einer sehr berechtig-
ten Sorge der Hamburgerinnen und Hamburger
über die Fortentwicklung in unserer Stadt, ver-
knüpft mit der Frage, ob und wie der grüne Cha-
rakter Hamburgs angesichts der intensiven Bauak-
tivitäten auch künftig erhalten werden kann. Aber
das ist nicht das Einzige, was sie uns sagen, sie
sind nämlich auch ein Beleg dafür, dass viele Men-
schen diesem rot-grünen Senat in diesem so wich-
tigen Handlungsfeld keinerlei Lösungskompetenz
mehr zutrauen.

(Beifall bei der CDU)

Und das ist auch nicht verwunderlich. Obwohl die
CDU-Fraktion dies schon seit Jahren fordert, gibt
es für Hamburg als zweitgrößte Stadt in Deutsch-

land noch immer keinen umfassenden aktuellen
Flächennutzungsplan. Aber genau das wäre zwin-
gend erforderlich, um verlässliche Antworten für
die künftige Entwicklung unserer Stadt geben zu
können.

(Beifall bei der CDU – Zuruf: So ist es!)

Doch wer sich über Jahre hinweg einzig auf die Lo-
sung "1 000 Baugenehmigungen pro Jahr" als ein-
zige politische Botschaft beschränkt

(Dirk Kienscherf SPD: 10 000 haben wir
jetzt; das ist ein bisschen mehr!)

und ansonsten in einen gestalterischen Dornrös-
chenschlaf verfällt, darf nicht überrascht sein,
wenn er plötzlich von außen getrieben wird. Genau
das ist durch die Volksinitiative geschehen. Und
wie haben SPD und GRÜNE nun auf diese Situati-
on reagiert? Gab es einen intensiven Diskurs über
mögliche Lösungsansätze, um Hamburg als grüne
Stadt zu erhalten? Wurden hierzu inhaltliche und
faktenbasierte Debatten im Parlament oder in der
Öffentlichkeit geführt? Auch hier lautet die Antwort:
nein. Die Regierungsfraktionen haben sich statt-
dessen lieber für Hinterzimmergespräche unter
Ausschluss der Opposition und der gesamten
Hamburger Öffentlichkeit entschieden. Das ist
schon ein sehr merkwürdiges Demokratieverständ-
nis.

(Beifall bei der CDU – Dr. Monika Schaal
SPD: Na, na, na!)

Und nachdem fast ein ganzes Jahr lang in gehei-
men Verhandlungen an diesem 13-seitigen Papier
gearbeitet wurde, soll die Bürgerschaft nun heute
abschließend darüber befinden. Dabei ist für mich
eine Frage entscheidend: Liefert diese Überein-
kunft zwischen den Initiatoren von NABU und Rot-
Grün die konkreten Antworten auf die berechtigten
Fragen der Hamburgerinnen und Hamburger?
Wird das Versprechen nach Klarheit erfüllt?

(Wolfgang Rose SPD: Ja!)

Und auch hier lautet die Antwort klar: nein.

(Beifall bei der CDU)

Doch gerade um Verbindlichkeit auf lange Sicht zu
schaffen, wäre es nur konsequent, endlich einen
einheitlichen und sinnvoll abgestimmten Flächen-
nutzungsplan für die gesamte Metropolregion
Hamburg zu erstellen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das dauert zehn Jah-
re!)

Da Hamburgs Flächenpotenzial in naher Zukunft
restlos ausgeschöpft sein wird, brauchen wir be-
reits heute eine Entwicklungsstrategie, die über die
Stadtgrenzen hinausreicht.

(Beifall bei der CDU)
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Nur so kann eine zukunftsfähige Lösung gefunden
werden, die über viele Jahrzehnte Bestand hat.
Doch von diesem Ziel sind wir meilenweit entfernt.
Oder wollen Sie uns ernsthaft erzählen, dass Ihre
Parteimitglieder von SPD und GRÜNEN jetzt an
den Infoständen in der Lage sind, den Bürgerinnen
und Bürgern zu beantworten, was diese Vereinba-
rung konkret für den Bezirk und für den Stadtteil
bedeutet?

(Dirk Kienscherf SPD: Wir können das! Sie
vielleicht nicht!)

Nein, das können Sie natürlich nicht.

(Beifall bei der CDU)

Der vorgelegte Antrag lässt so viele Fragen unbe-
antwortet, dass ich gar nicht weiß, wo ich anfangen
soll. Und, Herr Kienscherf, mal ganz ehrlich: Sie
haben ja wirklich absolut nichts Konkretes gesagt.
Ich bin geradezu erschüttert und möchte auf zwei
Themenblöcke eingehen.

Erstens geht es um die handwerkliche Art; wir ha-
ben das Thema im Ausschuss schon behandelt.
Der Senator war nicht in der Lage zu sagen, was
das Ganze denn eigentlich am Ende pro Jahr kos-
ten wird. Wie viele Stellen sollen eigentlich neben
den zehn Parkrangern angeschafft werden?

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

Das wird auch noch nicht beantwortet. Dann:
Wann soll der Vertrag zwischen den acht öffentli-
chen Unternehmen und den sieben Bezirken ei-
gentlich abgeschlossen werden?

(Dirk Kienscherf SPD: In den nächsten zwei,
drei Monaten!)

Im Übrigen: Wie es zu dieser Zusammensetzung
kam – völlig unklar.

Dann inhaltlich. Wie soll Hamburg weiterentwickelt
werden? Welche Flächen sind tabu? Welche Be-
deutung hat die Einigung für die landwirtschaftliche
Flächennutzung? – Wissen wir nicht. Mit welchen
Folgen müssen die Hamburger Industrie und Ge-
werbeunternehmen rechnen? Im Übrigen, auf die
Industrie und die Gewerbeunternehmen wird mit
keiner einzigen Silbe in diesem gesamten Doku-
ment eingegangen. Ich halte das für geradezu
einen Skandal.

(Beifall bei der CDU)

Dann: Wie soll die Zusammenarbeit mit den Um-
landkreisen verstärkt und verbindlicher gemacht
werden? Dieses Ziel findet sich in Ihrem Antrag
zwar wieder, aber es wird nicht einmal homöopa-
thisch konkretisiert. Es sind einfach nur Worthül-
sen, die Sie dort abgesondert haben.

(Dr. Monika Schaal SPD: Eine Aufgeregt-
heit!)

Es bleibt daher festzuhalten: Für den zelebrierten
Jubel von Rot-Grün gibt es nicht den geringsten
Anlass. Ordentliches und seriöses Regieren ist un-
trennbar mit Klarheit und Transparenz verbunden.
Daher ist dieser Vertrag für Hamburgs Stadtgrün
keine Erfolgsgeschichte, sondern Ausdruck einer
politischen Blindleistung. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Als
Nächster erhält das Wort jetzt Herr Dr. Tjarks für
die GRÜNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRÜNE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Hamburg ist seit Jahren eine
stark wachsende Stadt, einhergehend mit viel
Wohnungsbau, Gewerbeflächenentwicklung, Ar-
beitsplatzwachstum, das Thema Naturverlust
gleichzeitig scheinbar immer mit anbei. Es ist doch
die Frage, und das ist auch die Frage, die der Na-
turschutzbund aufgerufen hat, und ich glaube, es
ist eine der zentralen Fragen – gerade erst wurde
der Weltartenschutzbericht veröffentlicht, in dem
steht, dass eine Million Arten vom Aussterben be-
droht sind –, ob wir es schaffen, die dynamische
Entwicklung unserer Stadt zu verbinden mit einer
Abkopplung vom Naturverlust, sodass wir sagen
können: Wir wollen diese dynamische Entwicklung;
wir können keine Mauern um die Stadt ziehen und
wollen das auch nicht. Gleichzeitig werden wir es
schaffen, mehr Natur in der Stadt zu haben, das
Grün und die Flächen zu schützen. Und das schaf-
fen wir mit dieser Einigung. Deswegen ist diese Ei-
nigung wegweisend für Hamburg, und zwar über
Dekaden hinaus, und wegweisend für viele Städte
und Bundesländer in Deutschland.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Diese Einigung basiert auf zwei grundlegenden
Prinzipien, nämlich zum einen einem effektiven Bo-
den- und Flächenschutz und zum anderen dem
klaren politischen Ziel der qualitativen Steigerung
der Natur, und zwar einer konkret messbaren qua-
litativen Steigerung der Natur, hinterlegt mit einem
Bündel von Maßnahmen.

(Richard Seelmaecker CDU: Bessere Bäu-
me!)

Schauen wir uns den Punkt an, dass wir mehr Na-
turschutzgebiete in Hamburg ausweisen wollen.
Wir wollen von 9,41 Prozent auf über 10 Prozent
der Landesfläche kommen. Damit sind wir nicht
nur in Deutschland ganz vorn, sondern der Bun-
desdurchschnitt von 3,9 Prozent wird mehr als
übertroffen. Und Sie, Herr Gamm und liebe CDU,
müssen sich doch jetzt fragen: Wollen Sie eigent-
lich gegen dieses Ziel, 10 Prozent der Landesflä-
che unter Naturschutz zu stellen, stimmen? Ihre
Rede hat deutlich gemacht: Sie wollen den Natur-
schutz in Hamburg nicht stärken. Das haben Sie
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hier eben klar gesagt und das sollte die Stadt zur
Kenntnis nehmen. Die Stadt sollte zur Kenntnis
nehmen, dass Sie hier klar gesagt haben, Sie wol-
len die Natur in Hamburg nicht stärken. Und an-
sonsten halten Sie Sonntagsreden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD –
Glocke)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Dr. Tjarks, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten André Trepoll?

Dr. Anjes Tjarks GRÜNE:* Aber selbstverständ-
lich.

Zwischenbemerkung von André Trepoll CDU:
Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Ich weiß, Sie ha-
ben es auch mitbekommen: Diese Volksinitiative
hat sich gegründet zu Ihren Regierungszeiten,
nicht als wir regiert haben, Herr Dr. Tjarks.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie haben ja auch
keine Wohnungen gebaut!)

Ich glaube, ein Grund dafür war unter anderem,
dass auch die GRÜNEN es beabsichtigt und
durchgesetzt haben, dass in Landschaftsschutzge-
biete Wohnungen gesetzt wurden. Das haben Sie,
glaube ich, auch erkannt.

Wir werden Ihnen in der nächsten Sitzung einen
Antrag vorlegen, ein weiteres Landschaftsschutz-
gebiet einzurichten. Das ist eine konkrete Maßnah-
me, da würden wir Sie um Zustimmung bitten.
Aber in Wahrheit würde ich Sie darauf ansprechen
wollen, dass das natürlich ausdrücklich gegen die-
se Politik, die Sie mit unterstützt haben, eine Initia-
tive war. Und das, finde ich, sollten Sie auch ein
bisschen selbstkritisch erkennen.

(Beifall bei der CDU)

Dr. Anjes Tjarks GRÜNE (fortfahrend):* Lieber
Herr Trepoll, in der Tat haben wir in zwei Land-
schaftsschutzgebieten gebaut. Der Grund dafür
war, dass wir in der Hochzeit der Flüchtlingskrise,
als 30 000 Menschen in diese Stadt gekommen
sind, dringend Wohnraum und Flüchtlingsunter-
künfte benötigt haben. Deswegen haben wir das
getan.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Was wir heute feststellen, ist doch Folgendes: Wir
haben die Situation, dass wir in Punkt 3 dieses An-
trages festschreiben werden, dass 18,9 Prozent
der Landesfläche unter Landschaftsschutz gestellt
werden, und zwar dauerhaft. Und Sie müssen sich
die Frage stellen, ob Sie diesem Petitum zu-
stimmen können oder nicht. Der Rede von Herrn
Gamm muss ich entnehmen, dass Sie dem nicht
zustimmen werden, weil es Ihnen anscheinend zu
viel ist. Das ist doch die Wahrheit, über die wir re-

den müssen. Sie wollen diesen ganzen Natur-
schutz nicht und deswegen stimmen Sie dem An-
trag nicht zu.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Ri-
chard Seelmaecker CDU: Das stimmt doch
gar nicht!)

Und Sie haben ja auch keinen Alternativantrag vor-
gelegt. Sie haben eigentlich nur gesagt:

(Zuruf von André Trepoll CDU)

Macht mal einen neuen Flächennutzungsplan. Das
dauert zehn Jahre. Sie stimmen nicht zu, dass wir
mehr Parks bauen wollen; ein weiteres Petitum in
diesem Antrag. Sie stimmen nicht zu, dass wir die
Grünflächen innerhalb des 2. Grünen Rings beson-
ders schützen, also die nicht planungsbefangenen
Flächen mit einem 1:1-Ausgleich sichern wollen.
Dem stimmen Sie auch nicht zu, obwohl das drin-
gend benötigte Lebensqualität in Hamburg ist und
mehr Parks und der innerstädtische Grünraum den
Menschen direkt zugutekommen, das ist mehr Auf-
enthalts- und Lebensqualität in dieser Stadt. Sie
stimmen dem nicht zu und damit müssen Sie in
dieser Stadt umgehen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Diese Einigung ist ein Erfolg für Hamburgs Stadt-
natur. Wir verpflichten uns damit, nicht nur zwei,
sondern elf von 25 Lebensräumen in Hamburg in
einen günstigen Erhaltenszustand zu bringen. Wir
verpflichten uns damit, in den Naturschutzgebieten
auf der Hälfte der Fläche die Biotopkartierung um
einen Punkt aufzuwerten, und wir wollen, dass
auch außerhalb der Naturschutzgebiete trotz der
Versiegelung durch den Wohnungsbau die Natur
in der Summe zunimmt. Das ist ein großes Ziel,
das ist eine große Ambition, das ist beispielgebend
für Deutschland. Wir wollen diesen Weg beschrei-
ten.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Insgesamt hätte ich mir gewünscht, und ich glau-
be, das eint sehr viele Fraktionen in diesem Haus,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: So viele sind es ja auch nicht!)

dass wir wollen, dass Hamburg als grüne Stadt am
Wasser – eine unserer Kernidentitäten – erhalten
bleibt. Ich glaube, das ist etwas, das es sehr wert
wäre, zu verteidigen. Diese Einigung, die nicht nur
die Achsen von Herrn Schumacher schützt inner-
halb des 2. Grünen Rings, die nicht nur sagt, wir
wollen langfristig die Naturräume in Hamburg er-
halten, wir wollen mehr Naturräume und Parks
bauen, hätte es verdient, mit einer breiten Unter-
stützung in diesem Haus dauerhaft über mehrere
Dekaden wirksam zu werden, damit der Zustand
der Natur sich in Hamburg beständig verbessert,
zum Wohle der Natur und zum Wohle seiner Men-
schen. Ich glaube, das wäre etwas, das Hamburgs
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Identität im Kern trifft, Hamburg als grüne Stadt am
Wasser zu erhalten. Ich glaube – und das ist eine
komplexe, langwierige und schwierige Materie –,
dass das Ziele sind, auf die wir uns einigen könn-
ten, und es wäre sehr im Sinne nicht nur der Bür-
gerinnen und Bürger und der Volksinitiative, son-
dern insgesamt im Sinne der Aufenthaltsqualität
der Menschen und der Natur, wenn wir hier eine
breite Zustimmung zu diesem Antrag bekommen
würden und nicht ins parteipolitische Klein-Klein
zurückfallen. – Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Das Wort
erhält als nächster Redner Stephan Jersch für die
Links-Fraktion.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Die größte Herausforde-
rung bei diesem Antrag war in der Tat, sich durch
die zwei Seiten Beweihräucherung der Regie-
rungskoalition durchzulesen. Man hat sich wirklich
gefragt: Wozu ist das eigentlich noch notwendig?
Wie kommen solche Utopisten wie der NABU da-
rauf, eine Volksinitiative zu starten?

(Beifall bei der LINKEN)

Alles in allem, wenn man ihn genau liest, ist der
Vertrag letztendlich in Teilen eine Einhaltungsver-
pflichtung des eigenen Koalitionsvertrags von Rot-
Grün, der anscheinend schon länger in Vergessen-
heit geraten ist. Dazu sagen wir: Das ist natürlich
gut so. Augenscheinlich scheint eines der Hei-
lungsmittel für die Regierungskoalition durchaus
anstehende Wahlen zu sein. Insofern: gut verord-
net, Herr Doktor.

Aber gehen wir einmal ein paar Beispiele durch.

Die Nichtinanspruchnahme von Naturschutzgebie-
ten für Siedlungszwecke. Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Im Koalitionsvertrag steht, dass die Puf-
ferzonen rund um Naturschutzgebiete von der Be-
bauung freigehalten werden sollen. Wollen Sie mir
erzählen, dass das implizit bei Ihnen im Vertrag
heißt, dass Sie das Naturschutzgebiet drinnen
dann bebauen wollten? Nein. Hier ist eigentlich nur
der Koalitionsvertrag wiedergekäut worden.

(Vizepräsidentin Christiane Schneider über-
nimmt den Vorsitz.)

Sie wollen 18,9 Prozent der Landschaftsschutzge-
biete sichern. Okay, im alten Haushalt 2017/2018
stand für 2019 noch die Zielzahl 19,4 und für 2020
19,3. Es ist zumindest in diesem Punkt eine Bauer-
wartungslandbremse und das ist gut so. Nichtsdes-
totrotz steht dort nichts darüber, was bei Teilbe-
bauung von Landschaftsschutzgebieten ökologisch
eigentlich geleistet wird. Sind sie überhaupt noch
lebensfähig, wenn sie teilverwertet werden?

Die Sicherung des Anteils der Fläche vom Biotop-
verbund, das haben Sie selbst in der Drucksache
gesagt, ist rechtlich gewährleistet. Das haben wir
hinterfragt in der Ausschusssitzung. Hier haben
Sie noch einmal eine rechtlich-rechtlich-rechtliche
Sicherung eingeführt. Die rosarote Brille, die Sie
dabei immer aufhaben, ist faszinierend, aber es ist
gut, dass das noch einmal festgehalten wird.

Die Flächen innerhalb des 2. Grünen Rings sollen
von Bebauung freigehalten werden. Bitte schön,
die Nagelprobe ist die Stadtwerkstatt Moorfleet im
Moment, die gerade noch so innerhalb des 2. Grü-
nen Rings liegt und wo man anderes aus der
Stadtwerkstatt, aus den Behörden hört. Wahr-
scheinlich ist das ein Ergebnis von einigen Begriff-
lichkeiten, die in der Vereinbarung stehen: den-
noch, wenn möglich, Alternative, möglichst. Ich
glaube, hier hat sich die Koalition schon einmal ei-
ne Exit-Strategie zurechtgelegt, den vorhandenen
Bestand an öffentlichen Grün- und Erholungsanla-
gen nicht für bauliche Entwicklung in Anspruch zu
nehmen. Sie haben im Koalitionsvertrag stehen,
um die Lebensqualität der wachsenden Stadt auch
künftig zu erhalten, müssten die Grün- und Erho-
lungsanlagen zudem ausgebaut

(Dirk Kienscherf SPD: Das steht da auch
drin!)

und die Landschaftsachsen erhalten und ökolo-
gisch aufgewertet werden. Sie käuen hier Ihren ei-
genen Koalitionsvertrag in weiten Teilen wieder,
damit die Punkte genügend aufgefüllt werden.

(Beifall bei der LINKEN und der CDU)

Da gibt es noch viele, viele Beispiele, die lasse ich
jetzt erst einmal außen vor. Das Reporting zum
Beispiel ist eine hervorragende Sache, die Sie ver-
einbart haben. Aber nichtsdestotrotz, wenn dieser
Vertrag umgesetzt wird, unterstehen Sie sich, mit
Ihrem Spruch zu kommen: Versprochen – gehal-
ten. Es heißt: Versprochen – erzwungen von der
Zivilgesellschaft.

(Beifall bei der LINKEN – Dirk Kienscherf
SPD: Das war jetzt aber ein Knaller!)

Es ist trotz allem gut, all das festzuschreiben. Es
ist gut, die Qualität mit einzubeziehen. Es ist gut,
das Sondervermögen mit zu berücksichtigen, es ist
gut, die zehn zusätzlichen Ranger einzustellen,

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Und Range-
rinnen!)

und es ist gut, dass endlich diese philosophische
Formulierung von mehr Mitteln, die Sie immer wie-
der gebrauchen, zu einer Formulierung kommt,
dass die Mittel ausreichend sein müssen. Da sind
Sie in der Pflicht, leider schieben Sie einiges hi-
naus.

Wir werden zustimmen, auch weil wir es gut fin-
den, wenn diese Punkte des Koalitionsvertrags
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dann wirklich einmal umgesetzt werden. Zu be-
fürchten ist natürlich, dass der Schutz innerhalb
des 2. Grünen Rings dazu führt, dass Hamburgs
Umwelt zweigeteilt wird. Der Flächenhunger des
Senats wird außerhalb des 2. Grünen Rings befrie-
digt.

(Michael Kruse FDP: Hier wollen die Men-
schen wohnen! – Zurufe von der SPD und
den GRÜNEN)

Letztendlich ist eine gerechte Verteilung von Grün
innerhalb der Stadt nicht bewerkstelligt, da haben
Sie keine Konzepte. Wir werden nicht nachlassen,
eine gerechte Grünverteilung zu unterstützen.

(Glocke)

Jetzt ist meine Redezeit zu Ende.

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Herr
Jersch, Sie sind am Ende, genau.

(Beifall bei der LINKEN – Heiterkeit bei den
Fraktionen)

Vielen Dank, Herr Jersch. – Herr Dr. Duwe, Sie ha-
ben jetzt für die FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich mache das ein-
mal anders als Herr Jersch, ich fange mit dem Po-
sitiven an. Es ist vielleicht auch besser, die Leute
erst einmal aufzubauen

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

und dann hinterher Kritik zu üben.

Als Erstes muss ich sagen, ich finde es hervorra-
gend, dass wir um diesen Volksentscheid herum-
gekommen sind. Es wäre wahrscheinlich ein Ja
herausgekommen, und dann hätten wir einen Be-
schluss gehabt, der so interpretationsfähig wäre,
dass bei jedem Bauvorhaben, bei jedem Vorhaben
gesagt werden könnte, ihr macht irgendetwas ge-
gen das Volk. Das hätte eigentlich mehr Unfrieden
in dieser Stadt gebracht als Frieden.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stöver
CDU)

Das ist, denke ich einmal, schon wichtig und da
muss man besonders die Antragsteller loben, die
hier wirklich konstruktiv gearbeitet haben. Natürlich
ist es so, dass in solchen Verhandlungen – da-
rüber steht zwar Vertrag – es natürlich eher ein
Geben und Nehmen bedeutet. Das bedeutet auch,
dass man eher das System Basar hat. Ich sage
einmal so, es gibt einige Punkte wie zum Beispiel
die zehn Ranger, ob die da nun enthalten sind
oder nicht,

(Dirk Kienscherf SPD: Ist wichtig!)

und die Verteilung von Grün und so weiter, die ha-
ben eigentlich nicht sonderlich viel damit zu tun. Es

ist gut, dass man die hat, aber es hat eigentlich
nichts mehr zu tun mit dem wirklichen Vertrag als
solchem. Ich hoffe, dass man jetzt auch denkt,
dass dieser Vertrag ein Vertrag ist und nicht Neu-
deutsch ein Deal, den man hinterher irgendwann
wieder aufkündigen oder aufweichen kann et cete-
ra.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir sind ja nicht in
den USA hier! – Ole Thorben Buschhüter
SPD: No Deal!)

– Genau, aber ich möchte es einmal gesagt ha-
ben, denn das ist auch ein Wortprotokoll, und ir-
gendwann kann jemand das noch einmal nachle-
sen oder nachhören.

Ich begrüße sehr, dass da Maßnahmen erwähnt
werden, die die FDP schon in diversen Haushalts-
beratungen gefordert hat, mehr Qualität für die Na-
turschutzgebiete zu erreichen, auch etwas zu tun
für die Entsiegelung beziehungsweise endlich ein-
mal Daten zu erfassen, um die Versiegelung dieser
Stadt zu überprüfen und gegebenenfalls auch Ge-
genmaßnahmen zu ergreifen. Das finde ich hervor-
ragend.

Jetzt komme ich einmal zu dem Negativen bezie-
hungsweise zu dem Punkt, der aufgerissen worden
ist, dass die Qualität der Naturflächen in Hamburg
nicht so ist, wie sie eigentlich sein sollte. Das wird
gerade damit bewiesen, dass nur zwei der Lebens-
raumtypen der FFH-Richtlinie eingeführt werden.
Dann kommt ein sehr hehres Ziel, nämlich von
zwei auf elf zu gehen binnen diverser Jahre, wobei
ich mich frage, ob das, was da an Mitteln und Per-
sonal eingestellt worden ist, überhaupt realisiert
werden kann. Ich habe im Ausschuss schon diver-
se Fragen gestellt und bin dann zu dem Schluss
gekommen, dass ich immer noch mehr Fragen
stellen muss ob der Antworten, die ich bekommen
habe. Ich würde es begrüßen, wenn wir das noch
einmal im Umweltausschuss beraten könnten.
Deshalb werden wir diesem Vorschlag auch zu-
stimmen.

(Beifall bei der FDP)

Sehr wichtig ist natürlich, dass wir nun durch die-
sen Vertrag und das Ausleben dieses Vertrags in
der Verwaltung nicht doch weitere Beschränkun-
gen für Vorhaben eingebaut haben, wo jetzt be-
hauptet wird, das sei alles gar kein Problem und so
weiter; das muss die Praxis zeigen. Ich habe da so
meine Zweifel, aber ich würde es gern noch einmal
im Umweltausschuss beraten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. – Frau Oelschläger, Sie ha-
ben jetzt für die AfD-Fraktion das Wort.
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Andrea Oelschläger AfD:* Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
kann leider nicht hellsehen und aus diesem Grund
auch nicht sagen, was die Hamburger bei der Ab-
leistung der Unterschrift für "Hamburgs Grün erhal-
ten" gedacht haben. Allerdings habe ich mit vielen
Menschen gesprochen und zahlreiche Hinweise
erhalten. Einige störte die massive Nachverdich-
tung in ihrem Hinterhof, viele ärgerte der Verlust
von Straßenbegleitgrün und Bäumen, eine Hunde-
besitzerin klagte ihr Leid über fehlende Gassiflä-
chen, da doch das Wäldchen nebenan jetzt ein
Mehrfamilienhaus ist. Auf der Rasenfläche, auf der
meine Nachbarn gestern noch gegrillt haben, baut
die SAGA heute Parkplätze.

(Dr. Monika Schaal SPD: Ja, was wollen Sie
denn nun?)

Ich habe mich sogar mit einem Herrn über ein Pro-
jekt gestritten, das ich richtig klasse finde, nämlich
Blumenzwiebeln auf Verkehrsinseln und Radstrei-
fen. Denn das ist für mich tatsächlich ein richtiger
Schritt in Richtung Artenschutz. So verstehe ich
auch, dass der NABU mit dem Ergebnis, 30 Pro-
zent von Hamburgs Fläche unbebaut zu lassen
und diese auch noch aufzuwerten, sehr zufrieden
ist. Sollte das Ersuchen an den Senat fehlschla-
gen, kann der NABU immer noch mit einer neuen
Volksinitiative zurückkehren und erneut Druck ver-
ursachen. Vorläufig kann er den Volksentscheid
zurückziehen. Es ist doch auch nicht so, dass das,
was in Ihrem Antrag steht und mit der Initiative ver-
einbart wurde, falsch ist.

Ich bin sogar sehr froh, dass Sie, meine Damen
und Herren von Rot-Grün, erstmals auch die Me-
tropolregion und die Umlandkreise mit ins Boot ho-
len wollen. Diese Forderung haben wir von der
AfD, aber auch andere Abgeordnete bereits mehr-
fach aufgestellt. Auch wir sind für Kompensation,
für Monitoring, für Qualitätsverbesserung und für
Flächenentsiegelung. Aber warum sollen nur die
Menschen innerhalb des 2. Grünen Rings ge-
schützt werden? Ist es wirklich richtig zu sagen,
landwirtschaftliche Fläche ist umweltpolitisch wert-
los? Die landwirtschaftlichen Kulturlandschaften
waren im Antrag "Hamburgs Grün erhalten" noch
mit aufgelistet. Sind diese jetzt für die Bebauung
freigegeben? Die Bemerkungen des Umweltsena-
tors im letzten Umweltausschuss lassen das ver-
muten.

Warum werden Straßenbäume außerhalb des
Grünrings nicht geschützt? Werden jetzt die Men-
schen in Rahlstedt, Farmsen, Fuhlsbüttel, Eidel-
stedt, in Blankenese, in Neuenfelde, in Ochsen-
werder, in Wilhelmsburg oder noch weiter draußen
den Bauboom ausbaden müssen? Gestern ver-
kündete der Schulsenator, dass bis 2030 mit über
40 000 Schülern mehr zu rechnen ist. Wo mehr
Schüler sind, da sind auch mehr Eltern, mehr Leh-

rer, und sie alle möchten in Hamburg wohnen,
möglichst im Grünen.

Was verstehen Sie denn unter einer behutsamen
Außenentwicklung? Ich war bei den Gesprächen
nicht anwesend. Welche Ziele gehen vor? Welche
Auswirkungen wird es geben, oder ist die gesamte
Vereinbarung nur heiße Luft? Es freut mich, dass
sich während der Verhandlungen alle Behörden
abgestimmt haben, wie wir im Ausschuss hörten.
Aber wie sind die Vereinbarungen, wie schaffen
Sie den Spagat zwischen Wohnungsbau, dazuge-
höriger Infrastruktur und Grünerhalt? Für uns Ab-
geordnete ergibt sich nicht einmal, woher die zu-
sätzlichen Geldmittel kommen sollen. Damit hätten
Sie doch jeden Antrag der Opposition direkt abge-
blockt.

Ja, Sie beerdigen heute eine Volksinitiative. Ein
Volksentscheid, obwohl ich eigentlich ein großer
Freund davon bin, ist bei einem so komplexen
Thema vielleicht nicht immer der beste Weg. Aller-
dings werden Sie diese Beerdigung ohne die
Stimmen der AfD-Fraktion durchführen müssen.
Für uns sind zu viele Fragen, auch zur Stadtent-
wicklung, unbeantwortet. Das Gespräch mit den
Bürgern über das Thema, wie Hamburg sich ent-
wickeln soll, darf auch gar nicht beerdigt werden. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschläger. – Herr Senator Kerstan,
Sie haben nun das Wort.

Senator Jens Kerstan: Frau Präsidentin, meine
Damen, meine Herren! Als Senator der Behörde
für Umwelt und Energie, der den staatlichen Auf-
trag hat, als Schutzmacht für das städtische Grün
und für den Naturschutz zu sorgen, kann ich heute
einfach nur feststellen, das Verhandlungsergebnis
der Initiative des NABU und der beiden Regie-
rungsfraktionen bedeutet einen Quantensprung für
die Sicherung des Hamburger Grüns und für den
Naturschutz und die Artenvielfalt in dieser Stadt.
Dafür möchte ich mich herzlich bedanken und Sie
dafür wirklich beglückwünschen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Damit ist sichergestellt, dass – obwohl der Senat
weiterhin an den Plänen festhält, 10 000 Wohnun-
gen pro Jahr zu bauen und dafür auch die notwen-
digen Flächen für Gewerbegebiete bereitstellt, weil
neue Menschen in dieser Stadt natürlich nicht nur
wohnen, sondern auch arbeiten, sich fortbewegen,
man also auch Verkehrswege braucht – der Sorge
großer Teile unserer Bevölkerung, stückweise ver-
schwinde das Grün in unserer Stadt und am Ende
blieben nur noch Beton und Grau übrig, jetzt wirk-
sam entgegengetreten werden kann. Wir garantie-
ren, trotz einer wachsenden Stadt wird Hamburg
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grün und lebenswert bleiben und die Artenvielfalt
in unserer Stadt gesichert. Das ist ein großes Ver-
sprechen, das es in keiner anderen Stadt in die-
sem Land gibt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Lassen Sie mich auch noch als Senator für Natur-
schutz etwas dazu sagen. Das eine ist natürlich,
dass sich die Menschen in dieser Stadt wohlfühlen
wollen und dass dafür Grün- und Erholungsflächen
wichtig sind. Aber natürlich hat das Grün in dieser
Stadt auch eine wichtige naturschutzfachliche
Funktion, und auf die möchte ich am Anfang mei-
nes Redebeitrags eingehen.

(Glocke)

Vizepräsidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Entschuldigen Sie bitte, Herr Senator. Ge-
statten Sie eine Zwischenfrage oder Zwischenbe-
merkung des Abgeordneten Dr. Flocken?

Senator Jens Kerstan: Herr Abgeordneter, gern.

Zwischenfrage von Dr. Ludwig Flocken frakti-
onslos:* Herr Senator Kerstan, ist Ihnen bekannt,
Sie haben eben von einem Quantensprung ge-
sprochen … Ein Quantensprung ist die kleinste
feststellbare Änderung eines Zustandes zu einem
anderen, normalerweise von einem höheren zu ei-
nem niedrigen Niveau. Ist Ihnen das bekannt?

Senator Jens Kerstan (fortfahrend): Herr Abge-
ordneter, das ist mir streng physikalisch durchaus
bekannt. Wenn Sie sich den üblichen deutschen
Sprachgebrauch einmal ansehen, der mit dem
Quantensprung verbunden ist, dann werden Sie,
wenn Sie der deutschen Sprache und der üblichen
Kommunikation mächtig sind, feststellen, dass ein
Quantensprung in der Regel als ein großer Fort-
schritt verwendet wird, und so habe ich das eben
auch gemeint.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und bei
Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP)

Es ist eben auch ein Quantensprung für die Arten-
vielfalt in unserer Stadt, und das ist wirklich eines
der drängendsten Probleme, nicht nur in Hamburg,
sondern weltweit. Am Montag ist in Paris der Be-
richt des Weltbiodiversitätsrats vorgestellt worden.
Von acht Millionen Arten, die dieser Planet beher-
bergt, sind eine Million Arten vom Aussterben be-
droht. Das bedeutet, der Artenschwund und das
Artenaussterben sind so rasant wie noch nie zu
Zeiten der Existenz der Menschheit auf diesem
Planeten. Insofern sind wir an einem Punkt ange-
kommen, an dem ganze Ökosysteme mittlerweile
in ihrer Funktionsweise bedroht sind. Die Stichwör-
ter Insektensterben und Bienensterben sind nur
der eine Punkt. Das hat gravierende Auswirkungen

auf die Funktionsweise der Natur. Es hat gravie-
rende Auswirkungen auf die Ernährung der Men-
schen, denn große Teile der Landwirtschaft kön-
nen ohne unsere fleißigen natürlichen Helfer nicht
funktionieren. Es ist mittlerweile sogar so, dass Vö-
gel ihre Brut nicht mehr hochziehen können, weil
sie verhungern, weil sie nicht mehr genügend In-
sekten finden. Insofern sind in diesem Bereich
dringend große Anstrengungen notwendig und die-
se Vereinbarung zeigt, dass die Initiative und die
Regierungsfraktionen diese Herausforderungen
annehmen und die notwendigen Maßnahmen ein-
leiten. Deshalb kann ich eigentlich nur jeden in die-
sem Haus auffordern, sich diesem notwendigen
Anliegen nicht zu verschließen, sondern es zu un-
terstützen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Denn man muss doch feststellen, dass die land-
wirtschaftlich geprägten Flächen um Hamburg her-
um sehr artenarm geworden sind durch die intensi-
ve, industriell geprägte Landwirtschaft. Insofern ist
Hamburg ein sehr wichtiger Punkt der Artenvielfalt
im Naturhaushalt dieser ganzen Region. Dafür
braucht es Flächen, die einerseits natürlich einen
Wert für die Menschen haben, die sich wohlfühlen
in einer grünen Stadt, die aber gleichzeitig auch
die Heimat für seltene Tiere, Pflanzen und Insek-
ten sind. Was die Versprechen, die dort abgege-
ben wurden, angeht, dazu muss ich wirklich sagen,
dass ich den Eindruck habe, dass eine Reihe von
Abgeordneten, die hier dazu geredet haben, gar
nicht verstanden haben, wie weitgehend diese
Versprechen sind, die die Bürgerschaft dem Senat
auferlegt, und ich will sie Ihnen einfach nur einmal
belegen.

Unsere Stadt wächst seit vielen Jahren jedes Jahr
netto um 15 000 Bewohnerinnen und Bewohner. In
unserer Stadt leben über 100 000 Menschen mehr
als vor zehn Jahren, die brauchen Fläche. Wir ga-
rantieren, dieser Trend wird auch weitergehen.
Dennoch garantieren die Regierungsfraktionen mit
dem Abkommen des NABU, dass der Anteil der
wertvollen Landesteile, die unter Landschafts-
schutz, unter Naturschutz stehen und Teil des Bio-
topverbundes sind, trotz dieses rasanten Wachs-
tums nicht vermindert werden darf.

(André Trepoll CDU: Auch wenn die nächste
Flüchtlingskrise kommt? Sie haben Natur-
schutzgebiete bebaut!)

– Die Bundesregierung, an der Sie als CDU zum
Beispiel beteiligt sind, Herr Trepoll, versucht gera-
de, den Verbrauch von Flächen auf 50 Hektar pro
Jahr zu begrenzen.

Wir werden in dieser Stadt garantieren, dass die
heutige Ausstattung der wertvollen Landschaftstei-
le in dieser Stadt nicht verringert werden darf, und
das ist ein Versprechen, das Sie nirgendwo in die-
sem Land finden. Auch das zeigt, dass das ein
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Quantensprung ist, der für die Natur und den Grün-
erhalt geleistet wurde.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Diese Versprechen sind nicht leichtfertig gegeben
worden. Im Hintergrund meine Behörde, zusam-
men mit der Behörde für Stadtentwicklung und
Wohnungsbau, aber auch die Behörde für Wirt-
schaft, Verkehr und Innovation haben sehr sorgfäl-
tig geprüft, ob zum Beispiel, wenn an den einzel-
nen Stellen Flächen in Anspruch genommen wer-
den, wie in dem Vertrag vorgesehen ist, an ande-
rer Stelle überhaupt noch genügend Potenzial vor-
handen ist, um unsere Stadt zu begrünen. Das ha-
ben wir sehr genau geprüft. Natürlich haben wir
auch geprüft, ob damit das künftige Wachstum die-
ser Stadt, auch das Wirtschaftswachstum, be-
grenzt wird.

Wir haben einen klugen Weg gefunden. Die Oppo-
sition scheint der Auffassung zu sein, dass wir jetzt
erst einmal zehn Jahre lang planen, uns jede Flä-
che anschauen, über jede Fläche reden und am
Ende einen Vertrag darüber schließen. Ich kann
Ihnen sagen, wenn Sie wollen, dass in diesen
zehn Jahren der Grünschwund in dieser Stadt un-
gebremst weitergeht, dann müsste man das tun.
Es ist gut, dass die Regierungsfraktionen und der
NABU diesen Weg nicht gegangen sind.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir haben stattdessen einen klugen und pragmati-
schen Ansatz gewählt. Es wird auch weiterhin so
sein, dass an der einen oder anderen Stelle in die-
ser Stadt Grünflächen in Anspruch genommen
werden.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Landschafts-
schutzgebiete!)

Das wird auch nach diesem Vertrag weiterhin der
Fall sein, aber innerhalb des 2. Grünen Rings, in
der verdichteten Stadt, wo das Grün rar ist, wird ei-
ne Bebauung nur dann möglich sein, wenn man an
anderer Stelle diese Fläche als Grünfläche wieder-
herstellt. Ein Eins-zu-eins-Ausgleich der Flächen.
Das ist ein wirksamer Schutz der Grünflächen in
dem 2. Grünen Ring und ist gleichzeitig aber auch
ein Versprechen an die Bewohnerinnen und Be-
wohner, dass sie eine angemessene Grünversor-
gung selbst in der inneren Stadt behalten. Auch
diese Garantie werden Sie in keiner anderen Stadt
in diesem Land finden. Das ist eine große Aufga-
be, und man sollte sie nicht so geringschätzen, wie
manche Redner es eben getan haben.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Auch außerhalb des 2. Grünen Rings wird das
Grün geschützt. Was glauben Sie denn eigentlich,
wo Landschaftsschutzgebiete und der Biotopver-
bund sind? Die sind doch nicht um die Alster ange-
ordnet, sondern die sind in den Randbereichen un-
serer Stadt angesiedelt. Wenn dort Landschafts-

schutzgebiete in Anspruch genommen werden,
dann müssen wir die an anderer Stelle wieder-
herstellen, auch außerhalb des 2. Grünen Rings.
Insofern habe ich auch hier den Eindruck, dass
manche Rednerinnen und Redner diesen Antrag
und diese Vereinbarungen noch nicht verstanden
haben. Insofern wäre es sehr gut, darüber noch
einmal zu sprechen, das sind alles wichtige Punk-
te.

Insofern stellen wir, wie in der Vergangenheit, si-
cher, dass Menschen in dieser Stadt auch weiter-
hin die Möglichkeit haben, bezahlbaren Wohnraum
zu finden, und stellen mit diesem Vertrag gleichzei-
tig sicher, dass Grün und Artenvielfalt gleichrangi-
ge Rechte sind. Insofern kann ich die Verhand-
lungspartner nur noch einmal beglückwünschen
und mich bedanken.

Wir als Umweltbehörde haben jetzt ordentlich viel
Arbeit bekommen. Wir freuen uns, dass das hier
nicht nur unverbindliche Versprechen sind, son-
dern dass eben ein Monitoring und eine angemes-
sene Finanzausstattung damit verbunden werden,
sodass sichergestellt wird, das sind keine frommen
Wünsche, die hier verabredet wurden, sondern das
sind konkrete Zusagen, die mit Geld, Planungen,
Ressourcen und Personal hinterlegt sind, sodass
wir guten Gewissens behaupten können, diese
Stadt wird eine grüne Stadt bleiben und die Arten-
vielfalt wird gewahrt. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Senator. Sie haben die fünf Minuten
Redezeit um über 80 Prozent überschritten, das
wollte ich nur festgestellt haben. – Das Wort hat
jetzt Frau Dr. Schaal für die SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Der NABU hat in der Tat die
Sorgen vieler Bürgerinnen und Bürger in dieser
Stadt über den Verlust an Grün auf die politische
Agenda gehoben. In sehr konstruktiven Gesprä-
chen war es dann möglich, mit dem NABU zu einer
Vereinbarung zu kommen, die den Bürgerinnen
und Bürgern die Sicherheit gibt, dass Hamburgs
Grün bei der Entwicklung der Stadt künftig besser
geschützt ist. Ich gehe davon aus, dass dadurch
auch die Akzeptanz für den Wohnungsbau wächst,
der doch dringend erforderlich ist. Ich glaube, um
den Wohnungsbau, aber auch mehr Grün zu
schaffen in dieser Stadt, ist es notwendig, dass es
einen großen Zusammenhalt in der Stadt gibt. Es
ist eben nicht förderlich, wie es vonseiten der CDU
und der LINKEN passiert, dass hier die Bevölke-
rung noch gespalten wird.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dafür, dass der Konsens mit dem NABU möglich
wurde, möchte ich mich bei den Verhandlungspart-
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nern sehr herzlich bedanken. Auch möchte ich
mich bedanken für die konstruktive Zusammenar-
beit mit den Fachbehörden und dem Senat, die
wirklich sehr zugearbeitet haben, denn die Materie
ist nicht einfach, wie schon vielfach deutlich wurde.

Ohne Einigung mit dem NABU hätte die Entwick-
lung der Stadt auf dem Stand von Mitte des letzten
Jahres eingefroren werden müssen, so wäre es die
Logik der Volksinitiative gewesen. Für den Woh-
nungsbau wäre es dadurch viel schwieriger gewor-
den, aber für Hamburgs Grün wäre nichts besser
geworden. Mit dem vorliegenden Verhandlungser-
gebnis werden jetzt NABU und die Stadt zu Part-
nern bei der Stadtentwicklung und dem Schutz der
Natur; das ist etwas Besonderes, weil die Natur-
schutzverbände oft eher als Gegner denn als Part-
ner in dieser Stadt wahrgenommen werden.

Die Ergebnisse der langen Gespräche wurden
nicht nur von der Volksinitiative sowie von den
Spitzen der rot-grünen Koalitionsfraktionen präsen-
tiert, wie sonst üblich, sondern gemeinsam mit
dem Bürgermeister, dem zuständigen Senator
Kerstan und Senatorin Dr. Stapelfeldt. Das unter-
streicht zusätzlich, welchen Stellenwert das Ab-
kommen für die Stadt hat.

Nach dem Beschluss der Bürgerschaft wird der
NABU seine Volksinitiative zurückziehen, so ist es
vereinbart. Darum wäre es wirklich gut, wenn sich
alle Fraktionen dem Antrag anschließen. Ich
verstehe insbesondere nicht die CDU-Fraktion, die
sich vor zwei oder drei Jahren hier hingestellt hat
mit einem anderen großen Naturschutzverband in
der Stadt und dafür geworben hat, dass Grün und
Bauen unter einen Hut gebracht werden. Davon
wollen Sie offensichtlich nichts mehr wissen, son-
dern Sie haben es nur darauf angelegt zu spalten.

(Beifall bei der SPD – Dirk Kienscherf SPD:
So sind Sie! – Gegenruf von André Trepoll
CDU: Dafür schämt ihr euch selber!)

– Bei dem Antrag, den wir hier vorgelegt haben,
kauft keiner die Katze im Sack, Herr Trepoll, denn
der Antrag wurde schon Ende April in der gemein-
samen Sitzung von Umwelt- und Stadtentwick-
lungsausschuss zusammen mit dem NABU be-
sprochen und erörtert. Das ist keine Hinterzimmer-
politik, und wenn man jetzt fordert, wir brauchen
einen Flächennutzungsplan, dann will man all das
nicht, man will nicht zehn Jahre nutzen, um die Na-
tur zu verbessern und Wohnungsbau voranzubrin-
gen, sondern man will zehn Jahre in Planung
stecken, damit man hier wieder nörgeln kann, dass
alles nicht zusammenpasst.

(Beifall bei Dirk Kienscherf SPD)

Für die Steigerung der Naturqualität werden wir
auch richtig Geld in die Hand nehmen, 5 Millionen
Euro mehr werden aufgebracht, denn auch die Na-
turqualität ist nicht zum Nulltarif zu verbessern. Die
Landschaftsschutzverordnung wird modernisiert,

für Ersatzmaßnahmen wird es ein Andienungsge-
bot an das Sondervermögen für Naturschutz und
Landschaftspflege geben, und der Senat wird ein
Vorkaufsrecht auch beim Landschaftsschutz ha-
ben.

Am wichtigsten ist aber, dass die Naturschutzge-
biete, die mindestens 10 Prozent der Landesfläche
ausmachen sollen, geschützt sind. Sie sind für Be-
bauung tabu, aber das Wichtigste ist, dass ihre
Qualität auch in den nächsten Jahren noch gestei-
gert werden kann. Die Fläche des Landschafts-
schutzes und des Biotopverbundes werden festge-
schrieben, das wurde schon gesagt, das ist auch
ein sehr wichtiger Punkt.

Was auch noch nicht erwähnt wurde und sich als
problematisch erwiesen hat: Wir wissen gar nicht,
wie versiegelt unsere Stadt ist. Hier wird ein neues
Handwerkszeug entwickelt, damit wir künftig wis-
sen, wie die Bodenversiegelung ist. All das wird
transparent dargestellt, der Senat wird uns jedes
Jahr berichten. Auch das ist etwas Neues, das
schafft Transparenz und Vertrauen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dr. Schaal. – Herr Gamm, Sie haben
nun das Wort für die CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr
Dr. Tjarks, ich muss insbesondere auf das einge-
hen, was Sie gesagt haben. Das war nämlich der
typische Trick, mit dem speziell die GRÜNEN im-
mer argumentieren. Sie nehmen sich ein umwelt-
und artenschutzrechtliches oder klimapolitisches
Ziel, verknüpfen das mit einem Konzept, und wenn
wir sagen, das Konzept und den Weg, den Sie ein-
schlagen, halten wir für falsch, dann sagen Sie, die
CDU sei gegen Umweltschutz, die CDU sei gegen
Klimaschutz. Das ist ein völlig durchschaubares
Manöver, das teilweise wohl funktionieren mag,
aber das muss hier einfach einmal ausgesprochen
werden.

(Beifall bei der CDU und der AfD)

Ich verwehre mich sehr klar dagegen, dass die
CDU gegen den Grünerhalt in dieser Stadt argu-
mentieren würde, im Gegenteil.

(Beifall bei der CDU und der AfD – Glocke)

Vizepräsidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Gamm, gestatten Sie eine Zwischen-
frage oder Zwischenbemerkung des Abgeordneten
Dr. Tjarks?

Stephan Gamm CDU (fortfahrend): Nein.

Wir sind seit Jahren dabei, und das wissen Sie
auch, unzählige Anträge und Initiativen in die Bür-
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gerschaft einzureichen, um das eben deutlich zu
machen. Wir sind einfach nur unzufrieden mit dem
Ergebnis, das Sie uns jetzt verkaufen wollen. Eines
ist völlig klar, die Debatte, die hier geführt werden
muss und die Sie doch letzten Endes durch die
Geheimverhandlungen abgewürgt haben, ist natür-
lich essenziell für die Stadt, nämlich die Frage, wie
können wir es schaffen, den Grünerhalt zu gewähr-
leisten und gleichzeitig Wohnungen zu bauen. Das
ist ein Thema, das die Menschen natürlich und zu
Recht intensiv bewegt. Diesen öffentlichen Diskurs
haben Sie mit dieser Art der Politik komplett abge-
würgt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Ich hatte gedacht, dass ich im Laufe dieser Debat-
te noch einen Moment der Erhellung und Erleuch-
tung bekomme, dass irgendetwas Konkretes ge-
bracht wird. Aber Fakt ist, wenn man sich diesen
Antrag anschaut – bei den Wortbeiträgen gab es
für mich auch keine neuen Erkenntnisse –, da wer-
den drei Kenngrößen genannt: 10 Prozent Natur-
schutzgebiete, 18,9 Prozent Landschaftsschutzge-
biete, und dann gibt es noch eine Kenngröße zu
den Biotopverbunden.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Stimmen Sie zu
oder nicht?)

Das Spannende ist, Sie sind jetzt erst dabei, ein
Messverfahren, ein Monitoring zu entwickeln, weil
Sie teilweise noch gar nicht über die Datengrundla-
ge verfügen. Da frage ich mich, wenn Sie gar nicht
genau wissen, worüber Sie reden, wie sind Sie ei-
gentlich zu diesen Kenngrößen gekommen? Das
ist doch absurd.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie benutzen sie
doch auch!)

Also insofern die entscheidenden Fragen: Was be-
deutet es konkret, welche Flächen sollen geschützt
werden und wie wollen Sie überhaupt qualitative
Verbesserungen ermitteln, wie definieren Sie das
überhaupt? Diese 13 Seiten sind so dünn. Wenn
man bedenkt, dass Sie ein Jahr lang Zeit hatten,
und das ist das Ergebnis, da muss ich ehrlich sa-
gen, wenn Sie sich jetzt abfeiern, Frau Dr. Schaal,
und sagen, das sei ein Riesenmeilenstein in der
Geschichte, dann bin ich doch mehr als verwun-
dert.

Dass nun gerade der Schutz von Hamburgs Grün
in dieser Stadt nicht in guten Händen ist, zeigt sich
auch zum Beispiel am Bezirk Eimsbüttel. Da sind
nämlich in den Jahren 2016 bis 2017 über
3 500 Bäume netto verschwunden, so viel zum
Thema Leitung einer grünen Behörde. – Danke.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Gamm. – Frau Sparr, Sie haben nun
für die GRÜNE Fraktion das Wort.

Ulrike Sparr GRÜNE:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Im Großen und Ganzen freut
es mich doch, dass wir offenbar eine relativ breite
Zustimmung zu dem Antrag erfahren können. Die
gelinden Nörgeleien von Herrn Jersch nehme ich
einmal so als ein "Eigentlich finden wir das gut,
aber das können wir so nicht sagen".

(André Trepoll CDU: Opposition kritisiert,
das mögen Sie nicht!)

Dass Herr Gamm das nicht verstanden hat,

(Beifall bei den GRÜNEN)

heißt doch nicht, dass es nicht gut ist. Frau Oel-
schläger hätte auch gern zugestimmt, aber sie darf
nicht. Insofern sind wir sehr zufrieden.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Ich möchte jetzt noch auf einige Aspekte eingehen,
vieles ist schon gesagt worden.

Wenn es auch von manchem ab und an aus Kalkül
übersehen wird, Hamburg ist und bleibt mit dieser
Einigung eine grüne Stadt. Und die Einigung mit
der Volksinitiative sichert das nicht nur, sondern
sie bringt uns tatsächlich ein großes Stück weiter.
Ein Drittel der Fläche eines Stadtstaats als qualifi-
zierte Grünflächen, das soll uns einmal einer nach-
machen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Es geht bei all dem in dieser Einigung um Quanti-
tät und um Qualität. Das ist schon gesagt worden
und es ist sehr wichtig, dass wir uns das immer
wieder vor Augen führen. Und da reicht auch nicht
die grüne Krawatte, um sich dann als Naturschüt-
zer darzustellen, Herr Gamm.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD – Zuruf von der AfD: Die rote Jacke
aber auch nicht!)

Mit der neu geschaffenen Funktion des grünen Ko-
ordinators haben wir im Übrigen in der Gestalt des
Staatsrats der Umweltbehörde eine Instanz, die
darüber wacht, dass dies auch auf abgestimmte
Weise geschieht.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Aus all dem folgt, die Stadt hört nicht auf, sich zu
entwickeln. Diesen Gedanken möchte ich noch
einmal aufgreifen. Wir entwickeln das Grüne Netz,
die Landschaftsschutzgebiete, die Parks und die
Grünanlagen. Wir entwickeln aber auch den Raum
dazwischen, die Siedlungsachsen, die alten und
neuen Quartiere, und wir kümmern uns um sinn-
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volle und zeitgemäße Verkehrsverbindungen. Der
Antrag enthält deshalb auch den Auftrag, die Na-
turqualität außerhalb der Naturschutzgebiete zu
verbessern. Und das verbindet sich eben gut mit
einem weiteren Auftrag, der Versiegelung der
Stadt entgegenzuwirken, denn auch im inneren
Bereich müssen wir immer mehr Bodenflächen of-
fenhalten. Und in der Tat, da gibt es bisher noch
kein gesichertes Messergebnis, und das sichern
wir mit dieser Einigung ebenfalls, dass das endlich
einmal eingeführt wird.

Die Einigung mit dem NABU führt noch zu einem
weiteren Ergebnis, nämlich zu einer Perspektivver-
änderung. Wir gehen nicht mehr von den Häusern
aus und schauen, wo noch ein Baum hinpasst,
sondern wir sehen uns das Grün an und überle-
gen, ob und wie sich dort Häuser einpassen las-
sen. Denn je grüner die Stadt ist, je intakter die
Stadtnatur, desto bessere Lebensbedingungen
bietet sie auch den Menschen, die in ihr leben.
Das ist jahrzehntelang vernachlässigt worden. Die
Planungen der Nachkriegszeit mit der funktionalen
autogerechten Stadt, der strikten Trennung von
Wohnen und Arbeiten mit den daraus resultieren-
den weiten Wegen, all dies passte wunderbar zum
Wirtschaftswunder, es hat aber auch die Klimakri-
se, mit der wir es jetzt zu tun haben, mit ausgelöst.
Darum ist es nun dringend an der Zeit, unsere
Sicht auf die Stadt zu verändern. Stadt ist eben
mehr als eine funktionale Anhäufung von Men-
schen und Gemäuer, sie sollte, klug geplant, ein
Lebensraum sein mit einem angenehmen Umfeld
für alle, die sich darin aufhalten, und sie muss,
denn das ist eine neue Forderung, klimaresilient
sein, das heißt, sie muss den extremen Wetterla-
gen, mit denen wir es zunehmend zu tun haben
werden, standhalten und davor Schutz bieten.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Und da spielt neben den Naturschutzgebieten und
den großen Parks auch das kleine Grün dazwi-
schen eine entscheidende Rolle. Straßenbäume,
kleine Grünanlagen zwischen den Häusern, grüne
Dächer, begrünte Fassaden. Das ist nicht nur et-
was fürs Auge, Grün bindet zum Beispiel auch
Feinstaub, und das ganz ohne hässliche teure Kis-
ten am Straßenrand mit einem riesigen Energie-
verbrauch, Herr Kruse. Wo ist er denn überhaupt?
Gar nicht da. Grün hält Wasser vor Ort, kühlt an
heißen Tagen und bietet Unterschlupf für allerlei
Getier. Richtig geplant dient es eben der Artenviel-
falt, dem gesamten Ökosystem und auch dem
Stadtklima. Eine Stadt, die das leistet, müssen wir
jetzt schaffen.

(Ewald Aukes FDP: Bullerbü!)

Der Vertrag für Hamburgs Stadtgrün wird dafür die
Grundlage legen, und dann legen wir los. – Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sparr. – Herr Jersch, Sie haben jetzt
für die Fraktion DIE LINKE das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Es ist immer wieder
faszinierend, der Premium-Grünerhalt des Umwelt-
senators in dieser Freien und Hansestadt Ham-
burg, die guten Grünflächen kommen ins Töpf-
chen, die schlechten in den B-Plan. Das kann jetzt
nicht wirklich das Ziel sein,

(Anna Gallina GRÜNE: Häh?)

aber letztendlich ist es angekündigt.

(Dirk Kienscherf SPD: Das habe ich nicht
verstanden!)

– Und manches ist Ihnen in der Tat im Verständnis
abgegangen. Da gebe ich zu, Herr Kienscherf, das
merkt man immer wieder an der Regierungspolitik.

(Dirk Kienscherf SPD: Aha!)

Die von Ihnen beschworenen neuen Grün- und
Parkanlagen sind doch nichts anderes als ein Erin-
nerungswert an die vorher dort unverbaute Fläche,
an die Natur,

(Dirk Kienscherf SPD: Wo denn, HafenCity
oder Neue Mitte Altona?)

die dort vorher vorhanden war. Es wird immer Aus-
nahmen geben, aber im Großen und Ganzen ist es
das. Aber es gibt keinen Ausbau da, wo wir bisher

(Dirk Kienscherf SPD: Was wollen Sie? Wol-
len Sie Wohnungen oder nicht?)

in verdichteten Bereichen einen deutlichen Mangel
an Grünflächen haben.

Und ganz klar möchte ich noch einmal sagen, die-
ser Vertrag ist kein Grünfrieden. Es heißt weiterhin,
sich dafür einzusetzen, dass es eine gerechte Ver-
teilung von Grün in dieser Stadt gibt, dass die
Stadt grün bleibt, und dafür einzutreten, dass die
Versiegelung nicht überhandnimmt, und zwar Bag-
gerloch für Baggerloch. Das sage ich Ihnen ganz
klar.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Monika Schaal
SPD: Dann wissen wir ja, wer den Woh-
nungsbau verhindert hat!)

Ich weiß, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
SPD und den GRÜNEN, Ihre Nerven sind gereizt.
Ich sehe das bei mir im Bezirk an Oberbillwerder,
und ich kann nur sagen, Frau Schaal, wer hier
spaltet, wer hier giftet gegen Bürgerinnen und Bür-
ger und gegen andere in der Politik, das ist die Re-
gierungskoalition, das ist Ihre Politik. Ich sage an
dieser Stelle noch einmal ganz klar, Sie wollen kei-
nen Dialog, weder mit den Bürgerinnen und Bür-
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gern noch mit den Bezirksversammlungen, an de-
nen vorbei Sie diesen Vertrag durchprügeln wer-
den. Das ist undemokratisch.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und ver-
einzelt bei der FDP)

Wir können streiten über grüner als grün, wichtig
ist, dass das Grün erhalten wird. Der Vertrag ist in-
sofern eine gute Grundlage, so leerformelhaft er
manchmal daherkommt, aber bitte, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von SPD und GRÜNEN, giften
Sie sich nicht mehr durch die Stadt, hören Sie auf
zu spalten. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von Dirk
Kienscherf SPD)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Jersch. – Herr Dr. Duwe, Sie erhalten
das Wort für die FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich will jetzt nicht
über Grüngerechtigkeit und anderen grünen Klas-
senkampf reden. Ich möchte noch einmal darauf
zurückkommen, dass dieser Vertrag natürlich wie
immer ein Vertrag ist, wo auch weiße Zeilen zwi-
schen schwarzen Zeilen stehen, und ich mir ge-
wünscht hätte, dass noch ein bisschen mehr Butter
bei die Fische gekommen wäre.

Zum Beispiel ist es ganz schön zu sagen, dass
man eine Stufe besser geworden ist in einem Flo-
ra-Fauna-Habitat; es stellt sich nur die Frage, ob
man jetzt von 2 auf 3 kommt, indem man 100 Qua-
dratmeter Trockenrasen in den Boberger Dünen
aufwertet, oder ob das dann doch ein bisschen
mehr sein soll. Sprich, wie berechnet man das
überhaupt, ob man sich verbessert hat? Und wenn
ja …

(Dirk Kienscherf SPD: Das wird doch in der
Biokartierung festgelegt!)

– Ja, und wie viel Prozent?

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

– Ja, genau. Und wie viel Prozent dieser Habitat-
Typen an Fläche? Das ist dann aufgewertet, um zu
sagen, wir haben jetzt eine Qualitätsstufe mehr.
Das können 2 Quadratmeter sein, das können
aber auch 2 000 Quadratmeter sein, es können
fünf Biotope sein, es kann eines sein. Das steht da
nicht drin und das muss nachgeleistet werden,
wenn man das überhaupt kontrollieren will.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das ist anders for-
muliert!)

– Ja, dann muss man das auch hineinschreiben
und sich nicht beweihräuchern und Vorlesungen
halten über grüne Politik in dieser Stadt.

Ich stimme Ihnen zu, wir haben Probleme, das
Grün zu erhalten, und es ist immer weniger gewor-
den. Das ist so ähnlich, als wenn ein Millionär ge-
fragt wird, wie er es denn geschafft hat, die Millio-
nen. Ist sehr einfach, er war Milliardär. Und genau-
so ist es mit dem Hamburger Grün.

Ich habe auch gesagt, dass wir nicht gegen diesen
Vertrag sind, wir finden einige Sachen sogar sehr
gut,

(Beifall bei Dr. Monika Schaal SPD)

aber es ist uns nicht detailliert genug, um uns hin-
terher sagen zu lassen, ihr habt da mit zugestimmt.
Deshalb werden wir uns enthalten, wir werden kei-
ne Fundamentalopposition machen,

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch gut!)

wir machen das sachlich und grün. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. – Frau Oelschläger, Sie er-
halten nun das Wort für die AfD-Fraktion.

Andrea Oelschläger AfD:* Sehr geehrte Frau
Sparr, es freut mich, dass Sie sich Sorgen über
mich machen und denken, dass ich mich nicht
durchsetzen kann; das kann ich sehr wohl. Wenn
ich gewollt hätte, dass wir diesem Vertrag zu-
stimmen, dann hätten wir das auch getan.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie durften nicht
wollen!)

– Und ich darf auch wollen und ich will auch gele-
gentlich. Von daher machen Sie sich da bitte keine
Sorgen. Natürlich ist es wichtig, selbstverständlich
wollen auch wir, und zwar wir alle, Hamburgs Grün
erhalten. Darüber sind wir uns doch einig.

Frau Dr. Schaal, Sie sagten etwas so nach dem
Motto, man kaufe nicht die Katze im Sack. Da ha-
ben Sie recht. Wir haben schon kurz im Ausschuss
über …

(Zuruf: Lange!)

– Von mir aus auch lange.

Wir haben schon im Ausschuss diese Diskussion
geführt. Da hatten wir die Drucksache gerade sehr
kurz, der Ausschussbericht ist heute Morgen ge-
kommen. Ich hätte gern noch einmal einiges nach-
gelesen und ich hätte sicher auch gern noch ein-
mal ein paar Fragen gestellt. Nein, wir kaufen nicht
die Katze im Sack, aber letztendlich, wenn man
fordert, so nach dem Motto, andere sollen auch zu-
stimmen, dann muss man sagen, es wäre nicht
verkehrt, es wirklich ausgiebig im Ausschuss zu
beraten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschläger.

Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
und ich sehe keine, kommen wir zur Abstimmung.

Wer also möchte nun zunächst die Drucksache
21/16980 an den Ausschuss für Umwelt und Ener-
gie überweisen? – Die Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist das Überweisungsbegehren ab-
gelehnt.

Und wir kommen zur Abstimmung in der Sache
über den gemeinsamen Antrag der Fraktionen von
SPD und GRÜNEN aus Drucksache 21/16980.

Wer möchte diesem nun seine Zustimmung ge-
ben? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit
ist der Antrag angenommen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir kommen zu Punkt 2b, Große Anfrage der
CDU-Fraktion: Innere und äußere Differenzierung
an Hamburgs Stadtteilschulen – Oder werden "alle
über einen Kamm geschoren"?

[Große Anfrage der CDU-Fraktion:
Innere und äußere Differenzierung an Ham-
burgs Stadtteilschulen – Oder werden "alle
über einen Kamm geschoren"?
– Drs 21/16511 –]

Diese Drucksache möchten die Fraktionen der
CDU und der AfD an den Schulausschuss über-
weisen.

Wird das Wort gewünscht? – Frau Stöver, Sie ha-
ben das Wort für die CDU-Fraktion.

Birgit Stöver CDU:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Von Hamburgs Grün nun zu
Hamburgs Schulen. Das Schulgesetz nennt unter
Paragraf 3 ganz zentral den Grundsatz, das Schul-
wesen sei so zu gestalten, dass Formen der äuße-
ren und der inneren Differenzierung der besseren
Förderung der einzelnen Schülerin und des einzel-
nen Schülers dienen. Zusätzlich wird unter Para-
graf 15 für die Stadtteilschulen konkretisiert, dass
die Schulen individuelles Lernen durch innere und
äußere Differenzierung ermöglichen. Zweimal im
Hamburger Schulgesetz wird die äußere Differen-
zierung als Voraussetzung erwähnt.

Was im Schulgesetz als Fakt dargestellt wird, sieht
in der Realität allerdings anders aus. Mehr als
50 Prozent der Stadtteilschulen wenden in den
Klassen 7 bis 10 ausschließlich das Prinzip der in-
neren Differenzierung an. Das heißt übersetzt,
Schüler mit Gymnasialniveau werden immer auch
in den wesentlichen Kernfächern Mathe, Deutsch
und Englisch zusammen mit Haupt- und Realschü-
lern unterrichtet. Nichts da mit individuellem Ler-

nen durch beide Differenzierungsformen, wie es
das Schulgesetz beschreibt. Stattdessen werden
alle über einen Kamm geschoren, individuelle För-
derung sieht deutlich anders aus. Das muss man
sehr deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU)

Die Schwächeren lernen von den leistungsstärke-
ren Schülern und umgekehrt. Das ist hinsichtlich
der Sozialkompetenz pädagogisch auch gar nicht
zu kritisieren, aber der Unterricht in den Hauptfä-
chern, gerade in den höheren Klassenstufen, kann
doch nicht für alle gleich sein. Stellen Sie sich ein-
mal vor, egal ob Profi, Mittelklasse oder Laie, alle
zusammen auf einem Fußballplatz. Was für ein To-
huwabohu. Ist das wirklich im Sinne des Erfinders?
Ich sage sehr deutlich: Nein, das ist es nicht. Und
wenn es doch so wäre, wäre es für den Lehrer ei-
ne nicht zu bewältigende Zerreißprobe, wenn er
denn erstens in einem Raum, zweitens allein und
drittens zeitgleich auf mehreren – bis zu fünf – Ni-
veaus unterrichten soll. Das nennt man dann die
Quadratur des Kreises. Die Aufgabe ist nicht erfüll-
bar und die Antwort auf das schlechte Gewissen
heißt dann Binnendifferenzierung. Merken Sie gar
nicht, dass das überhaupt nicht geht?

(Beifall bei der CDU)

Wir fordern Herrn Senator Rabe auf, es so zu hal-
ten, wie es im Schulgesetz verankert ist und wor-
auf sich die Lehrer und Eltern und Kinder dieser
Stadt dann auch verlassen können, dass Schüler
entsprechend ihren Fähigkeiten individuell geför-
dert werden. Die äußere Differenzierung ist hierbei
ebenso anzuwenden wie die Binnendifferenzie-
rung. Das empfiehlt auch die Mathematik-Exper-
tenkommission, die Ende 2017 die äußere Diffe-
renzierung für Neun- und Zehntklässler gefordert
hat, um – man höre und staune – die Anschlussfä-
higkeit an die Gymnasien herzustellen. Und darum
geht es doch, die Stadtteilschule soll die Schule
sein, an der alle Abschlüsse erreicht werden kön-
nen, auch das Abitur. Das glauben aber nicht alle
Eltern, denn nicht ohne Grund versuchen viele Kin-
der, die es an der Stadtteilschule wahrscheinlich
einfacher hätten, ihren Weg über das Gymnasium
und scheitern viel zu häufig nach Klasse 6.

Die Differenzierung gehört zur individuellen Förde-
rung dazu, wie im Schulgesetz verankert. Das
muss man hier noch einmal bekräftigen. Das be-
kräftigt auch die KMK in ihrem Beschluss aus den
Neunzigerjahren, und 2012 wurde das noch einmal
bestätigt. Abweichungen von der äußeren Differen-
zierung sind demnach nur aus strukturellen Grün-
den – und ich übersetze das einmal, bei Raum-
knappheit oder bei Lehrermangel – überhaupt
möglich. Und vermutlich liegt auch hier die Ursa-
che. Die Stadtteilschule wurde seit ihrer Gründung
mit Aufgaben überfrachtet, zum Beispiel durch die
Einführung der Inklusion ohne Konzept, und auch
sind seit Jahren die fehlende Raumplanung des
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Senats und der Lehrermangel in unserer Stadt
doch durchaus bekannt. Darunter leidet offenbar
auch die Unterrichtsqualität. Wenn alle gemeinsam
unterrichtet werden, spart das Platz und Personal.
Das ist praktisch aber ein No-Go für die Bildung
unserer Schüler.

(Beifall bei der CDU)

Die Stadtteilschulen gehören gestärkt und sollen
ihrem Anspruch gerecht werden, genauso qualifi-
ziert und gut zum Abitur zu führen wie die Gymna-
sien. Ein wichtiges Argument für den Schulfrieden
in der Stadt. Wie sonst sollen wir den G9-Befür-
wortern begegnen? Wir brauchen die Wissensver-
mittlung mit getrennten Kursen auf Hauptschul-
und Realschulniveau und auf Gymnasialniveau in
den Stadtteilen.

(Gerhard Lein SPD: Also Dreierdifferenzie-
rung! Spinnen Sie?)

Sonst ist eine Vergleichbarkeit gar nicht gegeben
und es kommt dazu, was keiner will, dass Stadtteil-
schulen weiterhin für immer weniger Eltern und
Kinder eine wählbare Alternative zum Gymnasium
sind.

Klare Strukturen, eine Werbung mit Unterricht in
unterschiedlichen Lerngruppen, sprich äußere Dif-
ferenzierung an den Stadtteilschulen, soll dabei
helfen. Mit Gleichmacherei wird man den individu-
ellen Fähigkeiten der Schüler nicht gerecht. Besin-
nen Sie sich auf das Hamburger Schulgesetz, dort
steht es geschrieben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Stöver. – Frau Duden, Sie haben nun
für die SPD-Fraktion das Wort.

Barbara Duden SPD:* Frau Präsidentin, liebe aus-
gewählte Anwesende! Herzlichen Glückwunsch zur
Schuldebatte des heutigen Tages. Diese Anmel-
dung befremdet doch etwas, denn man konnte
schon aus der Zeitung erfahren, dass wir über den
Schulfrieden reden. Aber dank dieser geradezu
überaktiven Öffentlichkeitsarbeit, man könnte das
auch Durchstecherei nennen, kann ich betonen,
dass das Thema der inneren und äußeren Diffe-
renzierung auf dem Wunschzettel einiger Verhand-
ler dieser Gruppe steht. Und deshalb finde ich ei-
gentlich …

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das ist hier der falsche Ort, Frau Du-
den!)

– Sie sollten nicht über falsche Orte reden.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

– Nein, wirklich, Sie nicht.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb muss man doch noch einmal sagen, dass
die innere und äußere Differenzierung im Forde-
rungskatalog durchaus enthalten ist. Und da bleibt
es völlig unverständlich, dass wir diese Diskussion
führen, die im Wesentlichen rückwärtsgewandt
war, denn das ist nicht die Schulpolitik dieser
Stadt, sondern das war so ein bisschen Resteram-
pe von dem, was man immer einmal sagen wollte.
Also das, muss ich ehrlich sagen, ist der Blick in
die Vergangenheit gewesen und dient der Zukunft
der Hamburger Schulpolitik überhaupt nicht.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Duge
GRÜNE)

Zumal es auch deutlich wird, wenn man sich die
Antworten der Großen Anfrage durchliest, dass die
CDU, die immer wieder diesen KMK-Beschluss
von 1994, der dann 2004 noch einmal oder 2014
noch einmal revidiert wurde … dass sich die CDU
da eigentlich schrecklich vertan hat, weil es eben
auch in diesem KMK-Beschluss den Hinweis gibt,
dass man immer anders verfahren kann, wenn es
denn die demografischen oder schulstrukturellen
Gründe gibt, die in Hamburg eindeutig vorliegen.
Hamburg hat hier die Aufgabe, auf diese Beson-
derheiten zu reagieren. Das ist gute, vorausschau-
ende Schulpolitik.

(Beifall bei der SPD)

Ich will noch einmal eine Bemerkung machen für
die Historiker unter uns. Es ist im Übrigen ein gän-
giges Verfahren, das noch vor 2011 genau auch
so angewandt und danach gehandelt wurde. Und
was ich überhaupt nicht verstanden habe, ist, dass
wir, die wir die Anmeldezahlen für Stadtteilschulen
und Gymnasien doch alle noch im Kopf haben,
weil das noch gar nicht so lange her ist, dass die
verkündet wurden, erkannt haben, dass die Stadt-
teilschulen die Nase vorn haben. Deshalb sage ich
Ihnen, diese Anmeldezahlen machen deutlich,
dass es die Eltern und Schüler in dieser Stadt ver-
standen und begriffen haben, was Stadtteilschulen
für eine Aufgabe haben.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane Blö-
meke GRÜNE)

Deshalb nehmen wir diese Große Anfrage zur
Kenntnis, und wir werden sie nicht überweisen.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane Blö-
meke GRÜNE und Nebahat Güçlü fraktions-
los)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Duden. – Für die GRÜNE Fraktion er-
hält jetzt Herr Duge das Wort.

Olaf Duge GRÜNE: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Zunächst möchte ich einmal mei-
ne Freude zum Ausdruck bringen, dass bei der An-
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melderunde in diesem Jahr die Anmeldezahlen für
die Stadtteilschulen und die Gymnasien fast gleich
groß waren. Und ich finde, dass damit die Eltern-
schaft die Stadtteilschulen ebenso anerkannt hat
wie auch die Gymnasien. Von einem Alarmzei-
chen, von dem in der Großen Anfrage der CDU die
Rede ist, von einem Alarmzeichen für die Arbeit
der Stadtteilschulen kann meines Erachtens über-
haupt nicht die Rede sein.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Müller
GRÜNE und Nebahat Güçlü fraktionslos)

Im Gegenteil muss man eines doch festhalten, und
Frau Duden hat das eben schon angesprochen, in
der Breite der Elternschaft sind die Stadtteilschulen
angekommen. Und das ist, denke ich, ein großes
Lob für die Arbeit der Lehrkräfte und des nichtpä-
dagogischen Personals in den Stadtteilschulen,
denen es zu verdanken ist, dass diese Stadtteil-
schulen diese Anerkennung bekommen haben.

"Die Stadtteilschule ist dem Grundsatz des
gemeinsamen Lernens verpflichtet und ver-
mittelt den Schülerinnen und Schülern eine
grundlegende und vertiefte allgemeine Bil-
dung."

So heißt es in der Antwort des Senats auf die
Große Anfrage der CDU-Fraktion.

Die Binnendifferenzierung, also insbesondere die
Berücksichtigung der Lernvoraussetzungen und
der Lernentwicklungsstände im gemeinsamen Un-
terricht, ist aufgrund der heterogenen Zusammen-
setzung der Schülerschaft in den Stadtteilschulen
unverzichtbar. Sie ist Voraussetzung für Unterricht
in allen Lerngruppen der Stadtteilschulen. Sonst
macht Stadtteilschule keinen Sinn. Und ich möchte
die CDU noch einmal darauf hinweisen, Sie haben
doch die Stadtteilschulen selbst mit eingeführt und
ebenso diese Heterogenität dabei, und da muss
Ihnen doch klar sein, dass hier dieses Lernen,
auch das mehr individuelle Lernen, ein sehr
großes Gewicht hat.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane Blö-
meke und Phyliss Demirel, beide GRÜNE)

Im Gegensatz zur äußeren Differenzierung unter-
streicht Binnendifferenzierung viel deutlicher die in-
dividuelle Förderung. Das ist es, worum es uns
geht. Stadtteilschulen, die erfolgreich binnendiffe-
renziert unterrichten, haben sehr gute Lernergeb-
nisse. Die Schülerinnen und Schüler werden bes-
ser gefördert und kommen zu überraschend guten
Ergebnissen, wie auch Vergleiche zeigen, wie in
der Antwort auf die Große Anfrage zu lesen steht.

Im Gegensatz zur äußeren Differenzierung, bei der
schon vor Kennenlernen der Gruppe und der ihr
angehörenden Individuen davon ausgegangen
wird, dass die Schülerinnen und Schüler alle unge-
fähr auf dem gleichen Stand seien, also vermeint-
lich homogen, fällt es dagegen durchaus schwer,

individuelle Angebote zu machen. In weiten Teilen
der Bildungsforschung gibt es keinen Zweifel dar-
an, dass Heterogenität und Individualität die Basis
für eine differenzierte Unterrichtsentwicklung dar-
stellen. Wir leben außerdem – das muss man noch
einmal zusätzlich ergänzen, sehr wichtig – in Zei-
ten, in denen die Inklusion, liebe Opposition, bei
uns eingezogen ist, Gott sei Dank. Wer nach äuße-
rer Differenzierung ruft, hat Inklusion entweder
nicht verstanden oder will sie nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und bei
Sabine Boeddinghaus DIE LINKE)

Die Realität in einer Großstadt, und das ist das,
was demografisch strukturell auch eine Rolle
spielt, ist zudem eine andere, es gibt auch auf den
Gymnasien keine durchweg homogenen Lerngrup-
pen, schon gar nicht in der Sekundarstufe I. Davon
abgesehen können die Schulen nach wie vor
selbst entscheiden, wie sie unterrichten, ob sie Au-
ßendifferenzierung wählen oder Binnendifferenzie-
rung unterrichten möchten. Wir – und das gilt be-
sonders auch für CDU und FDP – müssen zur
Kenntnis nehmen, dass sich die Fachleute vor Ort,
also Schulleitung und Lehrkräfte, in den allermeis-
ten Fällen für die Binnendifferenzierung entschei-
den.

Wir GRÜNE sind Freunde, das will ich nicht ver-
hehlen, der selbstverantworteten Schule und ver-
trauen dieser Kompetenz der Profis an den
Schulen. Wenn die Schulen meinen, eine Fach-
gruppe einteilen zu müssen oder zu wollen, dann
können sie das tun.

(Daniel Oetzel FDP: Das ist eine Ressour-
cenfrage!)

Mag sein, dass das in dem einen oder anderen
Fall sinnvoll ist, und es wird dann auch gemacht.
Daraus zu folgern, dass die Binnendifferenzierung
die absolute Vorgabe sei, aber nur die äußere Dif-
ferenzierung das Allheilmittel, ist irreführend. Mei-
ne Überzeugung ist, Vielfalt ist die Normalität. Die
Annahme, Klassen und Kurse, die ausschließlich
mit Kindern mit Rechtschreib- und Matheproble-
men besetzt sind, würden gewinnen, erschließt
sich mir keinesfalls. Gleiches gilt für leistungsstar-
ke Schülerinnen und Schüler. Auch sie sind nicht
in allem gleich stark und leistungsfähig und auch
sie verdienen es, in ihrer Individualität gefördert,
gefordert und angesehen zu werden. – Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und bei
Nebahat Güçlü fraktionslos)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Duge. – Bitte, Frau Boeddinghaus, Sie
haben nun das Wort für die Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:* Frau Vorsit-
zende, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir ver-
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handeln hier, wie ich hoffe, ein sehr wichtiges pä-
dagogisches Thema, nämlich entscheiden wir als
Pädagoginnen und Pädagogen vor Ort – Herr Du-
ge hat das richtig ausgeführt –, wollen wir mit un-
serer Schülerschaft, die sehr unterschiedlich ist,
binnendifferenziert arbeiten, oder wollen wir Kurse
implementieren? Ich kann mir vorstellen, dass Sie
mir gern jetzt eine ideologische Motivation un-
terstellen, aber das können Sie doch nicht den
Fachkräften in den Stadtteilschulen unterstellen.
Und wenn Sie in die Große Anfrage sehen, die ich
im letzten Sommer gestellt habe – ich freue mich,
dass sie jetzt noch einmal zur Wirkung kommt –,
da habe ich dezidiert danach gefragt, und da gibt
es den Anhang 6, und wenn man sich den an-
schaut, dann sieht man, dass fast alle Stadtteil-
schulen die Auskunft gegeben haben, dass sie in
fast allen Fächern binnendifferenzieren. Und das
tun sie aus einer pädagogischen Überzeugung,
das tun sie, weil alle wissenschaftlichen Studien,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Alle nicht!)

Frau Stöver, zeigen, dass die Vielfalt der Schüler-
schaft so groß ist, dass noch nicht einmal zwei
Kurse reichen würden. Sie müssten 150 Kurse ein-
richten, wenn es wirklich nach Ihrer Logik gehen
würde. Deswegen ist der richtige Schritt, die Viel-
falt anzunehmen, pädagogische Konzepte zu ent-
wickeln, die man durchaus dann können muss.
Das ist keine Frage. Wenn man das nicht kann, ist
es verheerend. Dann lieber Frontalunterricht und
mehrere Kurse. Aber die Binnendifferenzierung,
wenn sie gut gekonnt ist und wenn Lehrerinnen
und Lehrer sie gelernt haben, ist dann pädago-
gisch die richtige Antwort auf die Unterschiedlich-
keit der Schülerinnen und Schüler, die wir haben.
Dazu stehen wir und ich möchte wirklich,

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Cansu Özdemir DIE LINKE, Olaf Duge
GRÜNE und Nebahat Güçlü fraktionslos)

dass das hier auch Konsens ist in der überwiegen-
den Mehrheit des Hauses, denn ich glaube nicht
mehr daran, dass ich mich mit der CDU, mit der
FDP in dieser wichtigen Frage verständige. Aber
ich appelliere wirklich von Herzen und im Sinne der
Stadtteilschulen an Rot-Grün, dass sie in den Ver-
handlungen über den sogenannten Schulfrieden
das nicht aufgeben und den Stadtteilschulen nicht
in den Rücken fallen. Die Stadtteilschulen sind
wirklich in großer Sorge ob dieser Debatte. Das
wird durchaus wahrgenommen in der Stadt.

Ich möchte noch einmal sagen, dass wir auch die
Zahlen zur Kenntnis nehmen müssen. Nur knapp
5 Prozent der Kinder und jungen Menschen, die an
die Stadtteilschulen kommen, haben eine Gymna-
sialempfehlung. Über 30 Prozent verlassen die
Stadtteilschulen mit dem Abitur. Das ist eine so
grandiose Leistung, die auch etwas damit zu tun
hat, dass die Pädagogik sich eben gerade am Indi-

viduum orientiert in einem binnendifferenzierten
Unterricht und nicht stigmatisiert und die Kinder
auftrennt und sie von vornherein schon in Schubla-
den steckt und sagt, du wirst es sowieso nicht
schaffen. Nein, genau andersherum ist der Ansatz,
und das ist eine enorme Leistung der Stadtteil-
schulen. Das ist auch der Grund, warum sie zu-
nehmend mehr angewählt werden, und dafür
müssten wir doch im Grunde alle kämpfen. Ich hof-
fe wirklich sehr, dass Rot-Grün auf diesem Weg
bleibt und die Stadtteilschulen in dem Sinne wirk-
lich stärkt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
SPD und den GRÜNEN und bei Nebahat
Güçlü fraktionslos)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Boeddinghaus. – Frau von Treuenfels-
Frowein, Sie haben nun das Wort für die FDP-
Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren! Ich denke, in einer Sache sind wir uns hier
doch einig – ich glaube, das kann ich einmal vor-
wegnehmen –, wir wollen alle unsere Schüler best-
möglich fördern. Ich glaube, darauf können wir uns
einigen. Aber wie wir das tun, das ist hier die Fra-
ge, bei der wir uns, glaube ich, sehr extrem unter-
scheiden, und vor allem mit welchen Mitteln. Rot-
Grün, das haben Sie gerade wortreich dargelegt,
und auch DIE LINKE kennen da nur eine Antwort,
und die heißt: Alle müssen gleich sein.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Hören
Sie doch mal zu!)

Das ist die Einheitslosung, das ist Ihr Zauberwort.

(Zurufe)

Und damit fördern Sie weder die leistungsschwa-
chen Schüler noch die leistungsstarken Schüler.

(Beifall bei der FDP – Vizepräsident Detlef
Ehlebracht übernimmt den Vorsitz.)

Das ist der komplett falsche Weg. Und ein Blick in
die Klassenzimmer zeigt doch, wie man feststellt,
Ihr Ansatz funktioniert nicht richtig, denn die Reali-
tät ist eine andere.

Ein Lehrer steht vor einer Klasse, so wie ich jetzt
vor Ihnen, Sie sind doch auch alle sehr unter-
schiedlich, und soll alle Schüler, unterschiedlicher,
wie sie nicht sein könnten, da abholen, wo sie in
ihrer Leistung stehen. Da ist ein Kind, das geför-
dert werden muss, Inklusion, da ist ein hochbegab-
tes Kind, da ist ein leistungsstarkes Kind, da viel-
leicht gerade nicht, natürlich nur bei uns, ist doch
auch egal.

(Beifall bei Daniel Oetzel FDP und Heiterkeit
bei der FDP)
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Ich meine es wirklich ernst, das ist schlicht unmög-
lich, und das wissen Sie auch.

Fragen Sie doch einmal Lehrer; Sie berufen sich
immer auf sie. Es gibt aber nicht nur Sie als Leh-
rer, es gibt auch noch andere Lehrer, die uns zu-
mindest sagen, dass das wirklich schwierig, fast
unmöglich ist und dass die Herausforderungen
auch durch die Inklusion, die gemeistert werden
muss, manche Lehrer an den Rand dessen trei-
ben, was Sie hier so loben. Das finde ich, von un-
serer Seite aus, wirklich unredlich.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stöver
CDU)

Sie von Rot-Grün finden das auch noch gut, denn
alle sollen irgendwie auch ein bisschen gleich sein.
Selbst wenn es der kleinste gemeinsame Nenner
ist, ist Ihnen das recht. Unterm Strich heißt das
nichts anderes als Mittelmaß für alle.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das ist
Quatsch! – Jens-Peter Schwieger SPD: Das
ist Unsinn, das wissen Sie!)

Da gehen wir nicht mit.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stöver
CDU)

Wenn man Sie damit einmal konfrontiert, dann tun
Sie das, was Herr Duge gerade gesagt hat, und
sagen plötzlich: die selbstverantwortete Schule.
Das ist ein Feigenblatt, hinter dem Sie sich dann
verstecken. Das ist Verantwortung delegieren. Sie
selbst stehen gar nicht dazu, was Sie uns sagen
müssen, außer der LINKEN, die sagt es immer
ganz ehrlich. Das ist der alte Sozitraum. Sagen Sie
uns doch einfach, dass Sie die Einheitsschule wol-
len. Damit können wir viel besser umgehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

In einer Welt aber, in der unsere Hamburger Schü-
ler nicht nur im Wettbewerb mit Bayern oder mit
anderen Bundesländern, sondern mit ganzen Kon-
tinenten stehen, ist diese Lösung der Gleichma-
cherei wirklich fatal. Das müssen Sie sich einmal
vergegenwärtigen. Sie nehmen Kindern die Chan-
cen, damit international im Wettbewerb zu stehen.
Das ist der verkehrte Weg.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Jens-
Peter Schwieger SPD: So ein Unsinn!)

Wir Freien Demokraten möchten, dass jedes Kind
fit gemacht wird für die Zukunft. Deswegen verste-
hen wir unter individuell etwas ganz anderes. Wir
möchten gern, dass Kinder je nach Leistung geför-
dert werden. Das kann man nicht in einer Klasse
schaffen, in der ein Lehrer vor so vielen verschie-
denen Kindern steht. Es muss auch einmal eine
Außendifferenzierung möglich sein, ohne dass
man deswegen gleich von Ausgrenzung spricht.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stöver
CDU)

Es gibt auch die gute Möglichkeit internationaler
Schulen. Da gibt es Pilotschulen, die zeigen, dass
es durch die Digitalisierung auch einen Fortschritt
geben wird,

(Zurufe von der SPD)

weil dann endlich jedes Kind maßgeschneiderten
Unterrichtsstoff bekommen kann. Dazu braucht es
allerdings Einsatz und Engagement. Hilfreich ist da
wahrscheinlich nicht, wenn unser roter Schulsena-
tor dem roten Bundesfinanzminister beispringt,
wenn dieser den Bildungsetat kürzen möchte. Das
spricht für sich. Ein Bildungssenator will Bildungs-
mittel kürzen – unfassbar, wie wir finden.

(Kazim Abaci SPD: Was hat das mit dem
Thema zu tun?)

– Ziemlich viel, weil das Geld ist, das wir hier in die
Schulen stecken könnten.

Unsere Kinder brauchen mehr Möglichkeiten zum
Durchstarten. Solange wir das in Hamburg nicht
durch das smarte Klassenzimmer schaffen, solan-
ge die Schulen noch eine digitale Wüste sind, so-
lange brauchen wir – ob Sie es wollen oder nicht –
die Außendifferenzierung. Denn nur so, mit Bin-
nendifferenzierung und Außendifferenzierung im
gleichen Maß, können wir unsere Kinder fördern.
Das ist und bleibt unser aller Aufgabe. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau von Treuenfels-Frowein. – Als Nächster hat
das Wort Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Präsidi-
um, meine Damen und Herren! Ganz richtig stellt
die CDU-Fraktion in der Einleitung ihrer Großen
Anfrage fest, dass es in Hamburg offenbar ein
schulpolitisches Tabu gibt: die äußere Differenzie-
rung, also die sinnvolle Bildung von homogenen
Leistungsgruppen. Stattdessen lautet die Hambur-
ger Lösung: Binnendifferenzierung und größtmögli-
che Heterogenität. Zwar steht es den Schulen for-
mal frei, eine Fachleistungsdifferenzierung klas-
senintern oder äußerlich zu organisieren, die äuße-
re Differenzierung ist aber praktisch nicht er-
wünscht. Sie wird aus tiefster Überzeugung von
den meisten Verantwortlichen abgelehnt, in der
Schulbehörde, im LI, im Zentrum für Lehrerbildung
und in den Fachseminaren.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Und von den
Lehrern!)

Dieser institutionelle Druck von oben kommt in den
Schulen und Lehrerkollegien an. In den allermeis-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 98. Sitzung am 8. Mai 2019 7615

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein)



ten Stadtteilschulen – das hatte bereits eine Anfra-
ge der Links-Fraktion ergeben – findet äußere Dif-
ferenzierung nicht statt. Da werden Schüler sprich-
wörtlich über einen Kamm geschoren,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: So ein
dummes Zeug!)

pardon, binnendifferenziert unterrichtet.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wovon
reden Sie eigentlich?)

Die Diskussionen über die Chancen und Grenzen
von innerer und äußerer Differenzierung werden
selten ergebnisoffen geführt. In der Regel werden
sie von Vertretern des links-grünen Lagers ideolo-
gisiert und emotionalisiert, meist unter morali-
schem Verweis auf eine sonst angeblich nicht ge-
gebene Chancengleichheit.

(Zuruf: Sie haben das Wort "versifft" verges-
sen!)

– Das ist nicht mein Sprachgebrauch.

Entsprechende Studien, Fragestellungen, Begrün-
dungszusammenhänge sowie Stellenbesetzungen
perpetuieren diesen Zustand. Wer macht heute als
Bildungsforscher oder Soziologe noch Karriere,
wenn er das linke Dogma des gemeinsamen Ler-
nens infrage stellt?

Am vergangenen Freitag haben Hamburger Schü-
ler nach dem länderübergreifenden Mathe-Abi eine
Petition gestartet, weil sie die Prüfung zu schwer
fanden. Darin heißt es – den Satz, wie er ursprüng-
lich veröffentlicht wurde, zwei der drei Grammatik-
fehler sind inzwischen eliminiert, muss man sich
auf der Zunge zergehen lassen – wörtlich:

"Die vorgebenen Aufgaben besaßen im Ge-
gensatz zu den der letzten Jahren sehr hohe
Anforderungen, die in Anbetracht unseres
Lernniveaus und Lernstoffs nicht angemes-
sen waren."

(Barbara Duden  SPD:  Ist ja  auch  Mathe-
Abitur, kein Deutsch-Abitur!)

Könnte ein Satz entlarvender sein?

Und einer der betroffenen Abiturienten, Fabian
Müller, Initiator in Hamburg, äußert im Interview mit
der "Zeit":

"Das Lernniveau unseres Unterrichts und
das Level der Prüfungen passten überhaupt
nicht zusammen."

Der deutsche Lehrerverband hat sich inzwischen
zu Wort gemeldet und sieht hingegen keine Anzei-
chen für eine besonders schwere Prüfung. Da
muss man sich doch die Frage stellen, ob Inhalte
und Methoden des Mathematikunterrichts in Ham-
burg angemessen sind. Und man muss sich fra-
gen, ob mehr äußere Differenzierung, also Unter-
richt in leistungshomogeneren Gruppen, nicht doch

einen effektiveren, leistungsgerechteren und auch
anspruchsvolleren Unterricht ermöglicht, der auch
besser auf die Abiturprüfungen vorbereitet.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Ja!)

Größtmögliche Binnendifferenzierung als allein se-
lig machender Weg ist ein Holzweg; davon ist je-
denfalls meine Fraktion überzeugt. Am augenfällig-
sten bemerkbar wird das an der effektiven Betreu-
ungszeit pro Schüler und am Lerntempo der Klas-
sen. Die Lehrer stehen vor einem Riesendilemma,
so wie früher die Volksschullehrer in der Klein-
schule auf dem Land, die in einem Klassenraum
Schüler der Klassen 5 bis 8 gleichzeitig zu unter-
richten hatten. Entweder kümmern sie sich vorran-
gig um die Schwachen, während leistungsstärke-
ren Schülern lieblos Zettel ausgeteilt werden, oder
sie gestalten anspruchsvollen Unterricht und ein
erheblicher Teil der Schüler kommt nicht mehr mit
und dreht Däumchen.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Woher
haben Sie das denn?)

– Aus Erfahrung und vielen Gesprächen.

(Gerhard Lein SPD: Mit sich selbst!)

Haben Sie doch einmal den Mut, die Lernleistun-
gen von einer der wenigen Stadtteilschulen,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wir ha-
ben die Schulinspektionen bei uns!)

die noch äußerlich differenzieren, mit einer der
Stadtteilschulen, die nur binnendifferenziert unter-
richten, zu vergleichen – gleichen Sozialindex vor-
ausgesetzt. Haben Sie den Mut, diese Ergebnisse
zu veröffentlichen und dann offen zu diskutieren.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wir ha-
ben doch Ergebnisse! Die sind alle öffent-
lich!)

Vielleicht werden wir die Thematik in den kommen-
den Wochen noch einmal aufgreifen und dazu
einen eigenen Antrag stellen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Jens-Peter Schwieger
SPD: Immer diese Drohungen!)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Wolf. – Gibt es weitere Wortmeldungen zu
diesem Tagesordnungspunkt? Ja, gibt es. – Frau
Stöver, Sie haben das Wort für die CDU-Fraktion.

Birgit Stöver CDU:* Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Ich melde mich doch noch einmal zu Wort,
weil die Debatte deutlich macht, wie groß die Un-
terschiede beim Thema Differenzierung im Ver-
ständnis sind. Keiner hier hat gesagt, Binnendiffe-
renzierung oder äußere Differenzierung sei das All-
heilmittel. Frau Boeddinghaus, auch die Studien,
die Sie zitieren, sind nicht so eindeutig, wie hier
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gesagt. Es gibt durchaus Studien, die hervorhe-
ben, dass äußere Differenzierung genauso wie die
Binnendifferenzierung zu leistungsorientiertem Ler-
nen und zu besseren Ergebnissen führt. Deswe-
gen sind die Innen- und die äußere Differenzierung
im Schulgesetz verankert. Wenn man dann auf die
Große Anfrage, warum denn nicht genügend äu-
ßere Differenzierung gemacht werde, als Antwort
erhält, weil die Stadtteilschulen schon so gut seien,
dann ist das nicht die Antwort auf die Frage, son-
dern dann ist es einfach die Frage … Ihrer Großen
Anfrage ist zu entnehmen, dass über 50 Prozent
der Stadtteilschulen überhaupt keine äußere Diffe-
renzierung machen. Woran liegt das? Da kommt
das Totschlagargument, es sei die selbstverant-
wortete Schule. Davon halte ich übrigens auch
sehr viel. Aber wenn die selbstverantwortete
Schule nicht darin unterstützt wird, auch äußere
Differenzierung anzubieten, dann stimmt etwas in
diesem System nicht. Das ist die Aufgabe.

Wir haben noch eine Nachfrage dazu gestellt, die
der Senat beantworten muss: Wie kann die Schul-
inspektion oder die Schulaufsicht genutzt werden,
um äußere Differenzierung anzuleiten? Denn die-
ses ist ein notwendiges Instrument, um eine indivi-
duelle Förderung zu gewährleisten. Äußere Diffe-
renzierung, Herr Duge, ist keine Ausgrenzung,
sondern ein Teil der individuellen Förderung, und
das ist etwas, das auch gefördert werden muss.
Und da stellt sich die Frage, warum so wenige
Stadtteilschulen die äußere Differenzierung an-
wenden. Und dann muss man sagen, dass das ei-
ne Ressourcenfrage ist.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:
Quatsch!)

Auch ich habe da viele Gespräche geführt. Es ist
eine Ressourcenfrage, denn die Stadtteilschule
beherbergt nun einmal die ehemalige Hauptschule,
die ehemalige Realschule, aber sie führt auch zum
Abitur, das heißt eine Schule für alle drei Abschlüs-
se und nicht eine Schule im Sinne der Bewegung
Einheitsschule oder eine Schule für alle, wie die
GEW oder die GGG es sieht. Das muss ich hier
noch einmal deutlich sagen.

(Gerhard Lein SPD: Auch in der Einheits-
schule gibt es drei Abteilungen! Keine Ah-
nung!)

Wir sollten also daran arbeiten, dass die äußere
Differenzierung ein Teil des Unterrichts wird. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Stöver. – Gibt es weitere Wortmeldungen?
Das sehe ich nicht. Dann können wir zur Ab-
stimmung kommen.

Wer also möchte nun die Drucksache 21/16511 an
den Schulausschuss überweisen? – Wer möchte
das nicht? – Und wer enthält sich? – Dann ist die-
se Überweisung abgelehnt worden.

Ich stelle dann fest, dass die Bürgerschaft von die-
ser Großen Anfrage aus der Drucksache 21/16511
Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 33, das ist
die Drucksache 21/16982, Antrag der Fraktionen
der GRÜNEN und der SPD: Studium, Forschung
und Lehre tierversuchsfrei gestalten.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Studium, Forschung und Lehre tierversuchsfrei
gestalten
– Drs 21/16982 –]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Studium, Forschung und Lehre tierversuchsfrei
gestalten
– Drs 21/17094 –]

Es liegt Ihnen hierzu als Drucksache 21/17094 ein
Antrag der LINKEN vor.

Die FDP-Fraktion möchte den Hauptantrag an den
Ausschuss für Wissenschaft und Gleichstellung
überweisen.

Zudem möchte ich an dieser Stelle anmerken,
dass der Tagesordnungspunkt von den GRÜNEN
als Kurzdebatte angemeldet worden ist, sodass je-
der Redner und jede Rednerin pro Debattenbeitrag
jeweils zwei Minuten Redezeit haben.

Wer wünscht die? – Frau Blömeke von der GRÜ-
NEN Fraktion, Sie haben das Wort für zwei Minu-
ten.

Christiane Blömeke GRÜNE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Tierversuche sind grau-
sam. Rund 3 Millionen Tiere leiden und sterben bei
Tierversuchen jedes Jahr in Deutschland. Klar ist
aber auch, dass wir Tierversuche in der Forschung
nicht von heute auf morgen abschaffen können;
das geht nur langfristig. Aber genau dieses Ziel
verfolgen wir GRÜNE sehr konsequent im Senat
mit einer Wissenschaftssenatorin, die weiterhin
konsequent eine Wissenschaft fördert, die auf Tier-
versuche verzichten kann. Wir fördern das auch
mit Initiativen der rot-grünen Regierungskoalition,
die Anreize für eine tierversuchsfreie Forschung
setzt. Zuletzt haben wir dazu gerade den For-
schungspreis für Alternativen zu Tierversuchen
von 20 000 Euro auf 50 000 Euro erhöht.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)
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Bis wir unser Ziel einer tierversuchsfreien For-
schung erreicht haben, müssen selbstverständlich
alle Standards zum Tier- und Arbeitsschutz einge-
halten und kontinuierlich verbessert werden. Des-
halb, liebe Links-Fraktion, ist es auch notwendig, in
einen Neubau des Forschungstierhauses am UKE
zu investieren. Denn, Herr Jersch, es wäre keinem
Tier geholfen, wenn wir Ihrer Forderung nachkom-
men würden und die Gelder dafür nicht verwenden
würden. Deswegen lehnen wir Ihren Zusatzantrag
ab.

Wir gehen konsequent weitere Schritte, um den
Einstieg in den Ausstieg der Tierversuche zu errei-
chen. Mit unserem Antrag fordern wir den Senat
auf, einen Gesetzentwurf zu erarbeiten, der die
Hamburger Hochschulen dazu verpflichtet, Tierver-
suche in der Lehre konsequent zu vermeiden.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Martina
Friederichs SPD)

Dabei sind wir in Hamburg sehr fortschrittlich, denn
wir haben schon ein Medizinstudium, das man oh-
ne Tierversuche absolvieren kann. Das ist gut so.
Aber es gibt noch weitere Bereiche, zum Beispiel
im Biologiestudium, für das dies nicht gilt. Es geht
uns darum, dass jeder Tierversuch noch stärker
als bisher hinterfragt wird. Ist es tatsächlich unver-
zichtbar, ein lebendiges Tier einzusetzen, oder
können die Lehrinhalte auch anders vermittelt wer-
den? Davon versprechen wir uns langfristig eine
noch höhere Sensibilisierung und Methodenkom-
petenz bei den Studierenden. Denn die Studieren-
den sind es, die später als Forschende tierver-
suchsfreie Methoden starkmachen können. Darum
werben wir hier für unseren Antrag.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Blömeke. – Es erhält als Nächster das Wort
Herr Kekstadt von der SPD-Fraktion.

Gert Kekstadt SPD:* Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Der erste
Schritt in Richtung Tier-, Natur- und Umweltschutz
findet im Kopf des Menschen statt im Gegensatz
zu ökonomischen Veränderungen, die häufig ihren
Ausgangspunkt in der Bilanz beziehungsweise Ge-
winn-und-Verlustrechnung haben. Der vorliegende
Antrag von Rot-Grün zielt gerade auf die Köpfe in
den wissenschaftlichen Einrichtungen Hamburgs.
In den Einrichtungen soll diskutiert, problematisiert
und geklärt werden, inwieweit tierversuchsfreie
Forschung durch innovative Lernprüfungsfor-
schungsformate, Versuchsaufbauten und Ähnli-
ches verwirklicht werden kann. Die Opposition wird
vermutlich gleich darstellen, das sei nicht genug.
Mag sein, dass der vorliegende Antrag nur ein wei-
terer Schritt ist, aber er geht in die richtige Rich-
tung.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Mit seinem Ansatz will Rot-Grün ein nachhaltiges
Umdenken in der Wissenschaft hinsichtlich der
praktizierten Tierversuche erreichen. Frau Blöme-
ke hatte den Hamburger Forschungspreis schon
erwähnt; darum lasse ich das jetzt einmal. Aber als
Tierschutzbeauftragter der SPD-Fraktion möchte
ich doch die Gelegenheit ergreifen, um an die Köp-
fe aller Fraktionen in diesem Hause zu appellieren
und dazu aufzurufen, im kommenden Bürger-
schaftswahlkampf so weit wie möglich auf Plastik
und Gummi zu verzichten. Das ist wiederum ein
kleiner Schritt, aber die Tiere und die Umwelt wer-
den dafür dankbar sein.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Ich bin mir sicher, dass der Abgeordnete da drü-
ben auf Platz 64 das irgendwie machen wird. Den-
ken Sie daran: Viele kleine Schritte machen einen
großen Sprung aus. Stimmen Sie bitte dem Antrag
zu; er geht in die richtige Richtung. Den Zusatzan-
trag der LINKEN müssen wir leider ablehnen. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Kekstadt. – Als Nächster erhält das Wort Herr
Ovens von der CDU-Fraktion, wenn sein Kollege
ihn durchlässt.

Carsten Ovens CDU:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Selbstverständlich steht auch für
die CDU-Fraktion das Tierwohl an erster Stelle.
Von daher können wir die grundsätzliche Intention
des Antrags auch mittragen, denn es muss unser
Bestreben sein, dass lebende Tiere, wenn es sich
irgendwie vermeiden lässt, nicht für Forschung,
Lehre und Studium eingesetzt werden, so wie es in
Ihrem Antrag formuliert ist. Wir würden das Thema
allerdings gern im Wissenschaftsausschuss weiter-
diskutieren. Denn ich glaube schon, dass es für
uns alle hilfreich wäre, etwas mehr Butter bei die
Fische zu bekommen, um es bildlich zu sagen, wo
wir in Hamburg stehen und was das für Forschung
und Lehre am Standort bedeutet. Denn Ihr Antrag,
bei aller Liebe, Frau Blömeke und Herr Kekstadt,
ist doch sehr vage formuliert. Sie wollen den Ein-
satz von Tierversuchen in Studium und Lehre pro-
blematisieren und klären, inwieweit er verzichtbar
ist, und wollen ihn dann – und das ist das Einzige,
zu dem ich sage, hurra, jetzt nähern wir uns lang-
sam einmal echten Innovationen – durch innovati-
ve Lern- und Prüfungsformate beziehungsweise
Versuchsaufbauten ersetzen. Das wären alles
Themen – und ich bin mir sicher, dass auch Katha-
rina Fegebank als Wissenschaftssenatorin dem zu-
stimmen wird –, die wir sehr gut beispielsweise im
Rahmen einer Expertenanhörung im Wissen-
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schaftsausschuss diskutieren könnten, um dieses,
wie Sie gerade gesagt haben, nachhaltige Umden-
ken zu erreichen.

Man könnte auch noch viel innovativer herange-
hen, was dem Antrag leider fehlt, und einmal über-
legen, was es denn heute schon für Möglichkeiten
gäbe. Während in Israel gerade das erste künstlich
hergestellte Herz vorgestellt wurde, wäre das, was
wir machen könnten, um Forschung und Lehre im-
mer noch mit naturähnlichen, aber eben nicht origi-
nal tierischen Versuchsgegenständen möglich zu
machen, zum Beispiel ein Ansatz, über den man
einmal ein bisschen progressiver nachdenken
könnte. Inwieweit damit Plastik und Gummi im
Wahlkampf zu tun haben, hat sich mir jetzt nicht
ganz erschlossen, Herr Kekstadt, aber vielleicht er-
klären Sie das bei nächster Gelegenheit. – An-
sonsten vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Ovens. – Als Nächster erhält das Wort Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Fast hätte man nicht mehr
damit gerechnet, dass aus der Koalition noch et-
was zu Tierversuchen kommt. Aber selbst das
schlechte Gewissen und die anstehenden Wahlen
haben zu einem sehr defensiven Antrag geführt.
Einen weiteren Schritt würde ich das jetzt gar nicht
nennen, lieber Kollege Kekstadt.

Hamburg, das stand heute im "Hamburger Abend-
blatt", steht im Hochschulranking sehr weit vorn.
Ja, Hamburg steht auch im Ethikranking der Tier-
versuche für Hochschulen sehr weit vorn. Da steht
die Ampel nämlich bei Biologie, bei Ökotropholo-
gie, bei Molecular Life Science und bei Biologie für
Geowissenschaftler auf Rot. Lediglich die Human-
mediziner kommen ohne Tierversuche über die
Runden. Wenn man in die anderen Hochschulen
der Bundesrepublik guckt, dann gibt es für alle die-
se Studiengänge auch tierversuchsfreie Möglich-
keiten. Nicht so in Hamburg.

Hamburg hat 32 Millionen Euro für den Ausbau der
Tierversuchsunterbringung am UKE gegen unsere
Stimmen bewilligt, und zwar bei gleichbleibendem
Einsatz von Tieren. Das wurde explizit so genannt.
Es ging nicht um die Erhöhung, sondern um gleich-
bleibende Zahlen, während Berlin 34 Millionen
Euro für ein Zentrum für tierversuchsfreie For-
schung investiert und jährlich 1,9 Millionen Euro
zur Verfügung stellen will. Und in Hamburg jubelt
man über einen 50 000-Euro-Preis – sorry.

Im Berliner Koalitionsvertrag von Rot-Rot-Grün
steht, Berlin solle Hauptstadt der Forschung von
Alternativen zu Tierversuchen werden. Hamburg
zielt auf die Verringerung der Zahl der Tierversu-

che durch konsequente Anwendung von Alternativ-
methoden, wo dies möglich ist. Dieses Verspre-
chen wird sogar im eigenen Haus, im UKE, gebro-
chen. Deswegen muss der Druck erhöht werden.
Und deswegen sollte dieser Betrag nicht freigege-
ben werden, bis die Tierversuche reduziert sind
und man weiß, für wie viele man wirklich eine Un-
terbringung braucht, denn ansonsten lässt es nicht
viel erwarten, was die Koalition sich vom Erfolg ih-
res eigenen Antrags verspricht.

Lassen Sie uns mit Berlin in den Wettbewerb um
diesen Hauptstadttitel gehen. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Jersch. – Als Nächster erhält das Wort Herr
Oetzel von der FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrter Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich glaube, wir sind uns
alle darin einig, dass wirklich niemand gern For-
schung mit Tierversuchen durchführt. Immer, wenn
es geht, sollte man die Forschung so optimieren
und durchführen, dass möglichst kein Tier zu
Schaden oder zu Tode kommt. Ich glaube, darüber
herrscht hier Einigkeit. Wir hatten allerdings schon
vor einigen Monaten im Ausschuss für Wissen-
schaft und Gleichstellung eine sehr weitgehende
und tiefere Debatte zum Thema Tierversuche und
darüber, an welchen Stellen es heute doch noch
erforderlich ist, Tierversuche durchzuführen. Mei-
nes Erachtens muss man etwas aufpassen, in wel-
che Richtung man hier argumentiert. Denn wenn
man der Ansicht ist, dass man nur noch dann Tiere
in der Forschung einsetzen darf, wenn man den
genauen, expliziten Forschungszweck kennt, also
wenn man schon das Ziel kennt, warum man das
jetzt gerade tut, dann, muss man sagen, kann das
eine große Erschwernis für die Grundlagenfor-
schung sein. Das ist vielleicht nicht schön, aber
das ist dennoch der Fall. Es ist nicht absehbar,
dass sich das in den nächsten Jahren ändern wird,
und deshalb werden wir auch weiterhin Tierversu-
che in der Forschung brauchen, auch wenn es na-
türlich schön wäre, wenn es anders wäre.

Vor dem Hintergrund, dass Sie aber Ihren Antrag
in einem anderen Duktus verfasst haben – schau-
en Sie gern noch einmal auf den Titel Ihres An-
trags, in dem Sie sagen, Sie wollten Hamburg gern
tierversuchsfrei gestalten –, kann ich Ihnen nur sa-
gen, dass das kein realistisches Ziel ist, nicht in
fünf Jahren, nicht in zehn Jahren und, wenn ich
einmal einen Ausblick noch weiter in die Zukunft
wage, vermutlich auch nicht in 30 oder in 40 Jah-
ren. Auch wenn ich dem Kollegen Ovens zu-
stimme, dass, wenn wir so weit kommen und
künstliche, aber dennoch lebende Herzen oder
vielleicht auch … Also das ist noch einmal ein ganz
anderes Thema, dafür reicht die Kurzdebatte jetzt
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nicht aus. Aber das kann vielleicht in absehbarer
Zeit ein bisschen Erleichterung verschaffen.

Wir werden uns heute bei dem Antrag enthalten,
weil er in der Überschrift etwas suggeriert, was un-
seres Erachtens nicht realistisch ist.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Oetzel. – Als Nächste erhält das Wort Frau
Oelschläger von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschläger AfD:* Sehr geehrter Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Vor einein-
halb Jahren haben wir mehrheitlich hier im Hause
dem Neubau und der Erweiterung der Forschungs-
tierhaltung der medizinischen Fakultät des UKE
zugestimmt. Wir alle haben das nicht leichtfertig
getan. Uns ist bewusst, dass Tierversuche manch-
mal unvermeidbar sind. Ich bin sicher, dass keiner
hier im Raum Tierversuche mag. Denken Sie im
Ernst, dass es an der Universität irgendjemand gut
findet, neue Heilmittel oder Methoden an lebenden
Tieren zu testen? Glauben Sie wirklich, dass die
Hochschule sagt, oh klasse, endlich mal wieder
Tierversuche? Was halten Sie eigentlich von unse-
ren Studenten und Professoren? Ich kenne nie-
manden am UKE, der sich auf Tierversuche freut.
Ärzte, Professoren und Studenten tun bereits das,
was Sie in Ihrem Antrag fordern. Sie problematisie-
ren und sind bestrebt, ohne Tierversuche auszu-
kommen. Insofern ist dieser Antrag überflüssig. Sie
erhoffen sich Applaus auf Kosten der Universität.
Und das finde ich billig, nein, das finde ich unred-
lich. Deswegen lehnen wir Ihren Antrag ab. – Dan-
ke.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Oelschläger. – Es hat sich dann noch zu Wort
gemeldet die Frau Senatorin Fegebank.

Zweite Bürgermeisterin Katharina Fegebank:
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich den-
ke, wir sind uns alle darin einig, dass überall dort,
wo es möglich ist, auf Tierversuche in Forschung
und Wissenschaft, aber auch in den anderen Be-
reichen verzichtet werden sollte und verzichtet
werden muss. Ich lese den Antrag der Regierungs-
fraktionen im Titel auch eher als eine sehr langfris-
tige Vision. Denn in der Tat ist es im Moment so,
dass wir gerade in der Grundlagenforschung noch
keinen adäquaten Ersatz haben. Das bestätigen
uns nicht nur die Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, das haben uns in Fachgesprächen
auch die größten Tierschützerinnen und Tierschüt-
zer und Tierrechtlerinnen und Tierrechtler erläutert
und zugestanden. Ja, wir sind noch nicht so weit,
dass wir vollständig auf Tierversuche verzichten
können. Deshalb ist der Weg, den wir jetzt mit dem

neuen Forschungstierhaus für das UKE gewählt
haben, der richtige: Wenn Tierversuche, dann sol-
len die besten Bedingungen für die Tiere, aber
auch für die Mitarbeitenden greifen.

(Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN und
der SPD)

Wir wollen dafür die besten Bedingungen schaffen
und uns gleichzeitig ehrgeizig darüber Gedanken
machen, welche Alternativen es zu den gängigen
Forschungsmethoden gibt. Denn ich sagte bereits,
dass wir noch nicht so weit sind, um auf Tierversu-
che verzichten zu können, wenn es um die Erfor-
schung von Krankheitsbildern oder auch um die
Entwicklung neuer Therapien zur Linderung oder
Heilung von Krankheiten geht. Vorhin sind Israel
und andere Länder angesprochen worden. In Hol-
land ist man sehr weit bei alternativen Forschungs-
methoden – Computersimulation, Multiorganchips
oder permanenten Zellkulturen –, mit denen auch
schon mit gutem Erfolg Versuche durchgeführt
werden. Das ist ein Weg, den wir in Hamburg ge-
hen wollen.

Das UKE fördert seit diesem Jahr drei Projekte für
Alternativen zu Tierversuchen mit einem Volumen
von 500 000 Euro. Da sind wir noch von dem ent-
fernt, was Berlin auf den Weg gebracht hat, aber
auch wir wollen in den Bereichen wachsen.

Zur Lehre kann ich sagen, dass wir im Bereich der
Humanmedizin schon jetzt ohne Tierversuche aus-
kommen und dass für uns die logische Konse-
quenz eine Freistellungsklausel im Hochschulge-
setz ist, die es Studierenden der Universität Ham-
burg auch in anderen Bereichen ermöglicht, das
Studium ohne Tierversuche zu machen. Das ist für
uns die logische Konsequenz. In diesem Sinne
werden wir als Senat weiterarbeiten. – Vielen
Dank.

(Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN und
der SPD)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin Fegebank. – Gibt es weitere Wort-
meldungen zu diesem Tagesordnungspunkt? Gibt
es nicht.

Dann kommen wir zur Abstimmung und beginnen
mit dem gemeinsamen Antrag von GRÜNEN und
SPD aus Drucksache 21/16982.

Wer möchte diese Drucksache an den Ausschuss
für Wissenschaft und Gleichstellung überweisen? –
Wer möchte das nicht? – Enthaltungen? – Dann ist
diese Überweisung abgelehnt worden.

Dann stimmen wir in der Sache ab über den ge-
meinsamen Antrag der GRÜNEN und der SPD aus
Drucksache 21/16982.

Wer also diesen so beschließen möchte, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. – Wer stimmt dage-
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gen? – Wer enthält sich? – Dann ist dieser Antrag
angenommen.

Die Fraktion DIE LINKE möchte diesen Antrag nun
nachträglich an den Ausschuss für Wissenschaft
und Gleichstellung überweisen.

Wer folgt diesem Wunsch? – Wer nicht? – Enthal-
tungen? – Dann ist dieses Überweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir haben dann schließlich noch über den Antrag
der Fraktion DIE LINKE aus Drucksache 21/17094
abzustimmen.

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Wer
nicht? – Wer enthält sich? – Dann ist dies mit
großer Mehrheit abgelehnt worden.

Wir sind beim Tagesordnungspunkt 32. Das ist die
Drucksache 21/16981, Antrag der GRÜNEN, SPD,
CDU und LINKEN: Digitale Unterstützung einer
Volkspetition ermöglichen.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN, SPD, CDU
und LINKEN:
Digitale Unterstützung einer Volkspetition er-
möglichen
– Drs 21/16981 –]

[Antrag der FDP-Fraktion:
Onlinepetition: Erforderliche Quoren zu Volks-
petitionen überdenken
– Drs 21/17097 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/17097 ein
Antrag der FDP-Fraktion vor. Diesen möchte die
FDP an den Verfassungs- und Bezirksausschuss
überweisen.

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist von den
GRÜNEN als Kurzdebatte angemeldet worden, so-
dass wiederum jeder Rednerin und jedem Redner
lediglich zwei Minuten Redezeit zur Verfügung ste-
hen.

Wer wünscht diese zwei Minuten? – Herr Müller
von der GRÜNEN Fraktion, Sie haben das Wort.

Farid Müller GRÜNE:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die jüngste Onlinepetition, die wir
in dieser Stadt hatten, ist die der vielen Schülerin-
nen und Schüler zum Thema Mathe-Klausuren –
Sie haben es vielleicht mitbekommen. Inzwischen
nutzen auch in Hamburg schon seit Jahren viele
Menschen das Instrument einer Onlinepetition, al-
lerdings auf privaten Plattformen mit sehr zweifel-
haften Datenschutzstandards.

Wir wollen in Hamburg mit diesem Antrag jetzt
einen Vorschlag machen, wie auch von der Bür-
gerschaft aus die vorhandene Volkspetition, die in

dieser Stadt bisher besteht und genutzt wird, mit
einer digitalen Unterstützung ermöglicht werden
kann. Diese Frage beschäftigt die Bürgerschaft
schon etwas länger. Vor fünf Jahren gab es in der
Hamburger Bürgerschaft schon einmal einen grü-
nen Antrag dazu, der damals abgelehnt wurde.
Das Ganze kam dann in das gemeinsame Regie-
rungsprogramm von GRÜNEN und SPD. Heute er-
blickt es wieder die Bürgerschaft, diesmal mit ei-
nem Vorschlag, der ein bisschen konkreter ist.

Ich glaube aber, dass die Jahre inzwischen gezeigt
haben, dass die politische Kommunikation im Inter-
net immer mehr zugenommen hat, dass dies als
selbstverständlich gilt. Wir wollen im Verfassungs-
ausschuss zusammen mit den anderen Fraktionen
jetzt ausloten, was wir gesetzlich auf den Weg
bringen müssen, um das Gesetz für die Hambur-
ger Volkspetition dementsprechend zu verändern,
damit eine digitale Unterstützung ermöglicht wer-
den kann. Was müssen wir technisch noch auf den
Weg bringen, damit diese digitale Unterstützung
auch sicher ist? Auch das ist eine Frage. Auch da
gibt es seitens der Kanzlei schon erste Überlegun-
gen, dass man das mit dem Serviceportal verbin-
den könnte, um es dann auch sicher zu machen.

Wir haben uns jetzt schon viele Vorgedanken ge-
macht. Ich würde mich sehr freuen, wenn die an-
deren Fraktionen diesem Anliegen zustimmen wür-
den, sodass wir uns gemeinsam im Verfassungs-
und Bezirksausschuss auf den Weg machen kön-
nen, Hamburg in dieser Frage ins digitale Zeitalter
zu führen. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Müller. – Als Nächster erhält das Wort Herr
Steinbiß von der SPD-Fraktion.

Olaf Steinbiß SPD: Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Ich kann mich da meinem Vor-
redner nur anschließen. Das ist ein Thema, das wir
schon lange im Verfassungsausschuss diskutiert
haben. So wie es bei uns immer wieder gute Tradi-
tion ist, finden wir uns dann auch zusammen. An
diesem interfraktionellen Antrag freut mich sehr,
dass viele dabei sind. Dass nun gerade die selbst-
ernannte digitale Partei FDP nicht dabei ist, finde
ich ein bisschen schade. Dazu einen Zusatzantrag
zu stellen, der sich gleich mit Quoren und Derarti-
gem beschäftigt – Erhöhung von Quoren ist wohl
gemeint –, halte ich an dieser Stelle für etwas un-
nötig und für ein völlig falsches Signal. Aber wir
werden uns im Ausschuss ausführlich mit dem
Thema beschäftigen – mal sehen, was am Ende
herauskommt. Aber ich denke, es ist für viele Bür-
gerinnen und Bürger in der Stadt ein großer
Schritt, den wir heute hier auf den Weg bringen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Steinbiß. – Als Nächster spricht Herr Trepoll
für die CDU-Fraktion.

André Trepoll CDU: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Heute vor 70 Jahren hat der Par-
lamentarische Rat das Grundgesetz verabschie-
det. Es war, glaube ich, eher Zufall, aber dass wir
es jetzt an einer klitzekleinen Stelle weiterent-
wickeln, ist auf jeden Fall ein schöner Zufall. Wir
sind schon länger gemeinsam zu der Erkenntnis
gekommen, dass Politik viel stärkere Bürgerbeteili-
gung braucht. Es ist heute nicht mehr wie vor eini-
gen Jahrzehnten. Die Menschen haben den
Wunsch und den Anspruch danach. Wir unterstüt-
zen das und tragen das gemeinsam mit, weil es zu
unserer Argumentation und unserer Überzeugung
passt.

Diese Idee der Volksgesetzgebung, die wir heute
erlebt haben und die mittlerweile relativ ausgehöhlt
wird, weil die Fraktionsspitzen von Rot-Grün dann
immer ins Hinterzimmer gehen,

(Dirk Kienscherf SPD: Nix Hinterzimmer!
Das ist so vorgesehen, Herr Trepoll!)

uns das auf den Tisch knallen und nach ein, zwei
Tagen sagen, wenn wir nicht dafür seien, dann sei
alles dramatisch, ist ein anderes Instrument.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir nehmen die Bür-
ger ernst!)

Herr Kienscherf, dass die Bürger sich selbstständig
an uns als Parlament insgesamt wenden können,
ihre Anregungen, ihre Wünsche vorbringen kön-
nen, das müssen Sie verstehen. Das wird Ihnen
nicht so gefallen. Deshalb bin ich sehr dankbar,
dass Herr Müller seinen Koalitionspartner so lange
genervt hat, bis Sie nicht mehr Nein sagen konn-
ten und das jetzt mitmachen müssen.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben sich davon überzeugen lassen, und es
ist gut, dass Sie dem beigesprungen sind. Deshalb
ist auch der Zusatzantrag der FDP klug, dass wir
uns das einmal angucken. Ich würde jetzt nicht so
weit gehen und sagen, da sei Missbrauchsgefahr.
Aber wir müssen gucken, welche Entwicklung es
bringt, wenn diese Schwelle auf digitaler Ebene
quasi gesenkt wird und nicht mehr Unterschriften
gesammelt werden müssen. Damit können wir uns
dann in den nächsten Monaten beschäftigen. Des-
halb freuen wir uns, dass wir diesen Schritt ge-
meinsam gehen können. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Daniel Oetzel
FDP)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Trepoll. – Als Nächster erhält das Wort Herr
Dr. Duwe.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein, Herr
Celik!)

Herr Celik, Entschuldigung, sorry. Dann für die
Fraktion DIE LINKE Herr Celik.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrter Präsident,
sehr geehrte Damen und Herren! Immer mehr
Menschen in unserer Stadt wollen sich an demo-
kratischen Entscheidungsprozessen beteiligen. Sie
möchten partizipieren und mitgestalten. In Zeiten
niedriger Wahlbeteiligung ist es wichtig, dass wir
die Beteiligungsmöglichkeiten stärken und erwei-
tern. Das stärkt die Demokratie und steigert die Ak-
zeptanz von Entscheidungen.

Vor diesem Hintergrund ist es gut, dass wir jetzt
das Thema Onlinepetition bewegen. Wenn ich mir
die Parlamentsdatenbank anschaue, dann habe
ich gesehen, dass es in der letzten Legislatur eine
und in der jetzigen Legislatur drei Volkspetitionen
gegeben hat. Diese geringe Inanspruchnahme der
Volkspetition ist für mich auch ein Indiz, dass das
Einsammeln von 10 000 Unterschriften doch wohl
eine hohe Hürde ist. Deshalb ist es gut und wich-
tig, dass wir im Zeitalter der Digitalisierung auch
die Möglichkeit schaffen, online zu zeichnen, und
damit auch die Hürden der Beteiligung in diesem
Bereich senken.

Die stärkere Einbindung erhöht zugleich auch die
Legitimität von Entscheidungen. Aber wenn wir
über Bürgerbeteiligung sprechen, sollten wir uns
davor hüten, die Bürgerbeteiligung auf anderen
Ebenen zu erschweren. Die immer wiederkehren-
de Diskussion um höhere Quoren bei Bürger- und
Volksentscheiden ist aus unserer Sicht falsch und
kontraproduktiv.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch der große Unmut über Evokation auf bezirkli-
cher Ebene sollte endlich einmal ernst genommen
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum FDP-Antrag möchte ich nur sagen: Es wäre
doch ein widersprüchliches Signal, wenn wir einer-
seits die Beteiligungsmöglichkeiten erweitern und
andererseits durch höhere Quoren neue Hürden
schaffen. Daher lehnen wir diesen Antrag ab und
rufen dazu auf, unserem interfraktionellen Antrag
zuzustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Celik. – Aber jetzt erhält Dr. Duwe das Wort
für die FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Sehr geehrter Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Wer redet denn davon, ir-
gendwelche Quoren zu erhöhen? Das ist eine In-
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terpretationssache. Für mich ist diese Frage eine
inhaltliche und keine technische Frage, nämlich ei-
ne digitale Unterschrift und eine handschriftliche
Unterschrift gegenüber einem Menschen, mit dem
man über dessen Anliegen diskutieren kann und
sich dann entscheiden kann, ob man da unter-
schreibt oder nicht. Das ist meines Erachtens et-
was anderes. Deshalb fanden wir, dass man dann
auch entscheiden muss, ob die jetzige Zahl von
10 000 größer oder kleiner sein sollte. Wir werden
wahrscheinlich erwarten, dass sich dann mehr
Leute an einer Petition beteiligen. Aber das bedeu-
tet im Umkehrschluss, dass die Einzelinteressen,
die es diesmal nicht geschafft haben,
10 000 Stimmen zu sammeln, in Zukunft vielleicht
unter Umständen dann doch eine Petition zusam-
menkriegen. Man muss sich in dieser Diskussion
ehrlich machen.

Wir wissen auch, dass eine Volkspetition eben ei-
ne Volkspetition ist. Das ist eine Anhörung der Bür-
gerschaft und hat eigentlich keine großen Konse-
quenzen, es sei denn, die Bürgerschaft macht sich
schlau und setzt da etwas in Gang. Aber für uns ist
wichtig, dass man, wenn man dieses Instrument
nimmt, das auch ernst nimmt und sicherstellt, dass
das nicht durch zwei, drei Klicks geschieht. Wir
wissen auch, dass es Menschen gibt, die digitalaf-
fin sind. Das sind bestimmt nicht die Mühseligen
und Beladenen, sondern das sind diejenigen, die
in der Stadt sowieso aktiv sind. Deshalb ist das
keine große Erweiterung für die Volksgesetzge-
bung beziehungsweise für die Volkspetition.

Last, but not least finde ich die inflationäre Benut-
zung dieses Wortes "Volk" doch ein bisschen
schwierig – in anderen Bundesländern heißt das
einfach Petition –, denn jedes Mal, wenn Unter-
schriften gesammelt werden, wird gesagt: Ja, aber
das Volk hätte doch … Nicht das Volk, es ist ein
Teil des Volkes, der etwas bestimmt. Wir sollten es
uns auch nicht nehmen lassen, das auch wirklich
so zu sagen. Das ist kein Misstrauen gegenüber
den Bürgerinnen und Bürgern, aber inhaltlich sind
handschriftliche Unterschriften etwas ganz anderes
als digitale Unterschriften. – Vielen Dank.

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Duwe. – Als Nächster erhält das Wort
Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wir führen hier
nicht eine untergeordnete Gender-Debatte, son-
dern es geht wirklich um Bürgerbeteiligung, um di-
rekte Bürgerbeteiligung.

(Sören Schumacher SPD: Sie wissen doch
gar nicht, was das ist!)

Dafür ist mir das ein klein wenig leer, muss ich sa-
gen, gerade auf der Seite GRÜNE und SPD. Ich
glaube, das Thema wäre wichtiger gewesen. Ich

habe vorhin mehrfach gehört, dass Sie sich schon
längere Zeit mit diesem Thema beschäftigen.
Wenn Sie heute einen überfraktionellen, immerhin
von vier Fraktionen getragenen Antrag einbringen,
wundert es mich, dass es jetzt endlich einmal zum
Ende kommt. Wenn Sie einen überfraktionellen
Antrag machen, dann wundert es mich noch mehr,
dass ausgerechnet die Partei, die wie keine ande-
re für eine direkte Bürgerbeteiligung steht, nämlich
die AfD, nicht mit auf dem Antrag steht.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der SPD
und den GRÜNEN)

Wir sind dafür bekannt, dass wir beispielsweise auf
allen Ebenen Volksabstimmungen, Petitionen und
so weiter einführen wollen.

(Ekkehard Wysocki SPD: Nur von Deut-
schen!)

– Entschuldigung, wer sonst außer dem deutschen
Volk hat das Recht darauf, eine Volksabstimmung
zu machen, Herr Kollege von der SPD? Wer sonst
hat denn das Recht? Natürlich ist es das deutsche
Volk, das abstimmt. Das steht sogar im Amtseid
der Bundeskanzlerin: deutsches Volk. Das sollten
Sie sich einmal merken.

Es geht jetzt darum, die Hürden für derartige Peti-
tionen etwas niederschwelliger zu legen, indem
man dazu auch das Onlineverfahren durchführt.
Das setzt natürlich voraus, dass man entsprechen-
de technische Möglichkeiten einführt und auch si-
cherstellt, dass dort nur diejenigen abstimmen, die
auch abstimmen dürfen. Auch das ist eine gewisse
technische Hürde. Wir müssen gucken, welche
Kosten dadurch entstehen. Ich bin sehr dafür, dass
wir diese Onlinepetition im Ausschuss beraten. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Nockemann. – Es hat sich dann erneut zu
Wort gemeldet Herr Müller von der GRÜNEN Frak-
tion.

Farid Müller GRÜNE:* Wir haben die Kurzdebatte
eingeführt, damit man noch ein bisschen Leben-
digkeit hineinkriegt. Herr Duwe, ich kann verste-
hen, dass Sie da ein bisschen zurückhaltend sind,
aber ich will Ihnen für die Beratung im Ausschuss
noch auf den Weg geben, dass wir uns natürlich
schon ein bisschen schlaugemacht haben und in
anderen Landtagen und auch im Deutschen Bun-
destag nachgeguckt haben, wie hoch dort die Hür-
den sind. Ich kann Ihnen versichern: Die Hürden in
Hamburg sind die höchsten in allen Landtagen.
Nur der Deutsche Bundestag hat 50 000 als Hür-
de; das ist aber dann für das ganze Land. Insofern
sind wir jetzt nicht in der gefährlichen Situation,
dass wir von irgendwelchen Menschen überrannt
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würden, die sich nun besonders dem Digitalen zu-
neigen.

Im Übrigen glaube ich – vielleicht ist das noch eine
leichte Fehleinschätzung –, dass momentan sehr
viele Menschen im Internet unterwegs sind und al-
les Mögliche machen; sie kaufen ein und chatten
hin und her. Ich glaube, dass es jetzt aus dieser
Bürgerschaft das richtige Signal zum richtigen Zeit-
punkt ist, dass wir uns damit beschäftigen, diese
Volkspetition auch digital zu ermöglichen. – Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Müller. – Gibt es weitere Wortmeldungen?
Das sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Ab-
stimmung und beginnen mit dem FDP-Antrag aus
Drucksache 21/17097.

Wer also stimmt zunächst einer Überweisung der
Drucksache 21/17097 an den Verfassungs- und
Bezirksausschuss zu? – Wer nicht? – Enthaltun-
gen? – Dann ist diese Überweisung abgelehnt wor-
den.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer möchte den FDP-Antrag aus Drucksa-
che 21/17097 annehmen? – Wer möchte dies
nicht? – Enthaltungen? – Dann ist dieser Antrag
abgelehnt worden.

Dann kommen wir zum gemeinsamen Antrag von
GRÜNEN, SPD, CDU und LINKEN aus Drucksa-
che 21/16981.

Wer möchte sich diesem anschließen? – Wer
möchte dies nicht? – Und wer enthält sich? – Dann
ist dieser Antrag angenommen worden.

Die Fraktionen der SPD und GRÜNEN möchten
den gemeinsamen Antrag nun nachträglich an den
Verfassungs- und Bezirksausschuss überweisen.

Wer möchte diesem Überweisungsbegehren fol-
gen? – Wer möchte das nicht? – Wer enthält
sich? – Dann ist dieses Überweisungsbegehren
angenommen worden.

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungs-
punkt 15, Drucksache 21/16955. Das ist der Be-
richt des Kulturausschusses: Realisierung einer
würdigen Dokumentations- und Gedenkstätte im
Stadthaus.

[Bericht des Kulturausschusses über die
Drucksache 21/11843:
Realisierung einer würdigen Dokumentations-
und Gedenkstätte im Stadthaus (Antrag der
Fraktion DIE LINKE)
– Drs 21/16955 –]

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Ja, Herr Hack-
busch war Erster und erhält das Wort für die Frakti-
on DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Das beruhigt
mich.

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Heute
ist der 8. Mai, der 74. Jahrestag der Befreiung
Deutschlands durch die alliierten Truppen. Ein Tag
von besonderer Bedeutung, denn dieses Land,
das durchaus eine besondere soziale und liberale
Geschichte aufzuweisen hatte, wurde zum Zen-
trum des größten Verbrechens der Menschheit. Es
wurde, was fast genauso bedeutend ist, im Gegen-
satz zu vielen, ja fast allen anderen Ländern nicht
von einer Opposition von innen gestürzt oder zu-
mindest hart angegriffen, sondern musste von au-
ßen befreit werden.

Das Stadthaus dort drüben bei der Stadthaus-
brücke war eines der Zentren der Morde mitten in
Hamburg. Es war das Zentrum der Gestapo für
Norddeutschland und auch über Jahrzehnte das
Zentrum der Polizei, die hier den Korpsgeist her-
ausbildete, mit dem allein das Hamburger Polizei-
bataillon 101 in Polen mehrere Tausend Menschen
umgebracht hat. Es war gleichzeitig das Haus, in
dem die blutigen Verhöre derjenigen stattfanden,
die diesem Terrorregime Widerstand leisteten. Es
gehört zu der unvorstellbaren Kultur der Nach-
kriegszeit, dass hier kein Erinnerungsort errichtet
wurde. Stattdessen residierte hier über Jahrzehnte
die Baubehörde. Nur durch den energischen Ein-
satz der Gewerkschaft ÖTV und des Personalrats
gab es immerhin eine Erinnerungstafel.

All das sollte im Jahre 2008 anders werden. Mit
dem Verkauf des Gebäudes wurde von den Erwer-
berinnen und Erwerbern der Firma Quantum ver-
sprochen und durch eine Senatsdrucksache fest-
gelegt, an diesem Ort ein würdiges Gedenken und
einen Lern- und Gedenkort von mindestens
750 Quadratmetern zu errichten. Quantum hat sich
besonders mit diesem Konzept gegenüber ande-
ren Bewerbern durchgesetzt – so berichten es die
damaligen Zeitungen –, obwohl es weniger Geld
geboten hat als andere Bewerber. Ein Gedenkort
für den Widerstand sollte es werden, politisch ab-
solut notwendig. Auch wenn die allermeisten Deut-
schen Täter waren oder weggeschaut haben, gab
es doch viele Menschen, die Widerstand leisteten.
Ihrer zu gedenken, ist deshalb auch so notwendig
und bedeutend.

(Beifall bei der LINKEN und bei Michael
Westenberger CDU)

Joist Grolle, lange Jahre Bildungssenator in Ham-
burg und danach Vorsitzender des Vereins für
Hamburgische Geschichte, nannte im Jahre 2009
den Umgang mit dem Stadthaus eine Bewährungs-
probe für die Erinnerungskultur Hamburgs und
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hoffte, die Stadt werde diese bestehen. Wir müs-
sen gegenwärtig feststellen, dass die Stadt diese
Bewährungsprobe nicht bestanden hat.

Der Beirat zu diesem Gedenkort hat auf der Exper-
tenanhörung im Kulturausschuss einvernehmlich
trotz unterschiedlicher Auffassungen zum weiteren
Vorgehen festgestellt, dass er die Versprechungen
als nicht erfüllt sieht. Die DGB-Vorsitzende Katja
Karger stellte fest, dass auf diesen 70 Quadratme-
tern das, was die Fachleute unter einem Lern- und
Gedenkort verstehen, nicht hergestellt werden kön-
ne. Wolfgang Kopitzsch, ehemaliger Polizeipräsi-
dent und Bundesvorsitzender des Arbeitskreises
ehemals verfolgter Sozialdemokraten, bezeichnete
es als schwer erträglich, wie der Senat mit diesem
Thema umgeht. Professor Dr. Nachama, der Leiter
der Gedenkstätte Topografie des Terrors in Berlin
und von der Investorengruppe Quantum zu der
Zeit des Kaufs als beratender Experte benannt,
bezeichnete die Herunterrechnung der vertragli-
chen Verpflichtung durch den Investor für einen
Gedenkort von 750 Quadratmetern auf circa
70 Quadratmeter als Betrug. Nach diesem Betrug
muss man sich überlegen, ob man in dieser Stadt
mit diesem Investor, der auch noch in der Lage ist,
eine unsägliche Werbemethode für diesen Kom-
plex aufzubauen, überhaupt noch vernünftig zu-
sammenarbeiten kann. Ich finde, die Bürgerschaft
hier muss kritisch diskutieren, inwieweit dieser In-
vestor sich nicht völlig disqualifiziert hat für irgend-
eine Zusammenarbeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Fraktion findet es schockierend, dass dieser
Senat samt Kultursenator erst durch internationale
Proteste etwas aufgewacht ist. Er will und erfüllt
diese Bewährungsprobe bisher nicht. Wir werden
die Proteste im Zusammenhang mit dem Stadt-
haus sicherlich weiter ausführen. Sie können
gleich hinübergehen und sich an diesen Protesten,
die gegenwärtig stattfinden, beteiligen. Ich denke,
wir sollten das weiterhin kritisch beäugen.

Wir haben ein Petitum eingereicht, das Sie hoffent-
lich unterstützen. Im Kulturausschuss fanden wir
dafür keine Mehrheit. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Hackbusch. – Als Nächste erhält das Wort
Frau Vértes-Schütter für die SPD-Fraktion.

Dr. Isabella Vértes-Schütter SPD:* Sehr geehrter
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Verbrechen der NS-Diktatur sind in ih-
rer Brutalität und ihrem Ausmaß unvergleichbar
und singulär. Wir Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten stehen dafür ein, denjenigen entschie-
den entgegenzutreten, die diese Verbrechen leug-
nen, kleinreden oder zu relativieren versuchen und

darüber an den Grundfesten der Demokratie rüh-
ren.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRÜNE, Norbert Hackbusch DIE LINKE,
Nebahat Güçlü fraktionslos und Jens Meyer
FDP)

Weil die Werte unserer Demokratie immer wieder
neu erlernt werden müssen, kommt der Erinne-
rungskultur eine immer wichtigere Bedeutung zu.
Heute können nur noch wenige Überlebende von
Verfolgung und Terror berichten. Damit werden die
Orte des Erinnerns und des Lernens immer be-
deutsamer. Unsere Geschichte muss von einem
Erinnerungs- noch stärker zu einem Erkenntnispro-
jekt werden. Orte des Erinnerns müssen gleichzei-
tig Orte des Lernens werden, wenn wir historische
Erfahrungen für die Gegenwart nutzen wollen.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel,
René Gögge, beide GRÜNE, und Nebahat
Güçlü fraktionslos)

Damit ist der vielfach formulierte Anspruch, auch
am Stadthaus einen angemessenen Lernort zu
schaffen, richtig und aktuell. Das Stadthaus war
Sitz der Polizeibehörde und als Hauptquartier der
Gestapo eine Zentrale des Terrors und der Gewalt
mit Bedeutung weit über Norddeutschland hinaus.
An dieser Stätte des Grauens wurden viele Männer
und Frauen erniedrigt und gefoltert. Es bedarf ei-
gentlich keiner besonderen Betonung: Die Schaf-
fung eines angemessenen Gedenkortes hat für
uns eine ganz besondere Bedeutung.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel,
René Gögge, Murat Gözay, alle GRÜNE,
und Nebahat Güçlü fraktionslos)

Wer den heute zur Debatte angemeldeten Bericht
des Kulturausschusses liest, wird feststellen, dass
es hier keinen wirklichen Dissens gibt, wohl aber in
der Frage, wie wir mit einer Vertragssituation um-
gehen, an der juristisch leider nichts zu machen
war. Mit dem von Ihnen, Herr Hackbusch, im Kul-
turausschuss kurzfristig vorgelegten Petitum hätten
wir nicht nur den Senat verpflichtet, etwas umzu-
setzen, was dieser nicht umsetzen kann. Darüber
hinaus wären auch die Absprachen mit Quantum
obsolet geworden, die über Jahre verhandelt und
auch abgerungen wurden. Wir haben auf diesem
Weg auch schon einiges erreicht, wie die künstleri-
sche Gestaltung eines Denkmals oder die Einrich-
tung einer wissenschaftlichen Stelle zur Begleitung
des Projekts.

Ich will das an dieser Stelle nicht vertiefen, weil
über die Beratung in verschiedenen Sitzungen vor
allem deutlich geworden ist, dass vieles im Fluss
und bei Weitem noch nicht abschließend geklärt
ist. Wir haben noch einiges an Vorschlägen aus
dem Beirat und aus der Wissenschaft zu erwarten.
Das betrifft die Frage, welche Kooperationen im
Rahmen des Gesamtkonzeptes zur Erinnerung an
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das nationalsozialistische Unrecht möglich sind,
das wir gemeinsam auf den Weg gebracht haben.
Es betrifft damit auch Standortfragen für einen Ort,
der an den Widerstand erinnert, und auch die Fra-
ge, wie es möglich ist, einen Lernort etwa für
Schulklassen zu entwickeln. Zum jetzigen Zeit-
punkt gibt es noch kein abschließendes Konzept.
Die Mitglieder des Beirats stellen sich diesem
schwierigen Prozess. Ich möchte an dieser Stelle
sagen, dass wir dafür außerordentlich dankbar
sind.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel,
René Gögge, Murat Gözay, alle GRÜNE,
und Nebahat Güçlü fraktionslos)

So wird zurzeit auch auf Initiative des Beirats ge-
prüft, ob es eine Chance gibt, den Polizeiführungs-
bunker unter dem Bürgermeister-Petersen-Platz zu
nutzen. Ich denke, wir tun gut daran, den laufen-
den Prozess weiterhin gemeinsam parlamentarisch
zu begleiten, so wie im Kulturausschuss verabre-
det. Ich würde mich freuen, wenn wir, wie in der
Vergangenheit praktiziert, auch in dieser Frage die
Erinnerungskultur in unserer Stadt gemeinsam vor-
anbringen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und bei
Nebahat Güçlü fraktionslos und Jens Meyer
FDP)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dr. Vértes-Schütter. – Als Nächster erhält das
Wort Herr Wersich für die CDU-Fraktion.

Dietrich Wersich CDU: Herr Präsident, liebe Kol-
legen! Die Erinnerung an die NS-Verfolgung im
Stadthaus, an die Morde an Gegnern und Ausge-
grenzten dort wurde lange vernachlässigt. Es ist
vor allem privaten Akteuren, Mitarbeitern der Bau-
behörde und Initiativen zu verdanken, dass hier ein
Gedenken und dieser Platz als ein zentraler Ort
des Verbrechens im öffentlichen Bewusstsein blie-
ben. Auch wir als CDU – ich nenne namentlich An-
dreas Wankum, der sich in den vergangenen
Wahlperioden bei dem Thema sehr engagiert hat –
haben das immer mitverfolgt.

Es ist mit der Aufgabe der Baubehörde und dem
Verkauf des Gebäudes dann tatsächlich möglich
geworden, an dieser Stelle einen Gedenkort zu er-
richten. Auch aus unserer Sicht ist bedauerlich,
dass von den ursprünglich vereinbarten Bruttoflä-
chen von 750 Quadratmetern jetzt netto ein doch
relativ kleiner Teil übrig geblieben ist. Aber es wäre
nach meiner Auffassung dem Ort und dem Thema
gegenüber unangemessen, jetzt nur einen Streit
über Brutto- und Nettoflächen zu führen. Das ver-
sperrt den Blick auf das Wesentliche.

(Beifall bei Dennis Gladiator CDU und bei
Farid Müller GRÜNE und Daniel Oetzel
FDP)

Die Konfrontation mit der Geschichte ist für uns
wichtiger als die Quadratmeterzahl und ebenso die
Tatsache, dass das Stadthaus damit aus der Nicht-
beachtung herausgeholt wurde. Wir sehen auch
keine unangemessene Kommerzialisierung in dem
Projekt, in dem ein Café und eine qualitativ hoch-
wertige inhabergeführte Buchhandlung realisiert
sind. Es sind Orte, die lebendig sind. Sich an sol-
chen Orten zu erinnern, das zu kombinieren, heißt,
Erinnerung in den Alltag hineinzuholen. Das ist
gut.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD und den GRÜNEN)

Gut ist, dass die inhaltliche Betreuung von ange-
meldeten Gruppen von der KZ-Gedenkstätte Neu-
engamme und später auch vom Dokumentations-
zentrum im Lohsepark übernommen wird, womit
eine qualifizierte Begleitung der Aktivitäten vor Ort
gewährleistet wird. Es ist wichtig, dass die dem Ei-
gentümer auferlegte Realisierung des Denkortes in
enger Abstimmung mit dem Denkmalschutzamt
und der KZ-Gedenkstätte Neuengamme erfolgt.
Deshalb möchte ich an dieser Stelle auch ganz be-
sonders Herrn Professor Garbe für seinen Einsatz
in der Angelegenheit danken.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und
bei Phyliss Demirel und René Gögge, beide
GRÜNE)

Erwähnt worden ist, dass auch der Wettbewerb
noch läuft mit 25 Künstlern, die ein Kunstwerk im
öffentlichen Raum errichten sollen, also einen Stö-
rer mitten im öffentlichen Raum, der auf diesen Ort
und die Geschichte hinweist. An dieser Stelle auch
von meiner Seite und unserer Fraktion der Dank
an den Beirat für seine Arbeit, der die Idee dieses
Denkmals entwickelte.

Ich glaube, ehrlich gesagt, Herr Hackbusch, auch
wenn das von meiner Seite vielleicht nicht mit ganz
so viel Enthusiasmus oder Schärfe gegen andere
vorgetragen wird, dass unsere parlamentarische
Beratung und Begleitung des Projekts über viele
Jahre hinweg wichtig und gut war. Auch ich habe
den Eindruck, dass wir mitunter den Senat zum Ja-
gen getragen haben. Gemeinsam mit den Akteu-
ren wünsche und erhoffe ich mir für die Zukunft ei-
ne konstruktive weitere Entwicklung des Denkortes
im Stadthaus. Sich klarzumachen, wohin Rassen-
wahn, Ausgrenzung, Nationalismus geführt haben,
ist heute wichtiger denn je. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD und den GRÜNEN)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Wersich. – Als Nächster erhält das Wort Herr
Müller von der GRÜNEN Fraktion.

Farid Müller GRÜNE:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Der heutige 8. Mai ist sicherlich
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ein gutes Datum, um über solche Fragen zu spre-
chen. Ich bin mir nur nicht ganz sicher, Herr Hack-
busch, ob Ihre Art des Einstiegs in die Debatte all
dem Rechnung trägt. Vielleicht werden wir das
noch im Laufe dieser Minuten bewerten.

Wir alle wissen, dass dieses Haus in Hamburg vie-
le Jahrzehnte lang bewusst nicht als Täterort be-
handelt wurde, wie wir uns das vielleicht aus heuti-
ger Sicht gewünscht hätten. Ein paar mutige Be-
hördenmitarbeiter – das ist heute schon genannt
worden – haben sich dann erfolgreich getraut, dort
am Eingang wenigstens eine Opfergedenktafel zu
erstreiten. Seitdem wurde und wird mehr über die-
ses Haus und seine Geschichte im Dritten Reich
diskutiert, und das ist gut so.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Als Senat und Bürgerschaft 2009 dieses Gebäude
an der Stadthausbrücke an einen Investor verkauf-
ten – und im Übrigen auch die Links-Fraktion das
nicht stoppte –, war noch nicht mit dieser Argu-
mentation dagegen vorgegangen worden. Das hat
Herr Hackbusch auch gesagt; das ist damals so
nicht erkannt worden, wie wir auch all die Proble-
me, die wir heute besprechen, nicht gesehen ha-
ben. Das, finde ich, gehört zur Ehrlichkeit auch da-
zu, wenn wir hier Schuldzuweisungen verteilen. Je-
denfalls sind die 750 Quadratmeter vertraglich ge-
regelt worden, und es ist sogar in einer Anlage ge-
nau beschrieben worden, was man sich darunter
vorstellt. Deswegen sind wir in dieser Hamburger
Bürgerschaft nicht auf die Idee gekommen, was
das am Ende bedeuten kann. Vielleicht nützt es
aber all denjenigen, die bei der Anhörung nicht da-
bei waren, im Ausschussprotokoll nachzulesen,
dass das seine Gründe hatte. Denn als man in den
Keller dieses Hauses an der Stadthausbrücke
ging, in dem man dachte, Arrestzellen und andere
Bereiche zu finden, um diesen Gedenkort an au-
thentischen Stätten zu errichten, hat man nicht
mehr viel gefunden. Vor diesem Hintergrund hat
man dann entschieden, dass sich das für diese Art
des Gedenkorts, wie wir ursprünglich gedacht ha-
ben, nicht eignet.

Ich bin sehr froh, dass dann ein Beirat mit Exper-
ten installiert wurde, der den Senat und den Inves-
tor bei der Ausgestaltung dieses Gedenkortes be-
raten hat und weiterhin berät und vor allen Dingen
auch in Bezug auf die Ausstellung weiterhin seine
Stimme erhebt, auch auf Basis der Ausstellung, die
wir im Rathaus hatten. Ich bin sehr froh, dass die-
se Ausstellung schon in guter Mache ist und vor-
aussichtlich, wie wir hören konnten, Anfang Sep-
tember eröffnet wird. Ich finde, auch das ist ein gu-
ter Schritt, den wir hier im Parlament begrüßen
dürfen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Auch die künstlerische Installation vor dem Stadt-
haus ist ein großer Punkt. All das ist mitten in der
Stadt; das dürfen wir nicht vergessen. Das ist nicht
irgendwo versteckt, sondern da, wo schon jetzt
und demnächst sehr viele Passanten herumlaufen
werden. Der Wettbewerb für diese Installation läuft
und soll in diesem Jahr abgeschlossen werden.
Die Mittel dafür waren bereitgestellt. Wir von den
Regierungsfraktionen meinen es also schon ernst,
dass wir uns dort einen ordentlichen Gedenkort
wünschen und ihn mit allen gemeinsam errichten
wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Auch das individuelle Gedenken muss seinen
Raum haben, vielleicht in diesem Seufzergang, der
ein bisschen besser erhalten ist als diese ur-
sprünglich angedachten Arrestzellen und in dem
möglicherweise Teile der Ausstellung in irgendei-
ner Form zu sehen sein werden. Aufgrund der be-
grenzten Flächen, die zur Verfügung stehen, sollen
auch digitale Medien eingesetzt werden. Das be-
grüßen wir als GRÜNE sehr, weil man immer
gucken muss, dass jede Darstellung der Geschich-
te der Zeit entsprechen muss, in der man gerade
ist. Der Investor hat angeboten, hierfür die Mehr-
kosten zu übernehmen. Wir begrüßen es sehr,
wenn das dort Einzug hält. Man mag über den
Grund dafür, dass es jetzt so wenige Flächen sind,
die man nutzen kann, verärgert sein, aber die Tat-
sache, dass das jetzt passiert, begrüßen wir als
GRÜNE sehr.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Auch gut finden wir, dass weitere Täterortinforma-
tionen im Arkadengang gegeben werden sollen.

(Glocke)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Müller …

Farid Müller GRÜNE:* – Am Ende?

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Leider sind Sie
am Ende Ihrer Redezeit.

Farid Müller GRÜNE (fortfahrend):* Ja.

Auch im gesamten Stadthausbereich, der noch
nicht für alle richtig zugänglich ist, sollen überall
Leitinformationen zum Gedenkort installiert wer-
den. Das finden wir gut und auch einen guten Fort-
schritt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Müller. – Als Nächster erhält das Wort Herr
Meyer für die FDP-Fraktion.
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Jens Meyer FDP:* Verehrtes Präsidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Nach langer
Bauzeit sind die Stadthöfe im Herzen der Stadt
und damit auch die Dokumentations- und Gedenk-
stätte im Stadthaus nun endlich für die Öffentlich-
keit begehbar und erlebbar. Dass dieser heute so
schön herausgeputzte Ort gleichzeitig ein Ort des
Schreckens, der Folter und des Unrechts im dun-
kelsten Kapitel unserer hamburgischen Geschichte
war, dürfte spätestens nach dieser heutigen De-
batte jeder und jedem im Hause und auch jeder
und jedem unserer Zuschauerinnen und Zuschau-
er bewusst sein. Die LINKEN haben dieses Thema
in den Ausschuss gehoben und dafür danke ich
Herrn Hackbusch ausdrücklich.

(Beifall bei Michael Kruse FDP)

– Ehre, wem Ehre gebührt.

Aber da ist es mit der Gemeinsamkeit auch schon
wieder zu Ende.

In der Anhörung und auch in der Debatte im Kul-
turausschuss kristallisierte sich letztlich die eine
wesentliche Frage heraus, ob der nun durch die
Firma Quantum realisierte Gedenkort würdig und
angemessen ist und ob die vertraglichen Vereinba-
rungen zwischen dem damaligen schwarz-grünen
Senat und Quantum umgesetzt wurden. Dabei ist
die erste Fragestellung angesichts der Verbrechen,
die in der damaligen Gestapo-Zentrale verübt wur-
den, eigentlich nicht beantwortbar. Würdigkeit und
Angemessenheit sind nun einmal keine messbaren
Zustände, sondern hängen sehr von dem jeweili-
gen Blickwinkel derjenigen Menschen ab, die die-
sen Ort mit den unterschiedlichsten Hintergründen
besuchen. An Sensibilität gegenüber dem ge-
schichtsträchtigen Ort hat es allerdings mehrfach
gemangelt. Die Gestaltung der Schriftzüge hätte
so niemals genehmigt werden dürfen, und ob ein
Hotel namens Tortue an dieser Stelle, wo Torture
– übersetzt: Folter – stattgefunden hat, richtig an-
gesiedelt ist, wage ich doch sehr zu bezweifeln.

Die zweite Fragestellung ist aus meiner Sicht mit
Ja zu beantworten. Die vertraglichen Vereinbarun-
gen sind nach allem, was wir in den Anhörungen
im Ausschuss erfahren haben, offenbar eingehal-
ten worden. Schließlich beziehen sich die benann-
ten Flächen von rund 750 Quadratmeter BGF,
Bruttogeschossfläche, nicht allein auf die Räum-
lichkeiten im Bereich Buchhandlung, Ausstellung,
Café, sondern auch auf umliegende Flächen und
Flächen im Außenbereich. Somit halten die Be-
hauptungen, man habe aus 750 Quadratmetern
75 Quadratmeter gemacht, einer sachlichen Über-
prüfung schlicht nicht stand. Aber ich möchte auch
sagen, dass ich die Kritik der Kommerzialisierung
dieses Gedenkortes nicht teile. Der Umbau und die
entstandene Nutzungsvielfalt haben diesen trauri-
gen Ort in jedem Fall belebt.

Wo waren die heutigen Kritiker in den vergange-
nen Jahrzehnten, als die Baubehörde diesen Ge-
schichtsort besetzte? Heute ist die Auseinander-
setzung mit dem Gedenkort möglich. Sie ist nicht
zwingend, aber gerade der zufällige Kontakt von
Besucherinnen und Besuchern mit der Geschichte
an diesem Ort kann mehr bewirken als mancher
ebenso kommerzielle Kulturtourismus an dieser
Stelle.

Reden wir deshalb nicht weiter über Quantität,
sondern über Qualität und über die Frage, wie die
Ziele eines Lernortes verwirklicht werden können,
damit über Generationen hinweg niemals verges-
sen wird, was im Stadthaus zwischen 1933 und
1943 bis zu seiner damaligen Zerstörung gesche-
hen ist. Hierzu besteht weiterer Handlungsbedarf
im Senat, dessen Ergebnisse wir weiterhin auf-
merksam verfolgen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Vizepräsident Dr. Kurt
Duwe übernimmt den Vorsitz.)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der Abgeordnete Dr. Wolf für die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Präsidi-
um, meine Damen und Herren! Wir hörten schon,
dass DIE LINKE die Realisierung einer würdigen
Dokumentations- und Gedenkstätte im Stadthaus
bereits im Januar 2018 beantragte, Herr Hack-
busch. Dieses komplexe, nicht einfache und viel-
schichtige Thema beschäftigte den Kulturaus-
schuss seither mehrfach, unter anderem in der be-
reits angesprochenen Sachverständigenanhörung
mit mehreren Vertretern des Beirats für die Errich-
tung der Gedenkstätte und des Lernortes Stadt-
haus der Kulturbehörde.

Ich habe mir die verschiedenen Protokolle des Kul-
turausschusses noch einmal durchgesehen. Im
Rahmen der Sachverständigenanhörung am 4. De-
zember 2018 hatte ich zwei Punkte kritisch aufge-
worfen, die ich hier zur Abrundung des Bildes für
das Plenum noch einmal wie folgt kurz zusammen-
fassen möchte.

Voran stelle ich, wie ich das auch damals tat, dass
es natürlich richtig und wichtig ist, an die schreckli-
chen Ereignisse zu erinnern, die im Stadthaus im
Dritten Reich vor sich gingen. Da spreche ich na-
türlich für meine gesamte Fraktion.

Dennoch zwei kritische Punkte. Zum einen: Schau-
en wir einmal auf die Zusammensetzung des Bei-
rats beziehungsweise der Vertreter, die der Beirat
zur Sachverständigenanhörung entsandt hat. Da
kann man schon kritisch hinterfragen, denn der
Beirat entsandte erstens den Direktor des Muse-
ums für Hamburgische Geschichte, klar, zweitens
einen Vertreter der Arbeitsgemeinschaft verfolgter
Sozialdemokraten, drittens eine Vertreterin des
DGB Hamburg und viertens eine Vertreterin der
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Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes. Fällt
Ihnen da etwas auf? Gerade wenn ich mir die Be-
teiligung des VVN ansehe, eine vom Verfassungs-
schutz beobachtete linksextremistische Vereini-
gung,

(Dr. Monika Schaal SPD: Wie war das mit
dem Glashaus?)

so musste und muss ich doch eine starke politi-
sche Schlagseite feststellen, die der Sache und
dem Erinnern, meine ich, nicht guttut.

(Zurufe)

– Lassen Sie uns sachlich sprechen und keine per-
sönlichen Attacken reiten.

Denn da wird nicht ausreichend berücksichtigt, fin-
de ich, dass Leid und Ermordung im Dritten Reich
nicht nur die linke Seite betrafen und Widerstand
nicht nur von linker Seite, sondern gerade und
maßgeblich auch von konservativer Seite ausging.

(Beifall bei Dirk Nockemann AfD)

Man schaue bloß auf die Angehörigen des 20. Juli.
Es sei heute, auch und gerade an diesem 8. Mai,
erlaubt, an den konservativen Widerstand und an
die konservativen Opfer des Dritten Reichs zu erin-
nern.

Zweitens zu der Kritik am Investor Quantum und
zu den Vorwürfen, hier sei zu wenig Quadratmeter-
fläche zur Verfügung gestellt worden: Wenn je-
mandem ein Vorwurf zu machen ist, dann doch
weniger dem Investor, der sich an einen geschlos-
senen Vertrag hält, sondern wenn überhaupt, dann
der Freien und Hansestadt Hamburg und deren
Vertretern, die es in der Hand hatten, beim Verkauf
entsprechende vertragliche Regelungen zu treffen.
Dabei möchte ich in aller Ruhe nochmals daran er-
innern, dass das, was dort vorher war und wie dort
das Erinnern gehandhabt wurde, keineswegs ein
leuchtendes Vorbild ist. Denn als die Baubehörde
noch an der Stadthausbrücke residierte, gab es
keine derartige Erinnerungsstätte. Vor diesem Hin-
tergrund erscheint es doch zumindest vermessen,
jetzt mit dem moralischen Zeigefinger auf Quantum
zu zeigen.

Der Verkauf des Stadthauses an Quantum erfolgte
legal und man wusste, was in dem Kaufvertrag
steht, wenn man es denn wissen wollte. Dann da-
herzukommen und ständig neue Forderungen im
Nachgang zum geschlossenen Vertrag zu stellen
und der Gesellschaft vertragswidriges Verhalten
vorzuwerfen, ist eine Unart der LINKEN, die in ei-
nem Rechtsstaat nicht Schule machen sollte.

(Beifall bei Dirk Nockemann AfD)

Der Ausschuss lehnte mit großer Mehrheit, auch
mit unserer Stimme, den modifizierten Antrag der
LINKEN ab. Daher werden wir auch heute der Aus-
schussempfehlung zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der fraktionslose Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrter
Herr Präsident, sehr verehrte Volksvertreter! Ich
möchte an dieser Stelle am 8. Mai eines der Mit-
glieder des 20. Juli zu Wort kommen lassen: Eu-
gen Gerstenmaier, später 15 Jahre lang Bundes-
tagspräsident. Er sagt – wobei er sich auf mehrere
Aussagen von Winston Churchill beruft –:

"Was wir im deutschen Widerstand nicht
wirklich begreifen wollten, haben wir nach-
träglich vollends gelernt: dass der Krieg
schließlich nicht gegen Hitler, sondern ge-
gen Deutschland geführt wurde."

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun Herr Senator Dr. Brosda.

Senator Dr. Carsten Brosda: Sehr verehrter Herr
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Zum einen ist es, glaube ich, das richtige Da-
tum, um diese Debatte zu führen, und zum Zweiten
zeigt uns diese Debatte auch, wie notwendig es
immer wieder ist, diese Debatten zu führen, weil
wir mitnichten in einer Situation sind, in der wir da-
von ausgehen können, dass irgendeine Geschich-
te bewältigt wäre, irgendwelche Folgen der Ge-
schichte abgearbeitet wären, sondern wir stehen
tagtäglich vor der Verantwortung, dafür zu sorgen,
dass der bundesrepublikanische Konsens, der sich
in zwei Worten zusammenfassen lässt, den beiden
Worten "nie wieder", sich tatsächlich in unserem
gesellschaftlichen Miteinander manifestiert.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Ich bin diesem Parlament ausdrücklich dafür dank-
bar, dass man sich dieser Thematik immer wieder
annimmt. Ob man dabei jetzt den Senat zum Ja-
gen trägt oder ihn dabei unterstützt, das zu tun,
was er für richtig hält, will ich einmal dahingestellt
sein lassen.

Kommen wir zum konkreten Projekt, das Anlass
dieser immer wieder notwendigen Diskussion ist
und uns auch Möglichkeiten der Klärung innerhalb
unserer Gesellschaft bietet. Ausgangspunkt war
die Erwartung – und so sind auch die immer wie-
der zitierten 700 Quadratmeter ins Gespräch ge-
kommen –, dass man in dem 700 Quadratmeter
großen Kellergeschoss des Gebäudes noch Ur-
sprünge der ehemaligen Arrestzellen findet. Man
musste feststellen, dass dem nicht so war. Man hat
sich dann auf die Suche nach historischen Relikten
begeben, die im Gebäude als authentischer Ort für
Erinnerung genutzt werden können. Das Einzige,
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was diesbezüglich noch vorhanden war, war ein
technischer Revisionsgang unter dem Arkaden-
gang über dem Fleet. Insofern hat man ausgehend
von diesem Gang, bekannt als Seufzergang – so
sagen die einen, andere bezweifeln die Belegbar-
keit dieses Begriffes, aber er findet sich wohl in
Dokumenten –, von dem aus die Arrest- und Ver-
hörzellen der Gefangenen abgingen, eine Fläche
gesucht, mit der man eine Sichtbarkeit für den Ge-
denkort schaffen konnte.

Ich will noch einmal einen Moment bei dem Thema
verharren, das viele in der Debatte angesprochen
haben. Es geht darum, deutlich zu machen, dass
es tatsächlich Deutsche waren, die diese Verbre-
chen begangen haben, dass es diese Gesellschaft
war, die aus ihrer Mitte heraus diese Verbrechen
begangen hat oder zumindest darum gewusst und
mehrheitlich nichts dagegen getan hat. Insofern
finden sich die Orte der Erinnerung auch in der Mit-
te dieser Gesellschaft und nicht irgendwo am
Rand, wo ich sie bewusst aufsuchen muss, son-
dern wo ich auf sie stoße, auch wenn ich sie nicht
gesucht habe. Genau diese Qualität erfüllt der Er-
innerungsort, den wir dort schaffen. Ich finde ihn,
ohne ihn zu suchen, und ich werde auf die Ge-
schichte des Komplexes Stadthaus gestoßen, oh-
ne dass ich vorher wusste, welche Geschichte die-
ses Gebäude hat. Ich glaube, dass das eine ganz
besondere Qualität eines solchen Ortes sein kann,
die wir jetzt gemeinsam entwickeln müssen und,
ich bin mir sicher, auch entwickeln werden.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN, verein-
zelt bei der FDP und bei Joachim Lenders
CDU)

In der Tat hat die öffentliche Debatte, für die ich bis
auf manche Tonalitäten dankbar bin, weil sie zeigt,
dass wir uns als Gesellschaft damit beschäftigen,
einiges gebracht. Wir haben den Beirat eingerich-
tet, wir haben aus dem Beirat heraus den Vor-
schlag der künstlerischen Intervention im öffentli-
chen Raum und damit der Markierung entwickelt.
Wir haben eine andere und informiertere Diskussi-
on über die derzeit laufende Gestaltung der Aus-
stellung. Wir haben über die Haushaltsberatungen
die zusätzliche Stelle zur wissenschaftlichen Be-
gleitung für die nächsten Jahre bekommen, und wir
werden auch nicht nur die Fläche, die, sagen wir,
im Gespräch ist, mit der kombinierten Nutzung von
Buchhandlung, Lernort und Café entwickeln, son-
dern wir werden auch im öffentlichen Straßenraum
entwickeln. Wir werden den Seufzergang zugäng-
lich machen; er ist schon heute zugänglich, aber er
wird auch mit Installationen befüllt werden. Wir
werden auch den Arkadengang 24 Stunden am
Tag mit Informationen zur Geschichte des Gebäu-
des zugänglich machen. Also dort ist nichts, was
nur acht oder zehn Stunden am Tag funktioniert.

Wir stehen vor der entscheidenden Aufgabe, dass
wir diesem zentralen Ort – wenn Sie sich die Land-

schaft der Lern-, Erinnerungs- und Gedenkorte in
der Stadt angucken, ist diese von 75 Orten im Jah-
re 2009 auf mittlerweile 110 Orte im Jahr 2019, al-
so um 35 zusätzliche Gedenkorte und Gedenkstät-
ten angewachsen – eine Funktion innerhalb dieses
Geflechts zuweisen, indem er tatsächlich so etwas
wie eine Verweisfunktion haben kann und darauf
hinweisen kann, wo welche Erinnerungsorte in der
Stadt möglich sind, schlicht aufgrund der herausra-
genden Stellung, die dieser Ort in der Stadt hat.
Das wird eine Aufgabe sein, die wir uns gemein-
sam mit der KZ-Gedenkstätte Neuengamme in ei-
ner Weiterentwicklung des Erinnerungskonzeptes
vorgenommen haben, das dann auch zu konturie-
ren und zu belegen, immer im Wechselspiel mit
dem Ort, den wir als Stadt selbst in der Verantwor-
tung haben, den wir in dieser Debatte nicht verges-
sen sollten. Wir entwickeln am Hannoverschen
Bahnhof ein großes Dokumentationszentrum mit
all den Qualitäten für Vermittlung, für Lernen, für
Konfrontation und Beschäftigung junger Menschen
mit der Frage der Verbrechen des Nationalsozialis-
mus. Das wird die entscheidende Aufgabe sein:
Wie sieht Erinnerung in den nächsten 50 Jahren
aus? Wie werden wir Menschen, die nicht mehr mit
Zeitzeugen reden können, Menschen, die keine
Großeltern mehr haben, die sie fragen können, mit
der Alltäglichkeit dieser Verbrechen in unserer
Stadt konfrontieren? Das wird die Aufgabe sein.
Ich hoffe sehr, dass dieses Parlament gemeinsam
mit dem Senat sich auch in Zukunft dieser Aufgabe
annehmen wird und nach guter Tradition solche
Dinge im Konsens bespricht und in hohem Re-
spekt vor der gemeinsamen gesellschaftlichen und
geschichtlichen Verantwortung, die wir tragen,
dann auch zu Lösungen bringen wird. Ich danke
Ihnen sehr für die bisherige Begleitung und hoffe,
dass wir gemeinsam etwas Gutes am Stadthaus
hinbekommen werden, was in letzter Konsequenz
den beiden tatsächlich fluiden Kategorien würdig
und angemessen gerecht werden wird, wenngleich
es immer Diskussionen geben wird. Das ist gut so.
Diese sollten wir in aller Offenheit und auch in aller
Schmerzhaftigkeit führen, weil die Dinge, an die sie
erinnern, schmerzhafter sind, als jede Diskussion
es heute sein kann. – Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN, verein-
zelt bei der CDU und der FDP und bei Neba-
hat Güçlü fraktionslos und Peter Lorkowski
AfD)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der Abgeordnete Hackbusch für die Fraktion
DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Ich freue mich immer darüber,
wenn Herr Brosda über dieses Thema spricht, weil
er viele gute und wertvolle Worte dazu beiträgt.
Aber er muss natürlich auch ertragen, dass wir be-
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stimmte Sachen sehr viel kritischer diskutieren,
und deswegen möchte ich gern auf einige Aspek-
te, die hier genannt worden sind, noch einmal ge-
nauer eingehen. Denn es ist schon sehr wichtig,
die Bilanz daraus zu ziehen, weil uns allen im Saal
bewusst zu sein hat, dass der Beirat das, was er
dort vorfindet, stark kritisiert hat. Das müssen Sie
von der SPD und von den GRÜNEN sich noch ein-
mal genau klarmachen.

Das Erste ist "ehrlich" und die "Auseinanderset-
zung damals". Ich will Ihnen noch einmal sagen,
was damals in der Drucksache stand: 750 Qua-
dratmeter für einen Lern- und Gedenkort, die
Quantum der Stadt zugesichert hat. Jetzt kenne
ich die genauen Vertragsumstände nicht; das
muss der Senat klären, das wissen wir nicht.
750 Quadratmeter. Der Senat hat Profes-
sor Dr. Nachama als denjenigen genannt, der Spe-
zialist auf diesem Gebiet und für uns alle in der
Stadt derjenige ist, der eine gewisse Autorität dar-
stellt und unser Berater sein wird. Danach hat Pro-
fessor Dr. Nachama gesagt, das, was Quantum
dort vorgelegt habe, sei Betrug. Das, womit Quan-
tum diese Ausschreibung gewonnen hat, stellt der-
jenige, der die Autorität dafür dargestellt hat, dann
als Betrug dar. Das muss man doch feststellen.
750 Quadratmeter Lern- und Gedenkort sind auf
70 Quadratmeter reduziert worden. Da kann man
mir meinetwegen sagen, das könne irgendjemand
mit irgendwelchen Tricks machen. Ich kenne mich
bei den Wohnungswirtschaftlern nicht aus, aber
das ist doch ein Trick und das ist doch Betrug, wie
Professor Dr. Nachama sagt. Dementsprechend ist
Quantum in der Kritik; das muss hier dargestellt
werden. Das scheint mir eines der Probleme von
Rot-Grün an dieser Stelle zu sein. Man muss sich
mit solchen Investoren auch anlegen und sie kräf-
tig kritisieren können.

(Beifall bei der LINKEN)

Es kann nicht sein, dass man dann sagt, das sei
jetzt leider so und das sei aber ehrlich, da könne
man irgendwie gar nichts mehr machen. Darüber
muss man sich streiten, wenn man weiterhin mit
diesen Leuten zusammenarbeitet. Das, was sie an
dieser Stelle machen, gehört sich nicht. Sie haben
auch in einer Art und Weise agiert, wo erst der in-
ternationale Protest viele in dieser Stadt und auch
den Senator aufgeweckt hat. Dann wurden diese
Sachen erst noch einmal stark thematisiert mit
"Kopf hoch, chéri" oder diesen Schriftweisen, die
sie dort gemacht haben. Quantum gehört kritisiert,
und ich finde es nicht gut, dass dieser Senat und
noch nicht einmal Rot-Grün in ihren Reden und
Darstellungen es schaffen, dieses Moment zu be-
nennen. Das wird nichts werden, wenn Sie nicht in
der Lage sind, sich mit solchen Leuten auseinan-
derzusetzen.

Dementsprechend freue ich mich darüber, dass wir
diese Auseinandersetzung weiterhin führen wer-

den. Wir werden weiterhin an dieser Stelle
drücken; Herr Brosda kann sich da auf uns verlas-
sen. Gegenwärtig findet dort eine Kundgebung
statt, die die Proteste sehr vielfältig ausdrückt, und
ich freue mich, dass auch viele Sozialdemokraten
mit dabei sind. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Wenn es keine
weiteren Wortmeldungen gibt, dann komme ich zur
Abstimmung.

Wer also der Empfehlung des Kulturausschusses
aus Drucksache 21/16955 folgen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Damit ist das mit Mehrheit angenom-
men.

Dann komme ich zu den mit Spannung erwarteten
Wahlergebnissen.

Bei der Wahl eines Mitglieds für den Beirat für poli-
tische Bildung sind 105 Stimmzettel abgegeben
worden. Davon war ein Stimmzettel ungültig,
sprich also 104 Stimmen gültig. Herr Dr. Alexander
Wolf erhielt 16 Ja-Stimmen, 84 Nein-Stimmen,
4 Enthaltungen. Damit ist Herr Dr. Wolf nicht ge-
wählt worden. Dann werden wir diese Wahl in der
nächsten Sitzung erneut auf die Tagesordnung
setzen.

Bei der Wahl eines vertretenden Mitglieds der
Kommission für Stadtentwicklung sind 106 Stimm-
zettel abgegeben worden. Diesmal waren zwei
Stimmzettel ungültig. Somit sind 104 Stimmen gül-
tig. Herr Peter Lorkowski erhielt 30 Ja-Stimmen,
61 Nein-Stimmen, 13 Enthaltungen. Damit ist Herr
Lorkowski nicht gewählt worden. Dann werden wir
diese Wahl in unserer nächsten Sitzung wieder auf
die Tagesordnung nehmen.

Auch bei der Wahl einer oder eines Deputierten
der Behörde für Kultur und Medien sind
106 Stimmzettel abgegeben worden. Davon waren
drei Stimmzettel ungültig – keine Ahnung, warum
sich das so steigert. Somit sind 103 Stimmen gül-
tig. Frau Ingeborg Glas erhielt 25 Ja-Stimmen,
59 Nein-Stimmen und 19 Enthaltungen. Damit ist
auch Frau Glas nicht gewählt worden. Wir werden
diese Wahl in unserer nächsten Sitzung erneut auf
die Tagesordnung nehmen.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 34,
Antrag der FDP-Fraktion: Wunschgroßelternschaft.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Wunschgroßelternschaft
– Drs 21/16983 –]
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Die Fraktionen sind übereingekommen, die Debat-
te nicht zu führen. Damit kommen wir gleich zur
Abstimmung.

Wer also den FDP-Antrag aus Drucksache
21/16983 an den Familien-, Kinder- und Jugend-
ausschuss überweisen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist die Überweisung erfolgt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 20, Druck-
sache 21/16967, Antrag der AfD-Fraktion: Städte-
partnerschaft mit einer israelischen Hafenstadt.

[Antrag der AfD-Fraktion:
Städtepartnerschaft mit einer israelischen Ha-
fenstadt
– Drs 21/16967 –]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Kooperation mit Israel ausbauen
– Drs 21/17091 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/17091 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor. Diesen möchten die
Fraktionen der SPD, GRÜNEN und AfD an den
Europaausschuss überweisen. Darüber hinaus be-
antragt die AfD auch die Überweisung ihres Antra-
ges an den Europaausschuss.

Wird das Wort gewünscht? – Herr Dr. Wolf erhält
es für die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Städtepartner-
schaften sind ein wichtiges Zeichen, um Solidarität
und Verbundenheit zu anderen Ländern, Kulturen
und Regionen zum Ausdruck zu bringen. Israel
und Deutschland sind durch die jüngere Geschich-
te auf besondere Weise miteinander verbunden,
und Deutschland steht fest zur Freundschaft mit Is-
rael als auch mit dem jüdischen Volk. Dazu be-
kennt sich meine Fraktion aus tiefer Überzeugung.
Eine Städtepartnerschaft würde dies unterstrei-
chen und bekräftigen. Es gab in der Vergangenheit
bereits Vorstöße, eine solche Städtepartnerschaft
einzugehen, jedoch haben diese letztlich zu kei-
nem greifbaren Ergebnis geführt. Die CDU bezog
sich 1999 in einem Antrag darauf, dass Jassir Ara-
fat – ich zitiere –:

"… bei einem Besuch in Hamburg eine Part-
nerschaft zwischen Gaza und Hamburg vor-
geschlagen hat, die durch eine gleichrangi-
ge Vereinbarung mit einer israelischen Stadt
ergänzt werden könnte."

– Zitatende.

Vor diesem Hintergrund forderten die damaligen
Antragssteller dann, man solle eine Drei-Städte-

Partnerschaft eingehen, damit Hamburg im Rah-
men seiner Möglichkeiten einen unterstützenden
Beitrag zur Friedensentwicklung leisten könne.
Herausgekommen ist indes nichts.

Woran ist denn die Entstehung einer derartigen
Städtepartnerschaft gescheitert? Das Anliegen
scheiterte nicht zuletzt am nicht vorhandenen Frie-
dens- und Kompromisswillen der Palästinenser.
Das ist das eine.

Ein anderes kommt hinzu. Schauen wir einmal auf
das Abstimmungsverhalten im Bundestag jüngst
zu einem FDP-Antrag. Dieser sehr gute Antrag for-
derte, dass das deutsche und europäische Ab-
stimmungsverhalten in Bezug auf Israel bei den
Vereinten Nationen neu auszurichten sei und dass
die Bundesregierung sich klar von einseitigen, poli-
tisch motivierten Initiativen und Allianzen antiisrae-
lisch eingestellter Mitgliedsstaaten zu distanzieren
habe und besonders den politischen Kräften im
Nahen und Mittleren Osten entgegenwirken solle,
die die Sicherheit Israels offen bedrohen. Ich erin-
nere Sie gern daran, welche politischen Kräfte im
Nahen und Mittleren Osten die Sicherheit Israels
offen bedrohen, nämlich zum Beispiel das irani-
sche Mullah-Regime, dessen europäischer
Brückenkopf hier in Hamburg in der Blauen Mo-
schee residiert und zu dessen Ausschluss aus
dem Staatsvertrag Sie, der Großteil des Hauses,
nicht das Geringste beitragen wollten und wollen.

Aber wir waren beim Antrag der FDP-Bundestags-
fraktion. Welche Parteien haben den Antrag abge-
schmettert? Richtig, die Fraktionen von CDU/CSU,
SPD, GRÜNEN und natürlich von der LINKEN. Die
allermeisten AfD-Abgeordneten im Bundestag ha-
ben für den Antrag gestimmt. Ich frage Sie lieber
nicht, wer von den Hamburger Bundestagsabge-
ordneten Ihrer Parteien hier dagegen gestimmt
hat; das wissen Sie selbst am besten. Der namhaf-
te amerikanisch-jüdische Nahostexperte Professor
Daniel Pipes twitterte: Merkel redet, die AfD liefert.

Aber zurück zum Antrag, zur Städtepartnerschaft
mit Israel. Welchen Nutzen können Hamburg und
Israel heute aus einer Städtepartnerschaft ziehen?
Israel ist nicht nur die einzige funktionierende De-
mokratie im Nahen Osten, Israel ist auch Vorbild in
vielerlei Hinsicht. Wir können eine Menge von Is-
rael lernen, sei es von den täglich mehr werdenden
Ideen und Innovationen dieser Start-up-Nation, der
effektiven Terrorismusabwehr oder auch in Sachen
rationaler und nachhaltiger Einwanderungspolitik;
ich darf hier daran erinnern, dass Israel nicht so
meschugge war, den Global Compact for Migration
zu unterzeichnen.

Hamburg ist restriktiv bei der Eingehung von Städ-
tepartnerschaften. Dennoch wäre das ein Zeichen.
Und es ist uns ein wichtiges Zeichen, ein Bekennt-
nis zur Verbundenheit mit Israel zu setzen und un-
sere Freundschaft zum Ausdruck zu bringen, gera-
de auch derzeit, da Israel sich einmal mehr unter

7632 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 98. Sitzung am 8. Mai 2019

(Vizepräsident Dr. Kurt Duwe)

http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16967
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17091


Raketenbeschuss und im Ausnahmezustand befin-
det. Unterstützen Sie unseren Antrag und setzen
Sie mit uns dieses Zeichen für Israel.

(Olaf Steinbiß SPD: Schämen Sie sich!)

Ein Wort noch zum Zusatzantrag der CDU, der im
Ergebnis dasselbe beantragt wie unserer; erneut
ein Beleg für das peinliche Spiel der CDU, einen
richtigen Antrag von uns nicht zu unterstützen, weil
Mutti Merkel in Berlin sonst böse würde.

(Dennis Gladiator CDU: Nur weil Sie einen
Mutti-Komplex haben …!)

Stattdessen ein weitgehend inhaltsgleicher Zusatz-
antrag. Das ist schon albern. Ich sehe das im Übri-
gen als Bestätigung, dass wir einen richtig guten
Antrag gestellt haben.

(Glocke)

Israel, l'chaim. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der Abgeordnete Ilkhanipour für die SPD-Frak-
tion.

Danial Ilkhanipour SPD: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen
von der AfD, ich könnte nun so tun, als ob Sie Ih-
ren Antrag ernst meinen würden.

(Dirk Nockemann AfD: Machen Sie das
mal!)

Ich würde dann versuchen, Ihnen zu erklären, wie
die Städtepartnerschaften, die wir haben, histo-
risch entstanden und gewachsen sind. Ich würde
versuchen, Ihnen verständlich zu machen, dass wir
in Hamburg mit den Städtepartnerschaften keine
Symbolpolitik betreiben, frei nach dem Motto "Je
mehr, desto besser", sondern darauf achten, dass
die Partnerschaften gelebt werden und es rege Ak-
tivität mit den zivilgesellschaftlichen Akteuren gibt.
Ich würde Sie darauf verweisen, dass die Städte-
partnerschaften den Rahmen einer intensiven Zu-
sammenarbeit und Kooperation auf verschiedenen
Feldern darstellen und sie daher niemals Aus-
gangspunkt – so wie Sie es hier fordern –, sondern
allenfalls, wenn gewünscht und erforderlich, das
Ergebnis der beschriebenen Kooperation sind.

(Beifall bei der SPD)

Sie würden erkennen, dass Sie das Konzept der
Städtepartnerschaften entweder nicht verstanden
oder zumindest ein falsches Bild davon hatten, und
Sie würden mir möglicherweise für diese Erkennt-
nis dankbar sein.

(Dirk Nockemann AfD: Darauf habe ich ge-
wartet!)

Ich könnte Sie weiterhin daran erinnern, dass der
Ansatz, Städtepartnerschaften zu begründen, sei-
ne Blütezeit in den Fünfziger- und Sechzigerjahren
hatte, als nämlich der Besuch im Ausland noch
nicht selbstverständlich war und mit den Städte-
partnerschaften oft erst die Grundlage für den Aus-
tausch und gegenseitiges Kennenlernen geschaf-
fen wurde und dass sich ohnehin die Frage stellt,
ob Städtepartnerschaften dieser Ausprägung noch
zeitgemäß seien. Ich würde Sie überzeugen kön-
nen, dass in einer globalisierten und schnellen
Welt Hamburg gut beraten sei, über die bestehen-
den Städtepartnerschaften hinaus zeitlich und the-
matisch determinierte Partnerschaften einzugehen.
Ich würde Sie damit beeindrucken, dass die Freie
und Hansestadt Hamburg eben dies bereits heute
schon tut und es schon diverse Städte gibt, mit de-
nen wir Kooperationen haben und auf der Projekt-
ebene eng zusammenarbeiten. Ich würde Sie  be-
lehren, dass wir auch heute schon mit Israel zu-
sammenarbeiten und es Kooperationen gibt, und
ich würde Sie motivieren, sich mit dem Aus-
schussbericht des Wissenschaftsausschusses zur
Delegationsreise des Senats nach Israel zu befas-
sen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ohnehin würde ich Sie animieren, sich häufiger mit
den Drucksachen dieses Hauses zu befassen, da
es zu diesem Thema zahlreiche gibt und Sie mich
dann nicht mehr für den Erkenntnisgewinn bräuch-
ten.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Und letztlich würde ich Ihnen verständlich machen,
warum wir im Gegensatz zu Ihrem Antrag den Zu-
satzantrag der CDU an den Ausschuss überwei-
sen: da im Petitum nicht lediglich eine Städtepart-
nerschaft gefordert wird, sondern eben eine Inten-
sivierung der Kooperation und der Zusammenar-
beit, über die wir im Ausschuss sprechen können.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRÜNEN und bei Jörg Hamann CDU)

Aber wenn wir ehrlich sind und uns in die Augen
schauen, so unter zwei Pastorentöchtern, ist Ihnen
das doch alles recht egal.

Herr Dr. Wolf, Sie sind Vorsitzender der AfD-Frakti-
on. Sie sind Vorsitzender des Europaausschusses;
Sie leiten diesen. Ich bin Ihr Schriftführer, sitze in
den Sitzungen neben Ihnen und sehe, was Sie
während der Sitzung so treiben. Während man das
chronische Unwissen Ihrer Fraktion nach nunmehr
über vier Jahren sonst mit mangelnder Anwesen-
heit erklären kann, greift diese Begründung in die-
sem Fall nicht. Sie waren doch anwesend, als wir
in aller Ausführlichkeit, nicht zum ersten Mal im
Übrigen, in der vorletzten Sitzung am 9. April über
Städtepartnerschaften gesprochen und die zuvor
genannten Argumente erörtert haben. Das Motiv
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Ihres Antrags ist also nicht sachlich begründet. Es
ist dennoch evident: Sie wollen, diesen Antrag als
Feigenblatt vor sich hertragend, von den massiven
antisemitischen Strömungen und Ausrichtungen Ih-
rer Partei ablenken.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und ver-
einzelt bei der CDU – René Gögge GRÜNE:
So ist es!)

Sie wollen jedes Mal, wenn Sie mit der DNA Ihrer
Partei, nämlich Hass und Ausgrenzung, konfron-
tiert werden, sagen können: Schaut auf diesen An-
trag, so schlimm sind wir nicht. Doch obgleich die-
ses Manöver durchsichtig ist, es wird ohnehin nicht
ausreichen, von den schwerwiegenden Äußerun-
gen Ihrer Parteispitzenfunktionäre abzulenken.
Denn, wie gesagt, es ist Ihre DNA.

(Dirk Nockemann AfD: Dann nennen Sie
doch mal eine antijüdische Argumentation!)

Es gibt doch einen Grund – hören Sie doch zu –,
weshalb der Staat Israel nach wie vor einzig Ihre
Partei in diesem Hause boykottiert, keine Kontakte
unterhält und Sie nicht empfängt.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Und dies aus gutem Grund, wie Sie und ich wis-
sen, wenn wir uns ehrlich machen.

Wenn Sie also eines Tages aufwachen, um ein to-
leranter Mensch zu sein …

(Glocke)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Ilkhanipour, erlauben Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Nockemann?

Danial Ilkhanipour SPD (fortfahrend): Nein, ich
würde das gern zu Ende führen; die Zeit ist knapp.

Wenn Sie also eines Tages aufwachen, um ein to-
leranter Mensch … ein toleranterer Mensch – ich
bekomme das gar nicht über die Lippen – zu sein,
wenn Sie sich für den Antisemitismus und Rassis-
mus Ihrer Partei schämen und dies ernst meinen
– und als Gutmensch habe ich stets Hoffnung, Sie
zu bekehren –,

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRÜNEN)

dann positionieren Sie sich. Dann distanzieren Sie
sich. Aber missbrauchen Sie dieses Haus nicht für
Ihre Show-Anträge.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD, den GRÜ-
NEN und bei Martin Dolzer DIE LINKE)

Und wenn ich an einem 8. Mai, einem denkwürdi-
gen Tag, mit einem Zitat aus dem Talmud schlie-
ßen darf:

"Ba'awon sinat chinam, meriwa Raba betoch
bejto schel adam – viel Streit im Hause des
Menschen entsteht durch grundlosen Hass."

Denken Sie darüber nach. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der
LINKEN)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der Abgeordnete Westenberger für die CDU-
Fraktion.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Die
AfD-Fraktion lädt uns ein in eine Diskussion da-
rüber, ob wir eine Städtepartnerschaft mit einer
Stadt in Israel eingehen, und hat dazu drei Vor-
schläge vorbereitet, welche Stadt wir nehmen
könnten. Sie hat Tel Aviv vorgeschlagen. Tel Aviv
ist bereits Partnerstadt von Frankfurt am Main und
fällt damit möglicherweise aus. Haifa hat die Han-
sestadt Bremen als Partner und fällt damit meines
Erachtens ebenfalls aus. Und dann nehmen wir
einmal Eilat am Roten Meer. Eilat ist, wie Sie in Ih-
rem Antrag beschreiben, ein wichtiger Ort für den
Umsatz von Automobilen und Rohstoffen; richtig.
Es ist das Tor Israels für den Bereich Asien und
den Ostasienhandel, aber schwerlich ausgestattet
für den Handel mit Europa.

(Beifall bei Jörg Hamann und Dennis The-
ring, beide CDU)

Was ist eigentlich, wie auch der Kollege Ilkhani-
pour gerade richtig ausgeführt hat, die wirkliche In-
tention Ihres Antrags? In der Sitzung vom 25. Juni
2015 haben Sie, Herr Dr. Wolf, bereits eine Städte-
partnerschaft mit Rio de Janeiro angeregt. Damals
haben Sie sich auf die Olympischen Spiele bezo-
gen. Wir haben uns intensiv darüber unterhalten,
mit Senatsvertretern und auch wir als Abgeordne-
te, ob wir neben Chicago, Osaka und Schanghai,
Daressalam, Busan und, wie ich seit Neuestem
weiß, auch Groningen überhaupt noch in der Lage
sind, diese Städtepartnerschaften als Bürgerschaft
mit Leben zu füllen. Daraufhin haben Sie von Ih-
rem Begehren Abstand genommen. Ich möchte
einen Satz zitieren aus diesem Protokoll:

"Die CDU-Abgeordneten zeigten sich von
dieser Idee wenig angetan."

Und dabei möchte ich es dann auch erst einmal
belassen.

(Beifall bei Ralf Niedmers CDU und verein-
zelt bei der SPD)

Wir haben hier also einen Antrag von Ihnen, bei
dem Sie eigentlich genau wissen, dass wir als Teil-
zeitparlamentarier, die wir nun einmal sind, und mit
diesem doch eher klein ausgestatteten Senat,
wenn wir andere Bundesländer betrachten, kaum
in der Lage sind, diese Partnerschaften mit Leben

7634 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 98. Sitzung am 8. Mai 2019

(Danial Ilkhanipour)



ausfüllen zu können. Die Hindernisse kennen Sie,
weil Sie auch in der letzten Sitzung des Europa-
ausschusses dieses Thema wieder auf die Agenda
gehoben haben. Sie wissen also ganz genau, dass
es viele Argumente innerhalb dieses Hauses gibt,
die dagegen sprechen, den Antrag heute anzuneh-
men. Und dennoch stellen Sie ihn.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Perfide!)

Das ist meines Erachtens ein taktisches Spiel mit
der Würde dieses Hauses, mit der Würde dieses
Parlaments. Sie haben die eine Möglichkeit: Ent-
weder bekommen Sie heute etwas durch und alle
müssen Ihnen folgen oder aber die sogenannten
Altparteien lehnen Ihr Begehren ab und Sie mögen
sich dann an Ihren Stammtischen und mit Ihrem
Bierkrug in der Hand darüber freuen, dass alle Alt-
parteien … und auch die Würde dieses Hauses ge-
wahrt worden ist.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Da bin ich aber ge-
spannt auf Ihren Antrag!)

Dieses wirklich niedrige taktische Spiel auf Kosten
dieses Parlaments werden wir Ihnen nicht durch-
gehen lassen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Wir werden die Diskussion und die Partnerschaft,
die wir über die Menschen und über die Unterneh-
men in Europa mit Israel haben und die wir in
Deutschland mit vielen Bürgerinnen und Bürgern in
Israel haben, fortsetzen, und wir werden mit Si-
cherheit in einer sehr guten Debatte im Europaaus-
schuss projektbezogene Lösungsansätze finden.
Ich bedanke mich ganz herzlich bei meinem direk-
ten Vorredner, der die Tür dafür schon geöffnet
hat, und bei Carsten Ovens, der mir bei meiner Re-
de geholfen hat; lieben Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRÜ-
NEN und der FDP)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der Abgeordnete Gözay für die GRÜNE Frakti-
on.

Murat Gözay GRÜNE:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann mei-
nen beiden Vorrednern, Herrn Ilkhanipour und
Herrn Westenberger, nur zustimmen. Ich wundere
mich, Herr Wolf, dass Sie als Vorsitzender des
Europaausschusses so einen Antrag in die Bürger-
schaft einreichen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Darf er das nicht?)

Wir haben neun Partnerstädte, von denen zwei
Städtepartnerschaften sehr aktiv sind; die anderen
wollen wir beleben und weiterhin aktiv betreiben.
Das ist unser Ziel. Wir haben in unserem Koaliti-

onsvertrag gesagt, dass wir in dieser Legislaturpe-
riode keine weiteren Städtepartnerschaften einge-
hen wollen.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Das muss für die
Opposition nicht unbedingt maßgeblich
sein!)

– Ich komme dazu.

Sie sind der Vorsitzende des Europaausschusses.
Wir haben am 9. April einen Antrag der FDP-Frak-
tion behandelt, Frau Nicolaysen hatte ihn einge-
bracht, mit den Argumenten des Senats und der
einzelnen Abgeordneten, warum wir keine Städte-
partnerschaften mehr eingehen wollen. Und ich sa-
ge Ihnen auch ganz einfach, warum. Sie schreiben
in Ihrem Antrag, Sie möchten gern eine Städtepart-
nerschaft mit einer israelischen Hafenstadt, und
fordern den Senat auf, Sondierungsgespräche zu
führen. Sie geben drei Bespiele. Sie machen aber
selbst nicht Ihre Hausaufgaben; Sie sagen in unse-
rem Ausschuss nicht, dass Sie die Absicht haben,
eine weitere Städtepartnerschaft einzugehen. Es
geht um das Verfahren. Dieses Verfahren ist nicht
in Ordnung, und es kann nicht richtig sein, dass
Sie diesen Antrag hier in die Bürgerschaft einbrin-
gen. Denn eine Städtepartnerschaft braucht eine
Vorlaufzeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben bereits fünf Städte in Deutschland, die
eine Städtepartnerschaft mit Tel Aviv pflegen. Das-
selbe gilt für Haifa. Sie hätten, und dahin möchte
ich Sie bewegen, vielleicht einmal mit der Bot-
schaft in Berlin Kontakt aufnehmen können. Sie
hätten fragen können, ob es überhaupt die Absicht
gibt vonseiten einer israelischen Stadt, mit uns ei-
ne Partnerschaft einzugehen. Sie haben die Mög-
lichkeit, in den anderen Bundesländern nachzufra-
gen, wie die Kooperation ist. Sie wissen, wir sind
ein Teilzeitparlament. Wir haben nicht die Kapazi-
täten. Der Europaausschuss ist keine Fachbehör-
de, wir müssen aber auch die finanziellen Mittel
eingehen. Sie schreiben, wir sollten bis zum
30. September 2019 einen Bericht des Senats be-
kommen, ob die drei von Ihnen genannten Städte
überhaupt Interesse an einer Städtepartnerschaft
haben. Wie wollen Sie das denn erreichen, wenn
Sie noch nicht einmal Ihre eigenen Hausaufgaben
machen?

Und jetzt kommt der Punkt, an dem wir sagen, so
einen Antrag kann man nicht unterstützen, weil ei-
ne andere Absicht dahintersteckt. Ihre Absicht ist,
mitten in der Europawoche diesen Antrag zu stel-
len und zu schauen, wie die anderen Fraktionen
reagieren. Eine Städtepartnerschaft muss man in-
terfraktionell beantragen. Eine Städtepartnerschaft
sollte eine gewisse Vorlaufzeit haben. Ich bin mir
nicht sicher, aber ich gehe einmal davon aus, dass
Sie das "Hamburg-Haus" in der Negev-Wüste noch
nicht besucht haben, das von unserer Bürgerschaft
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1994 mit knapp einer Million Euro unterstützt wor-
den ist; das wissen Sie wahrscheinlich nicht.

Ich finde, dieses Thema Städtepartnerschaft muss
man sensibel angehen. Wir vergraulen sonst ande-
re Städte, mit denen wir seit langen Jahren gut ko-
operieren und die vielleicht auch die Absicht ha-
ben, mit uns eine Städtepartnerschaft einzugehen.

(Dirk Nockemann AfD: Nicaragua!)

Ich nenne als Beispiel Dubai. Wir haben dort seit
zehn Jahren ein Office. Die Kooperation im Be-
reich Gesundheit läuft sehr gut, unterstützt von der
Handelskammer und auch von der Gesundheitsbe-
hörde. Ich nenne Busan. Wir haben so viele Städ-
te, mit denen wir eine Städtepartnerschaft einge-
hen könnten. Da frage ich mich, warum Sie dieses
Verfahren hier hereinbringen und sagen, wir müss-
ten einfach über diesen Antrag abstimmen – ohne
dass es einen Sinn hat. Dann noch vom Senat zu
erwarten, in drei Monaten Sondierungsgespräche
zu führen, halte ich nicht für richtig.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD und der CDU)

Ich glaube, der Antrag der CDU-Fraktion geht in
die richtige Richtung. Wir wollen die weitere Ko-
operation mit einer Stadt in Israel aufrechterhalten
und wir sind offen dafür – und das ist sehr wich-
tig –, mit anderen Städten eine strategische Part-
nerschaft einzugehen. Ziel darf nicht sein, unbe-
dingt eine weitere Städtepartnerschaft eingehen zu
müssen, wodurch die anderen Städtepartnerschaf-
ten reduziert würden, sondern Ziel muss sein: Ko-
operationen und strategische Partnerschaften mit
allen Städten, die gut zu der Freien und Hanse-
stadt passen und die ihr zugutekommen.

In diesem Sinne sage ich Ihnen jetzt schon einmal:
Den Antrag können wir so nicht annehmen. Den
CDU-Antrag werden wir an den Europaausschuss
überweisen und ich hoffe auf eine rege Diskussi-
on. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der Abgeordnete Dolzer für die Fraktion DIE
LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Dass
die AfD in Anbetracht der direkt oder sekundär an-
tisemitischen Äußerungen und Veröffentlichungen
einer Vielzahl ihrer Funktionärinnen und Funktio-
näre, auch Spitzenfunktionärinnen und Spitzen-
funktionäre, einen Städtepartnerschaftsantrag mit
einer Stadt in Israel einbringt, ist höchst wider-
sprüchlich und irgendwie sehr absurd.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRÜNEN)

Es gibt prominente Vertreterinnen und Vertreter
der AfD wie Herrn Gedeon, Herrn Höcke oder
Herrn Hohmann, die kaum verholen einer antisemi-
tischen

(Dirk Nockemann AfD: Das ist Quatsch, Herr
Dolzer! Das sind keine Führenden! Gedeon
ist kein Führender!)

und geschichtsrevisionistischen Linie folgen. Ande-
rerseits gibt es auch Stimmen wie die von Gau-
land, die gern Partei für Jüdinnen und Juden sowie
insbesondere Israel ergreifen, allerdings trotzdem
eine verquere Position zum Nationalsozialismus
vertreten. Diese Lippenbekenntnisse des Parteier-
greifens erfüllen jedoch erstens die Funktion eines
Feigenblatts, wie auch heute der Antrag, das sig-
nalisieren soll, man gehöre doch irgendwie zu dem
bürgerlich-gesellschaftlichen Diskurs dazu. Ande-
rerseits tragen sie allerlei Projektionen mit und prä-
gen sie. Zum Beispiel die, dass der Staat Israel zu
einer Bastion gegen – ich zitiere – arabische Hor-
den im Nahen Osten zusammenfantasiert wird.
Und so etwas geht nicht.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRÜNEN)

Denn auf diese Weise werden Ressentiments auf
der einen Seite gepflegt, während man zumindest
zeitweise andere Ressentiments suspendiert. Anti-
semitismus gehört wie Rassismus zur völkischen
Denkform und rechte völkisch-deutsch-nationale
Erweckungsbedürfnisse sind ohne diese beiden
Momente kaum denkbar. Der Antisemitismusbe-
auftragte der Bundesregierung, Felix Klein, wirft
der AfD demzufolge zu Recht teilweise antisemiti-
sche und verfassungsfeindliche Positionen vor. Zu-
dem sagt Klein – ich zitiere –:

"Zum Zweiten finde ich, dass die Angriffe
der AfD auf unsere Erinnerungskultur bereits
sekundären Antisemitismus ausgelöst ha-
ben. Sätze wie, dass die zwölf Jahre der na-
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft nur
ein 'Vogelschiss in der deutschen Geschich-
te' wären, das, was Alexander Gauland, der
Fraktionsvorsitzende der AfD, ja geäußert
hat und sich dann hinterher nicht mehr dis-
tanziert hat.

(Zurufe von Dirk Nockemann und Dr. Alex-
ander Wolf, beide AfD)

Oder, wenn Herr Höcke eine erinnerungspo-
litische Wende um 180 Grad fordert, löst das
einen direkten sogenannten Schuldabwehr-
mechanismus aus und eine Schlussstrich-
mentalität, die wirklich gefährlich ist und die
schon wirklich auch an den Grundfesten un-
serer Demokratie rüttelt."

(Beifall bei der LINKEN und bei René Gögge
GRÜNE)
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Das sagt Herr Klein, der Antisemitismusbeauftrag-
te der Bundesregierung. Und er hat recht.

Weiter sagt er:

"Die AfD hat sicher mit dazu beigetragen,
den Antisemitismus salonfähiger zu machen
und Meinungen, die eben über die Gräuel
der Nationalsozialisten und auch über Juden
immer vorhanden waren, jetzt auf einmal of-
fensichtlich akzeptabler werden. Und das ist
hochgefährlich, weil das in die Mitte der Ge-
sellschaft zielt. Und das müssen wir ganz
klar deutlich machen und uns auch ganz
deutlich dagegen verwahren."

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRÜNEN)

Und auch da hat Herr Klein recht.

Der Zentralrat der Juden ist Mitverfasserin einer
Erklärung, eines Schreibens, in dem es heißt:

"Die AfD ist antidemokratisch, menschenver-
achtend und in weiten Teilen rechtsradikal."

Dort wird die AfD als Partei, in der Judenhass und
die Relativierung bis zur Leugnung der Schoah ein
Zuhause haben, charakterisiert. Dann heißt es wei-
ter in der Erklärung, dass die AfD versuche, Musli-
me als Feinde der Juden generalisiert darzustellen.
Man lasse sich – und lässt sich – aber nicht instru-
mentalisieren. Und das ist richtig, und auch wir in
diesem Haus dürfen uns nicht instrumentalisieren
lassen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRÜNEN)

Genau aus diesem Grund lehnen wir den AfD-An-
trag ab.

Die CDU hat es ein bisschen versäumt, finden wir,
in ihrem Zusatzantrag wirklich auf das einzugehen,
was jetzt schon mehrfach gesagt wurde. Wir hatten
eine Debatte über Städtepartnerschaften und da-
rüber, dass dort das Zivilgesellschaftliche, die Ver-
ständigung zwischen den Bevölkerungen das zen-
trale Moment ist. Deshalb werden wir Ihrem Antrag
nicht zustimmen, weil Sie das versäumt und haupt-
sächlich auf Start-up abgehoben haben. Aber wir
wollen diesen Antrag überweisen. Wir wollen im
Ausschuss darüber diskutieren: Kann man eine
Städtepartnerschaft mit einer israelischen Stadt
machen? Sollte man eine Städtepartnerschaft mit
einer israelischen Stadt eingehen und etwa nicht
auch mit einer palästinensischen, wie es 1999
war? Oder ist das historisch, weil sich die Zeiten
verändert haben, nicht mehr adäquat? Darüber
müssen und können wir diskutieren, aber nicht auf
so instrumentelle Weise, sondern ernsthaft. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun die Abgeordnete Nicolaysen für die FDP-Frak-
tion.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wichtige
Punkte sind gesagt worden, insbesondere zu mög-
lichen vertieften Kooperationen mit Israel. Für uns
Freie Demokraten ist das Thema Städtepartner-
schaften sehr wichtig. Das haben wir bereits in
zwei Anträgen deutlich gemacht. Zuletzt hatten wir
eine lebhafte Diskussion im Europaausschuss am
9. April 2019 zu unserem Antrag "Die Städtepart-
nerschaften für Hamburg weiterentwickeln" vom
30. Mai 2018. Leider war der Senat nicht in der La-
ge, uns seine konkreten Ziele zu definieren. Fakt
ist: Der Senat kann noch mehr aus den Städtepart-
nerschaften machen. Es ist kein Geheimnis, dass
manche der neun Städtepartnerschaften vor sich
hin dümpeln, und dafür, dass Hamburg das Tor zur
Welt sein soll, finde ich das sehr bedauerlich.
Hamburg ist eine moderne Stadt. Da sollte es uns
nicht an Ideen fehlen, wie man die bestehenden
Städtepartnerschaften optimal gestaltet.

(Beifall bei der FDP)

Zwei Punkte noch dazu. Erstens: Die bestehenden
neun Partnerschaften sind auf den Prüfstand zu
stellen und gegebenenfalls weiterzuentwickeln.
Zweitens: Über zusätzliche Kooperationen mit wei-
teren Metropolen ist nachzudenken. Dafür ist es
aber notwendig, dass sich der Senat damit be-
fasst. Wir haben mit Santiago de Chile in Südame-
rika in unserem Antrag vom 22. August 2018 einen
konkreten Vorschlag vorgelegt. In Zeiten von Brexit
und internationalen Veränderungen gewinnen
Städtekooperationen tatsächlich an Bedeutung.

Überlegungen zu Sondierungsgesprächen für eine
Partnerschaft in Israel erscheinen sinnvoll, ob Ha-
fenstadt oder nicht. Die Beziehungen zu Israel sind
in jeglicher Hinsicht von großer Bedeutung. Dazu
gehören die Bereiche Wirtschaft, Innovation und
Wissenschaft. Eine verstärkte und ressortübergrei-
fende Zusammenarbeit ist auf vielen Ebenen mög-
lich. Daher ist die Ernennung eines HamburgAm-
bassadors oder die Eröffnung einer dauerhaften
Repräsentanz in Israel zusätzlich in Betracht zu
ziehen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Wir stimmen der Überweisung an den Europaaus-
schuss zu. Wir hoffen, dass sich der Senat dem
Thema Städtepartnerschaften wirklich zielorientier-
ter und ernsthafter widmet,

(Sören Schumacher SPD: Unfassbar! Un-
glaublich!)
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als dies bisher der Fall war. Wir Freie Demokraten
unterstützen den Senat dabei sehr gern. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhält
nun der Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrter
Herr Präsident, sehr verehrte Volksvertreter! Die
AfD meldet eine Debatte an über Städtepartner-
schaft und Sie reden über Antisemitismus – ein
Begriff, erfunden von einem ehemaligen Mitglied
der Hamburgischen Bürgerschaft, der damit sagen
wollte, es sei etwas grundsätzlich anderes als der
alte mittelalterliche christliche Judenhass.

Liebe SPD, wenn hier jemand stünde, der sagte,
die Juden vergiften die Brunnen, bekäme er dann
von Ihnen stehende Ovationen? Sicherlich nicht.
Wenn hier jemand stünde, der sagte, das Existenz-
recht Israels sei infrage zu stellen, gäbe es dann
Jubelarien? Sicherlich nicht. Wenn das aber je-
mand wäre – ich gehe auf Ihre Antisemitismussa-
che ein, ich bin im Augenblick nicht bei den Städte-
partnerschaften –,

(Milan Pein SPD: Musst du aber!)

wenn jetzt dieser Mensch, der von brunnenvergif-
tenden Juden spricht,

(Glocke)

ein mohammedanischer Führer wäre,

(Zurufe von der SPD, den GRÜNEN und der
LINKEN)

ein mohammedanischer Führer, der Mahmud Ab-
bas hieße …

(Glocke)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken! Setzen Sie sich mit der Sache
auseinander und führen Sie nicht Extradebatten.
Vielen Dank.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):* Ich
gehe auf die Argumente der SPD und der LINKEN
ein

(Zurufe von der SPD, den GRÜNEN und der
LINKEN)

und stelle infrage, was für ein Recht Sie haben,
hier Antisemitismus vorzuwerfen.

Ich gebe Ihnen drei Beispiele. Das erste ist die Sa-
che im Europäischen Parlament, wo es stehende
Ovationen gab für Mahmud Abbas nach den zitier-
ten Äußerungen und Martin Schulz von einer inspi-
rierenden Rede sprach. Das zweite hat Herr
Dr. Wolf schon erwähnt,

(Glocke)

und ich will nur ergänzen, dass es von der CDU
und von der LINKEN jeweils eine Stimme gab und
die FDP …

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Sehr geehrter Herr Dr. Flocken! Ich würde ganz
gern das Wort Städtepartnerschaft in Ihrem Rede-
beitrag öfter hören.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Okay. Die Städtepartnerschaft ist natürlich nicht
nur ein Symbol. Ein gutes Beispiel für eine funktio-
nierende Städtepartnerschaft war die Städtepart-
nerschaft mit St. Petersburg, die während des
größten Teils des Kalten Krieges verhindert hat,
dass das Handelsverhältnis mit der Sowjetunion
zusammengebrochen ist. Wenn so etwas hier ge-
schehen könnte, wäre das natürlich eine sinnvolle
Sache, weil es auch heute wieder Tendenzen gibt,
den Handel mit Israel zu unterbinden; ich nenne
hier nur die Boykottinitiative, die von großen Teilen
der LINKEN unterstützt wird.

Dritter Punkt: Der Präsident der Vereinigten Staa-
ten hat unlängst eine Ankündigung seines Vorvor-
vorgängers umgesetzt, die Botschaft der Vereinig-
ten Staaten nach Jerusalem zu verlegen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Da kommt auch
nicht das Wort Städtepartnerschaft drin vor!
Worüber reden Sie eigentlich?)

Einige Staaten sind gefolgt. Deutschland nicht. Im
Gegenteil, Frau Merkel hat auf Rumänien einge-
wirkt, diesen Entschluss rückgängig zu machen.

Also, wir sehen: Hier immer salbungsvolle Worte
für die getöteten Juden, aber für die lebenden Ju-
den gibt es nichts als Ohrfeigen. Und das ist ein
Prinzip von dem Maas bis an die Merkel in ganz
Deutschland. – Vielen Dank.

(Glocke – Gerhard Lein SPD: Das ist doch
ein verkappter Nazi! Nee, nicht verkappt!)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Herr Dr. Flocken,
ich erwarte auch von Ihnen als fraktionslosem Ab-
geordneten, den parlamentarischen Sprachge-
brauch zu nutzen und zum Thema zu sprechen.

Das Wort erhält nun der Abgeordnete Nockemann
für die AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Städtepart-
nerschaften Hamburgs kann man unter verschie-
densten Prämissen sehen. Ich sehe sie jetzt unter
der Voraussetzung, dass man beispielsweise den
Jugendaustausch, den es gibt, noch intensivieren
sollte, damit auch die deutschen Jugendlichen
endlich einmal sehen, unter welchen harten Bedin-
gungen sich der Staat Israel sein Existenzrecht er-
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arbeiten und erkämpfen muss. Deswegen sage
ich, wir sollten unbedingt eine Städtepartnerschaft
mit Israel anstreben; prüfen und anstreben.

(Zuruf von Gerhard Lein SPD)

– Ich würde selbst fahren, Herr Lehrer.

(Gerhard Lein SPD: Oberlehrer!)

– Von mir aus auch Oberlehrer, wenn Sie es selbst
so sehen. Ich habe  genügend  Redezeit. Haupt-
oberlehrer oder SPD-Oberlehrer, passt auch alles.
Volksbelehrer passt noch besser zu Ihnen.

(Beifall bei Dr. Alexander Wolf AfD)

Herr Ilkhanipour, sehr vieles von dem, was Sie ge-
sagt haben, kann natürlich nicht so stehen bleiben.
Das wissen Sie auch. Das war ja auch gar nicht so
gemeint von Ihnen. Deswegen haben Sie mich ja
auch nicht drangenommen, als ich mich angeboten
habe, Ihnen eine Zwischenfrage zu stellen. Das
wollten Sie aus ganz bestimmten Gründen nicht.
Sie haben gesagt, führende Funktionäre der AfD
hätten sich antijüdisch geäußert. Ich wollte Sie fra-
gen: Können Sie einen aus Hamburg benennen?
Das können Sie mit Sicherheit nicht.

(Anna Gallina GRÜNE: Das ist ja eine billige
Ausrede, Herr Nockemann!)

Sie können vielleicht einen Herrn Gedeon benen-
nen, aber ein Herr Gedeon ist kein führendes Mit-
glied der AfD und gegen einen Herrn Gedeon gibt
es auch Ausschlussverfahren, das sollten Sie auch
wissen. Das heißt, diese Äußerung war unredlich
von Ihnen.

(Beifall bei der AfD)

Nun können Sie wieder auf Herrn Höcke kommen,
der hat ja auch ein paar Lieblingsformulierungen
wie die erinnerungspolitische Wende. Das sind
aber auch nicht unsere und es hat nichts mit antijü-
dischen Äußerungen zu tun, es hat etwas mit sei-
ner Auffassung zu tun. Aber das sind doch keine
explizit antijüdischen Äußerungen.

(Dennis Gladiator CDU: Verteidigen Sie jetzt
Herrn Höcke?)

Sie müssen doch einmal lernen zu differenzieren,
Herr Lehrer. Und es war auch die Unwahrheit, Herr
Ilkhanipour – nein, Herr Dolzer ist es, glaube ich,
schon gewesen –, dass sich Herr Gauland angeb-
lich nicht distanziert habe von seinem Vogelschiss-
Zitat. Das hat er. Er hat sich sogar entschuldigt. Er
hat gesagt, da habe er sich im Wort vergriffen.

(Dennis Gladiator CDU: Mehrfach!)

Und ich glaube, es war eine ehrliche Entschuldi-
gung und er hat es auch mehrfach betont.

(Zuruf von Anna Gallina GRÜNE)

– Gehen Sie ans Mikrofon, das dürfen Sie bei mir.
Gehen Sie hin. Machen Sie es. Seien Sie jetzt mal
ein bisschen mutig.

Und, Herr Dolzer: Ups. Gerade aus dem Bereich
der LINKEN weiß man doch, dass dort Antisemitis-
mus so verbreitet ist wie nirgendwo. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Wenn es keine
weiteren Wortmeldungen gibt … Herr Ilkhanipour
möchte noch einmal. Es ist auch genügend Rede-
zeit über.

Danial Ilkhanipour SPD: Weil Sie mich so char-
mant angesprochen haben. Es ist ja schon so,
dass es durchaus nicht irgendwelche Hinterbänkler
sind, sondern es sind Spitzenfunktionäre, Höcke
und so weiter, haben Sie selbst erwähnt. Ich habe
gesagt, dass Sie das wie ein Feigenblatt vor sich
hertragen wollen, um sagen zu können: Nein, die
AfD ist nicht so.

Der springende Punkt ist aber, und nun lassen Sie
uns als Opposition einfach einmal raus, wie Israel
damit umgeht. Es ist doch so: Angenommen, wir
würden jetzt eine parlamentarische Reise nach Is-
rael machen wollen, wie wir es zum Beispiel nach
Schanghai oder Busan gemacht haben. Sie dürf-
ten nicht mit. Sie würden nicht empfangen werden.
Israel möchte Sie nicht, weil sie aus gutem Grund
eine klare Position zu Ihrer Partei haben.

(Beifall bei Anna Gallina GRÜNE)

Da geht es nicht um linke Parteien, sondern da
geht es um Israel ganz konkret. Die wissen, wer
Sie sind und was dahintersteckt. Und deswegen
bringt diese ganze Schönfärberei nichts. Das
durchschaut jeder, ich glaube, sogar Ihre YouTube-
Freunde. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN, der LIN-
KEN und der FDP)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Wenn es jetzt kei-
ne weiteren Wortmeldungen gibt, und das ist der
Fall, kommen wir zu den Abstimmungen.

Wer also möchte nun zunächst die Drucksache
21/17091 an den Europaausschuss überweisen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist diese
Überweisung abgelehnt.

Wer möchte dann einer Überweisung der Drucksa-
che 21/16967 seine Zustimmung geben?

(Zurufe von der SPD, der CDU und den
GRÜNEN)

– Es war eindeutig eine Ablehnung von denen, die
überhaupt die Hände gehoben haben.
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(Zurufe von der SPD, der CDU und den
GRÜNEN)

– Also diese Rückspulmöglichkeit gibt es vielleicht
am Rekorder, aber das gibt es nicht in der Bürger-
schaft.

(Zurufe von der SPD, der CDU und den
GRÜNEN)

– Ja, dafür kann ich leider auch nichts.

(Zurufe von der SPD, der CDU und den
GRÜNEN)

Wir schauen noch einmal nach, ob unsere Gege-
benheiten und Vorschriften das erlauben. – Ich ha-
be erfahren, dass ich die Entscheidung treffen
darf, und ich treffe diese Entscheidung: Wir wieder-
holen und üben das noch einmal. Aber nur einmal,
bitte.

(Zuruf: Wie lange wiederholen wir?)

Noch einmal. Also, es handelt sich um die Druck-
sache 21/17091.

Wer diese Drucksache an den Europaausschuss
überweisen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Wahn-
sinn; das ist ganz knapp überwiesen.

So, und jetzt kommen wir zu der anderen Drucksa-
che, der Drucksache 21/16967.

Wer hier einer Überweisung, auch an den Europa-
ausschuss, zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist dieses Überweisungsbegehren
nicht angenommen.

Dann stimmen wir noch über den AfD-Antrag aus
Drucksache 21/16967 in der Sache ab.

Wer ihm seine Zustimmung geben möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 28, Druck-
sache 21/16977, Antrag der SPD- und GRÜNEN
Fraktion: Angemessene Vergütung für Lehrbeauf-
tragte an den öffentlichen Hamburger Hochschulen
durchsetzen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:
Angemessene Vergütung für Lehrbeauftragte
an den öffentlichen Hamburger Hochschulen
durchsetzen
– Drs 21/16977 –]

Wer wünscht hierzu das Wort? – Herr Dr. Tode er-
hält es für die SPD-Fraktion.

Dr. Sven Tode SPD:* Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Nachdem wir heute
schon mit einer so guten Nachricht angefangen
haben in der Wissenschaftspolitik … Ich freue
mich, Herr Kleibauer, Sie auch zu sehen, und ich
hoffe, Sie werden nie durch einen Unfall aufgehal-
ten. – Also, nachdem wir jetzt die wichtigen Fragen
geklärt haben, die wir klären wollten, freue ich
mich, dass wir eine weitere gute Nachricht haben.
Wir haben ja schon in der letzten Legislaturperiode
damit angefangen, uns über den Code of Conduct
mit den Arbeitsbedingungen an den Universitäten
zu beschäftigen.

(Präsidentin Carola Veit übernimmt den Vor-
sitz.)

Wir haben von hier aus die Initiative gestartet, das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz zu ändern. Das
ist uns glücklicherweise auch gelungen, sodass für
junge Menschen die Arbeitsbedingungen an den
Universitäten dadurch deutlich besser gestaltet
werden konnten.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Antrag, den wir hier vorlegen, ist sozusagen
eine Ausweitung dieser Geschichte, denn wir wol-
len, dass die Pflichtlehre und auch die außercurri-
culare Lehre, die von Lehrbeauftragten geleistet
wird, nicht als unbezahlte Arbeit geleistet wird,
sondern sich gerade die öffentlichen Hochschulen
und Einrichtungen wie überall daran halten, dass
es keine unbezahlten Arbeiten gibt; wir erwarten
deshalb, dass das weiterhin so erfolgt. In diesem
Zusammenhang haben wir in dieser Legislaturperi-
ode mit der Drucksache 21/7386 bereits dafür ge-
sorgt, dass die Obergrenze der Vergütung von
Lehrbeauftragten um 50 Prozent angehoben wird.
Der Senat ist dem nachgekommen und hat eine
Verwaltungsanordnung erlassen, sodass das in
diesen Formen von den Universitäten eigentlich
übernommen werden sollte.

Nun ist das Problem, dass die Universitäten selbst
keine hinreichende Dokumentation ihrer Lehrauf-
träge vorhalten, sodass wir also nicht sicher sind,
ob das auch überall erfolgt. Wer sich in der Wis-
senschaft auskennt, meine Damen und Herren,
weiß, dass viele Nachwuchswissenschaftlerinnen
und Nachwuchswissenschaftler in ihrer wissen-
schaftlichen Vita einen Lehrnachweis brauchen,
wenn sie sich bewerben wollen. Es reicht also
nicht, eine wissenschaftliche Qualifikationsarbeit
zu schreiben wie zum Beispiel eine Masterarbeit
oder eine Promotion, sondern man muss auch
Lehrerfahrung nachweisen. Das führt dazu, dass
viele in der Zwickmühle sind, einerseits lehren zu
wollen, damit sie sich überhaupt bewerben kön-
nen, und andererseits dann aber möglicherweise
dafür nicht bezahlt zu werden. Das ist für uns Sozi-
aldemokraten ein unguter Zustand. Wir erwarten,
dass alle, die entsprechende Arbeit leisten, auch
dafür bezahlt werden.
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(Beifall bei der SPD)

Es ist insofern sehr wichtig, dass wir dies noch ein-
mal bekräftigen. Wir haben das, wie gesagt, schon
2016 eingebracht, der Senat hat 2017 dafür ge-
sorgt, insgesamt haben wir damit schon bei vielen
Hochschulen dafür gesorgt. Es werden aber auch
in vielen kleinen Hochschulen wie zum Beispiel der
Hochschule für Musik und Theater Fächer von
Lehrbeauftragten unterrichtet, ob das im Theater-
bereich ist, im Bereich Musik, in der Lehrerausbil-
dung, weil sie bestimmtes Fachwissen mitbringen
und dies auch sehr nachgefragt wird. Und da kann
es eben nicht sein, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen nicht bezahlt werden.

(Beifall bei Dirk Kienscherf SPD und René
Gögge GRÜNE)

Meine Damen und Herren! Damit wir überhaupt
von Hochschulen sprechen, die wirklich exzellent
sind, erwarten wir Sozialdemokraten, dass die Ar-
beitsbedingungen es auch sind. Denn sonst gibt es
nämlich keine exzellenten Hochschulen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Herr Ovens hat das Wort
für die CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU:* Frau Präsidentin, ganz
herzlichen Dank. – Meine Damen und Herren! Herr
Dr. Tode, wir sind ja grundsätzlich bei Ihnen, wenn
es darum geht, die Vergütung für Lehrbeauftragte
angemessen zu gestalten. Ich wünschte mir nur,
wir hätten das Thema schon ein bisschen eher be-
handelt. Denn es ist ja nicht so, dass wir nicht im
Dezember des vergangenen Jahres im Rahmen
der Haushaltsberatungen mit Drucksache
21/15239 dazu bereits eine Initiative ins Parlament
eingebracht hätten unter dem Titel "Hochschulen
stärken – Vergütung für Lehrbeauftragte anpas-
sen". Sie hielten das damals nicht für nötig und ha-
ben unseren Antrag abgelehnt. Da sehen Sie wie-
der: Die CDU legt vor, Sie laufen hinterher. Das ist
Hochschulpolitik in Hamburg.

(Beifall bei der CDU – Dirk Kienscherf SPD:
War auch handwerklich nicht sauber!)

Wenn wir uns das Thema dann noch einmal etwas
näher im Detail anschauen, Herr Dr. Tode: Bereits
2016 wollte und sollte dieser Senat eine Analyse
über die Menge und den Umfang von Lehrbeauf-
tragten an Hamburgs Hochschulen durchführen.
Im Dezember gab es dann immerhin auch bereits
eine kleine Anpassung. Inwiefern diese Analyse
dafür tatsächlich grundlegend war oder vielleicht
Ihr Wirken in den Behörden, wird uns verschlossen
bleiben; vielleicht wollen Sie das ja noch einmal
näher erläutern. Wir können auf jeden Fall auch
ohne diese umfangreichen Analysen, indem wir
einfach Schriftliche Kleine Anfragen stellen, was

wir sehr gern tun als CDU-Fraktion, sehr schnell
deutlich machen, wie sich die Situation der Lehrbe-
auftragten in Hamburg entwickelt hat. Nehmen wir
nur das Beispiel der Technischen Universität Ham-
burg in Harburg, dann sehen wir: Im Jahr 2016 gab
es 135 Lehrbeauftragte, im Wintersemester
2017/2018 waren es schon 142. Und dieses Spiel
können wir auch auf die anderen Universitäten und
Hochschulen übertragen. Die Zahlen nehmen zu.
Kein Wunder, das Arbeitspensum an den Universi-
täten und Hochschulen in der Lehre nimmt zu, was
grundsätzlich erst einmal erfreulich ist; wir haben
mehr Studentinnen und Studenten an den Hoch-
schulen, das entwickelt sich alles erfreulich.
Gleichzeitig haben wir aber eben nicht genug fest
angestelltes Lehrpersonal, sodass wir zu externen
Lehrbeauftragten greifen müssen.

Das Problem ist ja nun auch nicht ganz neu, denn
seit fast einem Jahrzehnt, das haben wir hier
schon mehrfach diskutiert, also ungefähr seitdem
die SPD in die Regierungsverantwortung zurück-
gekommen ist, seit 2010 gab es keine Anpassung
der Vergütung mehr. Meine Damen und Herren,
auch das ist ein Ergebnis sozialdemokratischer
Hochschulpolitik.

(Beifall bei Ralf Niedmers CDU)

Nur haben die Hochschulen ein Stück weit freie
Hand, können zwischen 17 und 60 Euro die Stun-
de auszahlen. Im Schnitt sind es beispielweise an
der TU in Harburg 39,99 Euro pro Lehrveranstal-
tungsstunde, also pro 45 Minuten. Wir haben Ih-
nen letztes Jahr schon gesagt, wir müssen das
ganze Thema sehr breit diskutieren. Wir brauchen,
nicht nur aufgrund des steigenden Bedarfs,
marktübliche Tarife. Denn sonst, das ist doch klar:
Wir haben auch private Anbieter in Hamburg, und
wenn die besser zahlen als die staatlichen Hoch-
schulen, dann gehen natürlich die hervorragenden
Lehrbeauftragten lieber an die privaten Hoch-
schulen statt an die staatlichen. Und wenn das
dann dazu führt, dass die Qualität der staatlichen
Hochschulen leidet, weil sie durch Ihre Politik nicht
in der Lage sind, ausreichend zu zahlen, lieber
Herr Dr. Tode … Da bin ich bei Ihnen, das ist et-
was, das wir ändern müssen.

Sie sind in Ihrem Antrag hier, wie immer mit sehr
viel Prosa bedacht, sehr vorsichtig in der Formulie-
rung. Sie möchten berichten, aufarbeiten, prüfen
und darauf hinwirken. Ich persönlich hätte mir ge-
wünscht, hier hätte es ein paar klarere Worte ge-
geben, was Sie denn eigentlich tatsächlich genau
erreichen wollen. Nichtsdestotrotz werden wir die-
sem Antrag zustimmen, denn die richtigen Dinge
tun, ist immer der erste Schritt. Wir müssen sie da-
nach nur richtig tun. Aber das habe ich Ihnen ja
vorhin schon gesagt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)
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Präsidentin Carola Veit: Herr Gögge hat nun das
Wort für die GRÜNE Fraktion.

René Gögge GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Vorhin wurde
noch nach den langen Linien der Wissenschafts-
politik gefragt, und voilà, da sind wir wieder: The-
ma Lehrbeauftragte.

Lehrbeauftragte tragen, das wissen wir, ihr um-
fangreiches Wissen aus der Praxis in die Hoch-
schulen unserer Stadt. Sie halten den Alltagsbe-
trieb am Laufen und sind ein wesentlicher Be-
standteil qualitativ hochwertiger Lehre, denn ohne
sie, das ahnen wir, würde es so manches Seminar
gar nicht geben. Sie runden quasi die Arbeit der
Professorinnen und Professoren in der Lehre ab.
Formal gelten sie allerdings als selbstständig und
werden deshalb über Honorarverträge vergütet,
und es ist nicht in der Mehrheit so, aber bei einigen
tatsächlich dann doch, dass auch die Sozialversi-
cherungsbeiträge aus diesem Honorar bestritten
werden müssen. Die Vergütungssätze haben sich
in den letzten zwei Jahren deutlich verbessert,
aber wenn man die wissenschaftliche Kompetenz
und den Zeitaufwand der Lehrbeauftragten be-
trachtet, stellt sich die Frage, ob hier nicht weiteres
Potenzial für Verbesserungen liegt.

Meine Damen und Herren! Wir schätzen die Leis-
tungen der Lehrbeauftragen, denn sie bilden nicht
nur unseren wissenschaftlichen Nachwuchs aus,
sie sind auch unser wissenschaftlicher Nach-
wuchs. Daher muss die Lebens- und Beschäfti-
gungssituation an den Hochschulen attraktiver
werden. Dazu gehört eine angemessene und ge-
rechte Vergütung ebenso wie gute Karriere- und
Entwicklungschancen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Genau deshalb arbeitet Hamburg seit vielen Jah-
ren daran, die Situation der wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter an den Hochschulen
zu verbessern. Gemeinsam mit anderen Ländern
hatte Hamburg eine Bundesratsinitiative gestartet,
die im Jahr 2016 zu vielen Verbesserungen im
Wissenschaftszeitvertragsgesetz geführt hat. Die-
ses Gesetz wird im nächsten Jahr auf der Bundes-
ebene evaluiert. Ganz elementar ist außerdem der
Code of Conduct, der als Leitlinie viele Verbesse-
rungen gerade für die Situation der Lehrbeauftrag-
ten umfasst. Dadurch wurde der Vergütungsrah-
men in dieser Wahlperiode bereits verbessert.
Durch die Anpassung der Verwaltungsanordnung
wurden die maximalen Vergütungssätze um
50 Prozent angehoben; das wissen Sie. Erstmals
existieren aber nicht nur Obergrenzen, sondern
auch Untergrenzen für die Bezahlung von Lehrbe-
auftragten. Das war dringend geboten. Die Hoch-
schulen haben inzwischen reagiert und bezahlen
gemäß Code of Conduct höhere Sätze als zuvor,
denn natürlich ist auch ihnen an fairen und guten

Arbeitsbedingungen für ihre Lehrbeauftragten ge-
legen. Und machen wir uns nichts vor, für einige
Bereiche, das hat Herr Ovens schon erwähnt, ist
ein attraktives Honorar auch ein wichtiger Punkt in
der Konkurrenz mit privaten Bildungseinrichtungen.

Deshalb soll der Senat prüfen, welche Steigerun-
gen in der Bezahlung seit der Erhöhung der Ober-
grenze Ende 2016 genau erreicht wurden, und
wenn nötig werden wir weitere Verbesserungen
wie zum Beispiel die Anhebung der Mindestvergü-
tung anstoßen. Außerdem ist es ein Gebot der
Fairness, dass die Bewertung innerhalb des Ver-
gütungsrahmens künftig noch transparenter darge-
stellt wird. Wir wollen, dass innerhalb des Rah-
mens die konkrete Vergütung nachvollziehbaren
Kriterien folgt. Für uns GRÜNE ist außerdem na-
türlich eine entscheidende Frage, ob unter Gen-
dergesichtspunkten   Schieflagen  bestehen.  Denn
ohne reale Gleichstellung können wir nicht alle Po-
tenziale der Wissenschaftsstadt heben, und das
können wir uns nicht erlauben.

Meine Damen und Herren! Der richtige Weg wurde
2016 eingeschlagen. Wir wollen die Leistungen der
Lehrbeauftragten angemessen entlohnen. Auf die-
sem Kurs bleiben wir und schauen genau hin, wo
Handlungsbedarfe bestehen. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Herr Dolzer hat das Wort
für die Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein
Problem im Wissenschaftsbereich ist die Ausnut-
zung von Lehrbeauftragten und studentischen
Hilfskräften, um die Lehre möglichst billig anbieten
zu können. Teilweise sind es in Bundesländern bis
zu 60 Prozent der Lehre, die von diesen umgesetzt
wird. So darf es nicht weitergehen.

(Beifall bei der LINKEN)

– Da dürft ihr ruhig klatschen.

Die GEW und auch DIE LINKE fordern schon seit
Langem eine Erhöhung der Lehrbeauftragtensätze
und die Schaffung wirklich regulärer Stellen. In der
AG "Code of Conduct" wurde lange diskutiert und
dann die Möglichkeit geschaffen, Lehrbeauftragte
etwas besser zu vergüten. Allerdings führte das in
der Praxis an den Hochschulen zu einem, sagen
wir einmal, relativen Wildwuchs und zu völlig unter-
schiedlicher Bezahlung und vollkommener Pla-
nungsunsicherheit für die Betroffenen. Das ist eine
Situation, die unhaltbar ist. Das haben Sie gese-
hen und versuchen jetzt nachzusteuern. Es muss
aber so nachgesteuert werden, dass eine wirklich
klare Regelung im Sinne der Lehrbeauftragten um-
gesetzt wird. Eine solche wird zumindest von der
Universität, aber auch von anderen Hochschulen
momentan verweigert, weil gesagt wird, es gebe
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unklare Kompetenzen. Ich finde, mit Ihrem Antrag
machen Sie einen ersten Schritt. Sie wollen Hand-
lungsspielräume ausloten und machen erste Vor-
gaben. Allerdings ist das noch nicht so klar und wir
erhoffen uns, dass weitere Schritte folgen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Hoffnung stirbt zuletzt und mühsam ernährt
sich das Eichhörnchen. Von daher: Es ist ein wei-
terer Schritt, aber die reine Evaluation reicht eben
nicht. Wir haben ein Spannungsfeld und ich denke,
das müssen wir betrachten. Die Universität oder
auch andere Hochschulen fallen weiter als nicht
gute Arbeitgeberinnen oder Arbeitgeber auf, unter
anderem, weil sie unterfinanziert sind. Jetzt haben
wir vorhin eine Debatte geführt; die Finanzierung
wird gestärkt. Vielleicht kann das dazu beitragen,
dass wir mit klaren Regelungen dann eine Pla-
nungssicherheit bekommen, würdige Arbeitsbedin-
gungen und dass auch wieder mehr Professorin-
nen und Professoren, Juniorprofessorinnen und
Juniorprofessoren eingestellt werden und wir wirk-
lich gesicherte Arbeitsbedingungen haben und die
Qualität von Forschung und Lehre auch steigern
können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Herr Oetzel für die FDP-
Fraktion bekommt nun das Wort.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob
Sie es gemerkt haben, aber in dieser Debatte re-
den interessanterweise alle Rednerinnen und Red-
ner irgendwie doppelt so schnell.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Sie reden auch
schneller!)

Mittlerweile sind die meisten Aspekte auch ge-
nannt worden und deshalb möchte ich mich nicht
mehr so lang fassen. Ich glaube, wir sind uns alle
einig, dass in diesem Bereich tatsächlich wie in al-
len anderen Bereichen gute Arbeit auch gut be-
zahlt werden muss. Hier haben wir jetzt einen kon-
kreten Aufschlag mit einer Prüfung, die wir dann si-
cherlich, sobald sie erfolgt ist, im Ausschuss für
Wissenschaft und Gleichstellung miteinander be-
sprechen werden. Dass das natürlich kein dickes
Brett ist, zeigt, es wurde schon gesagt, der Code
of Conduct und die Gespräche dazu … Es ist seit
Jahren ein wirklich wichtiges, aber auch schwieri-
ges Thema, bei dem es eben nicht so einfach ist,
dass man einfach irgendwo an einer Stellschraube
dreht. Deshalb sind wir als FDP-Fraktion auf die
Prüfung sehr gespannt. Wie das dann nachher al-
les umgesetzt werden kann, wird sich zeigen. Wir
werden dem Antrag heute zustimmen und freuen
uns dann hinterher auf die Besprechung und Dis-
kussion im Ausschuss. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Gladia-
tor CDU)

Präsidentin Carola Veit: Herr Nockemann hat das
Wort für die AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, Frau Präsidentin! Insbesondere
wegen der zunehmenden Arbeitsverdichtung beim
angestellten wissenschaftlichen Personal im Uni-
versitätsbereich gibt es die Lehrbeauftragen auf
Honorarbasis. Was man diesem Personal teilweise
zumutet, verstieße beim angestellten wissenschaft-
lichen Mitarbeiter zuweilen gegen Vorschriften des
Arbeitsschutzes beziehungsweise der Arbeitszeit-
verordnung. Für gute Arbeit muss es gute Vergü-
tung geben, ist schon immer ein Grundsatz der
AfD gewesen.

(Heiterkeit bei der SPD, den GRÜNEN und
der LINKEN)

– Ich weiß nicht, was Sie daran so witzig finden,
gerade von den LINKEN. Sie laufen ja fast schon
rot an vor Witz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir müssen ver-
hindern …

Jetzt muss ich gleich selbst lachen, Herr Abaci.
Jetzt beruhigen Sie sich mal ein bisschen. Ach, Sie
lachen gar nicht, Sie haben Schnupfen? – Okay.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
müssen verhindern, dass die Lehrbeauftragten an
die Privatuniversitäten abwandern, wie es ja auch
schon an Privatschulen teilweise der Fall ist. Dass
die Prüfung einer weiteren Anhebung der finanziel-
len Untergrenze für Lehrbeauftragte angeregt wird,
damit gehen wir selbstverständlich konform und
unterstützen das Vorhaben. Und gegen eine weite-
re Verbesserung der Arbeitsbedingungen für den
akademischen Nachwuchs hat die AfD selbstver-
ständlich auch nichts. Dass die in Ihrem Antrag in
Rede stehende Verwaltungsanordnung den Hoch-
schulen weiterhin Spielraum bei der Vergütung von
Lehrbeauftragten lässt, versteht sich natürlich von
selbst und trägt der Hochschulautonomie Rech-
nung. Wenn es aber in Ihrem Antrag in der Be-
gründung weiter heißt – und jetzt zitiere ich einmal
wörtlich –,

"in geeigneter Weise unter Berücksichtigung
der Hochschulautonomie, sollte darauf hin-
gewirkt werden, dass den Inhalten und An-
forderungen nach gleiche Lehraufträge, die
durch verschiedene Lehrbeauftragte wahr-
genommen werden, auch vergleichbar ver-
gütet werden",

dann kann das doch nur bedeuten, dass das der-
zeit definitiv nicht der Fall ist und auch in gravie-
renden Fällen nicht gegeben ist. Dabei gilt die frag-
liche Verwaltungsanordnung bereits seit Dezem-
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ber 2016 und in diesen beiden Jahren gab es für
die Hochschulen sozusagen ein Schweben im luft-
leeren Raum. Warum hat denn die Behörde, die
diese Verwaltungsanordnung erlassen hat, bislang
keine entsprechenden Kriterien vorgegeben? Das
ist doch alles kein Neuland und auch die Hoch-
schulautonomie steht dem doch nicht entgegen.

Das Gleiche gilt auch für folgende Komplexe, die
Sie in Ihrer Begründung formuliert haben: Es soll
evaluiert werden, wie die Verwaltungsanordnung

"[…] weiterentwickelt werden kann, sodass
die Vergütung für Lehraufträge in den
Spannbreiten der Unter- und Obergrenzen
nachvollziehbarer nach qualitativen Kriterien
im Sinne von Rahmenvorgaben erfolgen
kann[…]."

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese
nachvollziehbaren Kriterien hätten doch eigentlich
im Rahmen des Erlasses der Verwaltungsanord-
nung mit auf den Weg gegeben werden müssen
und nicht erst zwei Jahre später. Das ist doch ein
Versäumnis der Behörde. Eigentlich müsste die
Behörde das von sich selbst aus korrigieren. Scha-
de, dass es dazu noch eines Antrags von SPD und
GRÜNEN bedarf.

Wenn Sie jetzt erst, also gewissermaßen zwei Jah-
re zu spät, darauf hinwirken wollen, dass die Hoch-
schulen die Vergabe und die Vergütung von Lehr-
aufträgen regelmäßig und nachvollziehbar doku-
mentieren sollen, dann entspricht das kaum den
allgemeingültigen Verwaltungsgrundsätzen. Dass
man so etwas nachvollziehbar macht, dass man
diese Ausschreibungen, diese Vergaben auch do-
kumentiert, das ist doch Verwaltungseinmaleins.
Und wenn ich das von vornherein klipp und klar
vorgebe, dann berührt das auch nicht die Hoch-
schulautonomie. Warum dauert das bei Ihnen so
lange, dass Sie mit diesen Dingen rüberkommen?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ihr An-
trag macht deutlich, dass es in diesem eben aufge-
arbeiteten Bereich erhebliche Defizite gibt. Diese
Defizite müssen jetzt aber zeitnah abgebaut wer-
den und deswegen stimmen wir Ihrem Antrag von
SPD und GRÜNEN zu. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Carola Veit: Wird das Wort noch ge-
wünscht zu diesem Antrag, meine Damen und Her-
ren? – Das ist nicht der Fall. Dann können wir über
ihn abstimmen.

Ich frage Sie, wer der Drucksache seine Zu-
stimmung geben möchte. – Die Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Das ist dann einstimmig so be-
schlossen.

Punkt 29 unserer Tagesordnung, Antrag der SPD-

und GRÜNEN Fraktion: Für ein gerechtes Ham-
burg – Share Deals erschweren und Vorkaufsrech-
te stärken.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:
Für ein gerechtes Hamburg – Share Deals er-
schweren und Vorkaufsrechte stärken
– Drs 21/16978 –]

[Antrag der FDP-Fraktion:
Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer für
selbst genutzte Wohnimmobilien einführen
– Drs 21/17090 –]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Grunderwerbsteuerpflicht in Deutschland
Hier: Umgehungstatbestand zur Heranziehung
durch Share Deals
– Drs 21/17093 –]

Hier haben wir Zusatzanträge der FDP und der
LINKEN.

Die Fraktionen sind übereingekommen, dass die
Debatte entfällt, sodass wir direkt zu den Ab-
stimmungen kommen können.

Ich frage Sie zunächst, wer die Ausgangsdrucksa-
che, den Antrag der SPD und der GRÜNEN, feder-
führend an den Haushaltsausschuss, mitberatend
an den Stadtentwicklungsausschuss überweisen
möchte. – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Dann ist dieses Überweisungsbegehren abgelehnt.

Ich frage Sie, wer den LINKEN-Antrag ebenfalls fe-
derführend an den Haushaltsausschuss, mitbera-
tend an den Stadtentwicklungsausschuss überwei-
sen möchte. – Auch hier Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Auch hier ist das Überweisungsbegehren
dann gescheitert.

Wir stimmen in der Sache ab und starten jetzt aber
mit dem FDP-Antrag, der nicht überwiesen werden
sollte.

Wer möchte ihm seine Zustimmung geben? – Wer
nicht? – Wer enthält sich? – Dann ist der Antrag
ohne Mehrheit geblieben.

Wir kommen zum Antrag der LINKEN.

Wer schließt sich diesem Antrag an? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dann hat auch dieser
Antrag keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zum gemeinsamen Antrag von SPD
und GRÜNEN. Hier gibt es den Wunsch der CDU-
Fraktion auf separate Abstimmung der Ziffer 2.

Ich frage Sie also, wer zunächst den Ziffern 1, 3
und 4 zustimmen möchte. – Wer möchte das
nicht? – Wer enthält sich? – Dann war das bei eini-
gen Enthaltungen einstimmig.
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Und wer stimmt dann noch Ziffer 2 zu? – Noch ein-
mal die Gegenprobe. – Und die Enthaltungen? –
Dann ist Ziffer 2 mit Mehrheit so beschlossen wor-
den.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 30, Antrag
der Fraktionen der SPD und der GRÜNEN: Ham-
burg sagt Ja zu einem starken, sozialen und ge-
rechten Europa und wird Gastgeberin für die Euro-
pean Social Service Conference.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:
Hamburg sagt Ja zu einem starken, sozialen
und gerechten Europa und wird Gastgeberin
für die European Social Service Conference
– Drs 21/16979 –]

Das ist eine Kurzdebatte. Wir haben also zwei Mi-
nuten Redezeit pro Rednerin oder Redner. Wer
wünscht das Wort? – Herr Ilkhanipour, Sie haben
es.

Danial Ilkhanipour SPD: Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Am 26. Mai
wählen wir in Deutschland das Europaparlament,
und die meisten von uns eint, dass wir für ein star-
kes Europa kämpfen. Wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten treten zudem für ein sozia-
les Europa ein. Für uns ist die Europäische Union
nicht nur ein reines Wirtschaftsprojekt, das durch
wirtschaftliche Verflechtungen und Zusammenar-
beit uns alle stärkt, wir sind vielmehr zutiefst davon
überzeugt, dass für einen langfristigen inneren
Frieden Europas wir ein soziales und gerechtes
Europa schaffen müssen und werden. Ein Europa
für alle Generationen, in dem jeder Mensch das
Recht hat, in Würde zu leben und alt zu werden.
Bezahlbarer Wohnraum, gute Pflege- und Gesund-
heitsvorsorge, gute öffentliche Infrastruktur, le-
benslange Bildung. Ein Europa ohne Kinderarmut,
ein Europa mit fairen Mindestlöhnen, die nicht in
Armut führen. Europa ist die Antwort auf die drän-
genden sozialen Fragen unserer Zeit, und nicht al-
lein die Nationalstaaten.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Und Hamburg profitiert wie kaum ein anderes Bun-
desland von Europa und dem Europäischen Bin-
nenmarkt. Über den Europäischen Sozialfonds
wird dafür gesorgt, dass auch denen geholfen wer-
den kann, für die sich die Hoffnungen auf ein bes-
seres Leben und Arbeit in einem anderen EU-Mit-
gliedsland nicht erfüllt haben. Wir stehen in Ham-
burg mit einer Vielzahl an sozialen Programmen
und Initiativen wie kaum eine andere europäische
Stadt vorbildlich für diesen Gedanken des sozialen
Ausgleichs. Gerade im Bereich der sozialen Politik

liegen Erfahrungen und das Know-how vor Ort, ein
Austausch und eine Vernetzung der unterschiedli-
chen Ebenen ist daher obligatorisch. Wir ersuchen
daher den Senat, sich dafür einzusetzen, dass die
28. European Social Service Conference in Ham-
burg stattfindet.

Die ESSC in Hamburg auszurichten, ist eine Chan-
ce, voneinander zu lernen und den sozialen Ge-
danken, den wir in Hamburg haben und leben,
noch stärker in Europa zu verankern.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Da die ESSC während der deutschen EU-Ratsprä-
sidentschaft 2020 stattfinden soll, ist es zudem ei-
ne große Chance, für unsere hamburgische Idee
von einem sozialen Zusammenleben zu werben.
Heute legen wir den Grundstein dafür. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Westenberger für die CDU-Fraktion.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrte Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Be-
sondere an der ESSC ist, dass nicht Akteure wie
Gewerkschaften auf der einen Seite oder beispiels-
weise im Wirtschaftsbereich Unternehmensverbän-
de auf der anderen Seite, die sich national oder in-
ternational organisieren, zusammenkommen, son-
dern bei der Veranstaltung kommen tatsächlich ho-
heitliche Träger zusammen. Und das macht die
Sache besonders. Wer sich einmal das letzte Pro-
gramm angesehen hat, wird feststellen, dass bei-
spielsweise in Finnland, Rumänien, Belgien, Spa-
nien, insbesondere im Süden von Spanien, eine
Vielzahl von sozialen Trägern, die bei der Daseins-
vorsorge hoheitliche Aufgaben übernehmen und
sowohl im Bereich der Kommunen als auch im Be-
reich der Bezirksregierungen oder Landkreise tätig
sind, sich dort organisieren und austauschen.

Für uns ist das ein sehr klar gelebter europäischer
Gedanke im Bereich der Sozialstaatspolitik und ei-
gentlich auch Ausdruck des Subsidiaritätsprinzips
unseres gemeinschaftlichen Maastrichter Vertra-
ges. Und sollte es uns gelingen, im Rahmen der
EU-Ratspräsidentschaft diese Veranstaltung nach
Hamburg zu bekommen, wären wir nicht nur glück-
lich, sondern werden diesem Antrag jetzt auch so
zustimmen. – Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der SPD
und bei René Gögge GRÜNE)

Präsidentin Carola Veit: Frau Engels hat das
Wort für die GRÜNE Fraktion.
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Mareike Engels GRÜNE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir GRÜNE sind der festen
Überzeugung, nur ein soziales Europa ist ein star-
kes Europa.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

In der EU sollten alle Menschen ein würdevolles
Leben führen können. Deshalb ist die Bekämpfung
von Armut, sozialer Ausgrenzung und Diskriminie-
rung so wichtig. Wir GRÜNE wollen daher ein
Europa der Gerechtigkeit. Wir wollen dafür sorgen,
dass es eine Angleichung der Lebensbedingungen
gibt und so mehr sozialen Zusammenhalt unter al-
len Europäerinnen und Europäern entstehen las-
sen. Wir wollen soziale Mindeststandards und Min-
destlöhne in allen Staaten der EU. Verlässliche so-
ziale Rechte sind die Voraussetzung dafür, dass
Binnenmarkt und Währungsunion auch im Interes-
se der Menschen wirken können. Deswegen wol-
len wir die Sozialunion vertiefen, denn wir sind der
festen Überzeugung, dass wir die Herausforderun-
gen unserer Zeit nur mit mehr Europa und mit ver-
besserter europäischer Integration bewältigen kön-
nen als mit nationalen Alleingängen.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Praktisch ist es wichtig, den fachlichen Austausch
zu fördern, und deswegen setzen wir uns dafür
ein, dass die European Social Service Conference
in Hamburg stattfinden soll.

Sozialpolitik ist in erster Linie direkt vor Ort, in den
Kommunen sicht- und spürbar, gemacht wird sie
aber von vielen verschiedenen Akteurinnen und
Akteuren sowie auf unterschiedlichsten Ebenen.
Im Rahmen dieser Konferenz kommen Menschen
aus Politik und Verwaltung aller staatlichen Ebe-
nen mit Expertinnen und Experten, Vertreterinnen
und Vertretern der Wohlfahrtspflege aus der ge-
samten EU zusammen. Das macht die Konferenz
europaweit einzigartig.

Am 1. Juli 2020 übernimmt Deutschland die EU-
Ratspräsidentschaft. In diesem Rahmen gilt es,
sich dafür einzusetzen, die Konferenz nach Ham-
burg zu holen. Ich finde, eine europäische Sozial-
konferenz stünde Hamburg sehr gut zu Gesicht.
Hamburg könnte sich so sehr konkret für ein sozia-
les Europa und damit für ein starkes Europa ein-
setzen. – Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Frau Özdemir hat das
Wort für die Fraktion DIE LINKE.

Cansu Özdemir DIE LINKE:* Vielen Dank. – Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Wir würden
heute eigentlich gern mit Ihnen einmal über ein

Hamburger Bündnis gegen Armut sprechen und
nicht nur über eine Konferenz. Wir glauben, dass
das ein Schaufensterantrag ist. In jeder Bürger-
schaftssitzung versuchen wir, mit Ihnen über Maß-
nahmen gegen die soziale Spaltung in der Stadt,
für die Armutsbekämpfung in der Stadt zu spre-
chen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das haben wir schon
eine Menge! – Sören Schumacher SPD: Das
ist nicht das Thema heute!)

Schon an Ihrer jetzigen Reaktion merkt man, dass
einfach keine Bereitschaft da ist. Dass man da-
rüber spricht, ist die eine Sache, aber in Hamburg
gibt es einen Lebenslagenbericht, wir haben in
Hamburg ein Sozialmonitoring. Es ist klar, wie die
Bedarfslagen in den Bezirken, in den Stadtteilen
sind. Von daher verstehe ich auch nicht, warum
Hamburg unbedingt prädestiniert sein soll für die
Durchführung einer solchen Konferenz.

(Dirk Kienscherf SPD: Weil wir viel machen!
Weil wir viel machen!)

Wir haben seit Jahren Menschen, die in Armut le-
ben.

(Zuruf von Kazim Abaci)

– Herr Abaci, es geht darum, konkrete Maßnah-
men zu ergreifen und die Armut zu bekämpfen und
nicht Schaufensteranträge zu stellen,

(Beifall bei der LINKEN)

weil der Europawahlkampf vor der Tür steht.

(Zuruf)

– Doch. Es hat auch etwas mit Europa zu tun.
Dann lesen Sie den Antrag erst einmal.

Wir haben konkret vor allem von den sozialen Ak-
teurinnen und Akteuren vorgelegte Maßnahmen
und Konzepte gegen eine zunehmende soziale
Spaltung und auch für mehr Teilhabe von allen
Hamburgerinnen und Hamburgern, vor allem die
Thematik Armut während der Rente, vor allem die
Menschen, die in der Rente sind, die nicht damit
auskommen, sondern einen Großteil für die Miete
zahlen müssen. Das sind alles Themen, über die
wir in einem Hamburger Bündnis doch gern spre-
chen können.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben die Situation, dass für die Menschen vor
Ort erfahrbar ist, zum Beispiel in der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit oder der Jugendsozialar-
beit, die geschlossen werden,

(Dirk Kienscherf SPD: Wo wird denn die Ju-
gendarbeit geschlossen? Das ist doch Blöd-
sinn, was Sie da erzählen!)

dass eine wachsende Nachfrage da ist und natür-
lich auch die Menschen darüber sprechen möchten
und Maßnahmen ergreifen möchten. Wenn Sie es
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wirklich so ernst meinen, dann können Sie in der
nächsten Bürgerschaftssitzung konstruktiv mit uns
über unseren Antrag und unsere Vorschläge und
Maßnahmen diskutieren, um die soziale Spaltung
in der Stadt zu bekämpfen. Wir werden uns hier
enthalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Frau Nicolaysen be-
kommt das Wort für die FDP-Fraktion.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! In dem hier
vorliegenden Antrag wird aufgeführt, dass Europa
vor Herausforderungen steht und dass die Euro-
päische Union zu wenig unternimmt, um die alltäg-
lichen Sorgen und Nöte der Menschen zu lindern.
Zunächst einmal herzlichen Glückwunsch, dass
Sie zu dieser Erkenntnis gelangt sind. Dem können
wir nur zustimmen. Wir Freie Demokraten gehen
aber noch weiter. Europa braucht nämlich viel
mehr. Wir brauchen neue Impulse, mehr Bürgernä-
he, mehr Bürgerdialoge. Das muss vor Ort hier in
Hamburg geschehen, und zwar zu den verschie-
densten Themenbereichen, von Wirtschaft über
Wissenschaft bis hin zu Sozialpolitik, denn es ist
offensichtlich, dass sich etwas verändern muss.

(Dr. Monika Schaal SPD: Was denn?)

Wir können und müssen Europa stärker machen,
indem wir Schwächen beheben hin zu mehr Bür-
gerbeteiligung.

(Beifall bei der FDP)

Lassen wir die Bürger doch mitentscheiden. Dazu
kann durchaus der Austausch mit Praktikern, Poli-
tikern und Wissenschaftlern in der European Social
Service Conference beitragen. Diese Plattform
könnte in der Tat etwas bewegen. Wir sehen es als
unterstützenswert an, wenn die zahlreichen Akteu-
re aus dem Sozialbereich zu einem Treffen mit
europäischer Reichweite in Hamburg zusammen-
kommen könnten. Das hätte auch für unsere Stadt
nur Vorteile. Aus diesem Grund werden wir diesem
Antrag zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Herr Dr. Wolf bekommt
das Wort für die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Hamburg sagt
Ja zu einem starken, sozialen und gerechten Euro-
pa. Das hört sich toll an. Wer könnte da Nein sa-
gen?

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Ja, ihr!)

Natürlich niemand, wenn man es sich so allein an-
sieht. Doch schauen wir genauer hin. Geht es hier
um einen Austausch zu sinnvollen Maßnahmen,
die auf Subsidiarität und Stärkung der regionalen
Wirtschaftsbeziehungen abzielen und den sozialen
Schutz als Folge florierender Handelsbeziehungen
für die Menschen in der EU sicherstellen? In der
Antragsbegründung zu diesem Antrag, diesen
Kongress nach Hamburg zu holen, wird ausdrück-
lich auf Macrons EU-Sozialkonzeption verwiesen.
Das verheißt nichts Gutes. Und wenn dann Ham-
burg als Gastgeber einer Konferenz sich in beson-
derer Weise mit diesen Vergemeinschaftungskon-
zeptionen identifizieren oder sogar schmücken soll,
dann besteht hier erst einmal Erklärungs- und Auf-
klärungsbedarf. Denn da sorgen wir uns als Partei
der Steuerzahler,

(Heiterkeit bei der SPD – Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP: Ach, das seid
ihr auch noch?)

ob dahinter nicht die üblichen Vergemeinschaf-
tungs- und Schuldenübernahmeabsichten stecken,

(Zurufe)

bei denen am Ende der deutsche Steuerzahler
wieder die Zeche zahlt und das Ganze einmal wie-
der hinter wohlklingenden Worten versteckt ist; er-
folgreiches Framing von Links.

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)

Wir stimmen daher der Überweisung des Antrags
an den Fachausschuss zu, werden uns in der Sa-
che aber heute zunächst enthalten, bis wir uns zu-
nächst hoffentlich im Ausschuss gemeinsam ein
näheres Bild gemacht haben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Daniel Oetzel FDP:
Überweisung ist gar nicht beantragt!)

Präsidentin Carola Veit: Dann können wir zur Ab-
stimmung kommen, wenn es keine weiteren Wort-
meldungen gibt.

Und ich frage Sie, wer dem Antrag seine Zu-
stimmung geben möchte. – Wer lehnt ihn ab? –
Gibt es Enthaltungen? – Dann ist der Antrag mit
Mehrheit so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 2 unserer Tagesordnung,
das sind die Berichte des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 21/16919 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 21/16920 –]
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Ich starte mit dem Bericht 21/16919.

Wer möchte sich hier zunächst der Empfehlung zur
Eingabe 873/19 anschließen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Das war dann mehrheitlich so be-
schlossen.

Wer möchte dann der Empfehlung zur Eingabe
811/19 folgen? – Auch hier die Gegenprobe. – Und
die Enthaltungen? – Das war dann einstimmig.

Wer schließt sich den Empfehlungen zu den übri-
gen Eingaben an? – Wer nicht? – Enthaltungen? –
Dann ist das so einstimmig beschlossen worden.

Zum Bericht 21/16920.

Wer möchte sich hier zunächst den Empfehlungen
zu den Eingaben 562, 707, 728 und 743, alle aus
2019, anschließen? – Wer nicht? – Wer enthält
sich? – Dann ist das mit größerer Mehrheit so be-
schlossen worden.

Wir haben noch über die Eingaben 32, 33, 430,
717, 726, 764 sowie 777, alle aus 2019, abzu-
stimmen.

Ich frage Sie, wer hier den Empfehlungen des Ein-
gabenausschusses folgt. – Wer möchte das
nicht? – Gibt es Enthaltungen? – Dann haben wir
das bei einigen Enthaltungen einstimmig so be-
schlossen.

Und ich frage Sie, wer sich den Empfehlungen zu
den übrigen Eingaben anschließt. – Noch einmal
die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann haben
wir auch das einstimmig so beschlossen.

Die

Sammelübersicht***

haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir die unter A aufgeführten
Drucksachen zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Überweisungsbegehren unter B
zu? – Wer ist dagegen? – Gibt es Enthaltungen? –
Dann haben wir das alles einstimmig so überwie-
sen.

Punkt 3 unserer Tagesordnung, Große Anfrage
der Fraktion DIE LINKE: Gebührenerhöhung für öf-
fentlich-rechtliche Unterbringung – Läuft wirklich al-
les so rund, wie der Senat meint?

[Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Gebührenerhöhung für öffentlich-rechtliche
Unterbringung (II) – Läuft wirklich alles so
rund, wie der Senat meint?
– Drs 21/16551 –]

Die Fraktion DIE LINKE möchte die Drucksache an
den Sozialausschuss überweisen.

Wer möchte das auch? – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Dann ist das Überweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich frage Sie, ob Besprechung beantragt wird. –
Wird das unterstützt? – Das ist dann ausreichend,
und wir sehen die Besprechung für die nächste Sit-
zung vor.

Punkt 4: Nicht verwendete Ladestationen, Große
Anfrage der AfD-Fraktion.

[Große Anfrage der AfD-Fraktion:
Nicht verwendete Ladestationen
– Drs 21/16592 –]

Die AfD-Fraktion möchte die Anfrage im Verkehrs-
ausschuss beraten.

Wer möchte das auch? – Wer nicht? – Enthaltun-
gen? – Dann ist auch dieses Überweisungsbegeh-
ren abgelehnt.

Und ich frage auch hier, ob Besprechung bean-
tragt wird. – Wird das unterstützt? – Das ist dann
aber kein Drittel der anwesenden Abgeordneten,
und die erforderliche Mehrheit ist nicht zustande
gekommen.

Punkt 5, Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Wohnungspolitik für Benachteiligte in Hamburg.

[Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Wohnungspolitik für Benachteiligte in Hamburg
(II)
– Drs 21/16620 –]

Diese Drucksache möchte die Fraktion DIE LINKE
federführend an den Ausschuss für Soziales, Ar-
beit und Integration, mitberatend an den Stadtent-
wicklungsausschuss überweisen.

Wer folgt hier dem Überweisungsbegehren? – Wer
nicht? – Enthaltungen? – Dann ist auch dieses
Überweisungsbegehren abgelehnt.

Auch hier die Frage, ob Besprechung beantragt
wird. – Wird das unterstützt? – Das ist dann ein
Drittel, und wir sehen die Besprechung für die
nächste Sitzung vor.

Punkt 19, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Gesund-
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heit an Schulen umfassend und ganzheitlich för-
dern.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Gesundheit an Schulen umfassend und ganz-
heitlich fördern
– Drs 21/16966 –]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Hamburg soll sich am Modellprojekt "Schulge-
sundheitsfachkräfte" beteiligen
– Drs 21/17092 –]

Hierzu liegt ein Antrag der CDU-Fraktion vor. Bei-
de Drucksachen möchte die CDU-Fraktion an den
Schulausschuss überweisen. Die Fraktion DIE LIN-
KE möchte nur den Hauptantrag überweisen.

Gibt es noch Klärungsbedarf? Wir haben hier die
Frage, ob die Besprechungsunterstützung bei
TOP 5 bei der Wohnungspolitik ausreichend war.
Ist das so? TOP 4. Da habe ich wahrgenommen,
dass das unterstützt wurde von der CDU-Fraktion.
Das können dann rechnerisch nicht mehr als
35 Abgeordnete sein, selbst wenn sie alle da wä-
ren, und sie sind nicht alle da. Wir brauchen ein
Drittel der anwesenden Abgeordneten. Gut, das
Ergebnis wird nicht angezweifelt.

Dann kommen wir zurück zu Punkt 19, das ist der
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Gesundheit an
Schulen umfassend und ganzheitlich fördern, mit
einem Zusatzantrag der CDU-Fraktion. Die CDU-
Fraktion möchte beide Drucksachen an den Schul-
ausschuss überweisen, die Fraktion DIE LINKE
nur den Hauptantrag.

Ich frage Sie zunächst nach dem Ursprungsantrag
der Fraktion DIE LINKE.

Wer möchte diese Drucksache an den Schulaus-
schuss überweisen? – Die Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Das waren Gegenstimmen, dann haben
wir das mit größerer Mehrheit so an den Schulaus-
schuss überwiesen.

Und ich frage Sie, wer den Zusatzantrag ebenfalls
an den Schulausschuss überweisen möchte. –
Auch hier die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
war dann einstimmig.

Nun kommen wir zum TOP 21, Antrag der CDU-
Fraktion: Bezirke stärken – Weisungs- und Evoka-
tionsrecht des Senats einschränken.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Bezirke stärken – Weisungs- und Evokations-
recht des Senats einschränken
– Drs 21/16968 –]

Die CDU-Fraktion möchte die Drucksache im Ver-
fassungs- und Bezirksausschuss beraten.

Wer möchte das auch? – Wer möchte das nicht? –
Und die Enthaltungen? – Dann ist das Überwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer möchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann
hat der Antrag keine Mehrheit gefunden.

Punkt 22, ebenfalls ein Antrag der CDU-Fraktion:
Keine langen Warteschlangen vor Hamburgs Re-
cyclinghöfen: Öffnungszeiten an Samstagen ver-
längern.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Keine langen Warteschlangen vor Hamburgs
Recyclinghöfen: Öffnungszeiten an Samstagen
verlängern
– Drs 21/16969 –]

Wer möchte den Antrag gern beschließen? – Wer
stimmt dagegen? – Und die Enthaltungen? – Dann
ist dieser Antrag abgelehnt worden.

Der nächste Antrag der CDU-Fraktion findet sich
unter Punkt 23 wieder, er heißt: Damit die Integrati-
on gelingt – Senat soll Sprachdiplom AvM-Dual
verpflichtend machen und schwachen Schülern
Verlängerung ermöglichen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Damit die Integration gelingt – Senat soll
Sprachdiplom AvM-Dual verpflichtend machen
und schwachen Schülern Verlängerung ermög-
lichen
– Drs 21/16970 –]

Vonseiten der FDP-Fraktion haben wir einen An-
trag auf Überweisung an den Ausschuss für Sozia-
les, Arbeit und Integration.

Wer möchte dahin überweisen? – Wer stimmt ge-
gen das Überweisungsbegehren? – Und die Ent-
haltungen? – Dann ist das Überweisungsbegehren
abgelehnt.

Und ich frage Sie in der Sache.

Wer möchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann
ist der Antrag abgelehnt.

Punkt 25, ebenfalls ein Antrag der CDU-Fraktion:
Damit die Integration gelingt – Veranstaltungen zu
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Werten und Normen als Orientierungshilfe für
Flüchtlinge wieder ausweiten.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Damit die Integration gelingt – Veranstaltungen
zu Werten und Normen als Orientierungshilfe
für Flüchtlinge wieder ausweiten
– Drs 21/16973 –]

Wird das Wort gewünscht? Es schien mir jetzt so.
Wir haben alle noch Redezeit. Gut, dann fahren wir
fort in der Abstimmung.

Die AfD-Fraktion hat die Überweisung an den Aus-
schuss für Soziales, Arbeit und Integration bean-
tragt.

Wer möchte dorthin überweisen? – Wer ist gegen
das Überweisungsbegehren? – Gibt es Enthaltun-
gen? – Dann ist das Überweisungsbegehren abge-
lehnt.

Ich frage in der Sache.

Wer möchte dem CDU-Antrag aus Drucksache
21/16973 seine Zustimmung geben? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dann hat der Antrag kei-
ne Mehrheit gefunden.

Punkt 26, Antrag der CDU-Fraktion: Erhalt des
Baumbestands auf öffentlichem Grund.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Erhalt des Baumbestands auf öffentlichem
Grund
– Drs 21/16974 –]

Hier möchte die antragstellende Fraktion selbst ih-
re Drucksache an den Ausschuss für Umwelt und
Energie überweisen.

Wer möchte das auch? – Wer möchte das nicht? –
Gibt es Enthaltungen? – Damit ist das Überwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Ich würde Sie gern fragen, wer dem CDU-Frakti-
onsantrag, Erhalt des Baumbestands auf öffentli-
chem Grund, aus Drucksache 21/16974 seine Zu-
stimmung geben möchte. – Und die Gegenpro-

be. – Gibt es Enthaltungen? – Dann ist der Antrag
mit größerer Mehrheit abgelehnt worden.

Wir kommen zu Punkt 27, dem letzten CDU-An-
trag: Wasserspender – Naherholungsgebiete at-
traktiver machen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Wasserspender – Naherholungsgebiete attrak-
tiver machen
– Drs 21/16975 –]

Können wir uns noch einmal ein bisschen konzen-
trieren für drei Minuten oder vier vielleicht?

Wer möchte den Antrag beschließen? – Wer
nicht? – Enthaltungen? – Dann ist er abgelehnt.

Letzter Punkt unserer heutigen Tagesordnung
– dann sind Sie gleich alle entlassen –, Punkt 36,
Antrag der FDP-Fraktion: Hamburg muss auf Inno-
vation statt auf Fahrverbote setzen – Luftreinhal-
tungsanlagen auch in Hamburg testen.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Hamburg muss auf Innovation statt auf Fahr-
verbote setzen – Luftreinhaltungsanlagen auch
in Hamburg testen
– Drs 21/16985 –]

Die FDP-Fraktion selbst möchte den Antrag feder-
führend an den Umweltausschuss, mitberatend an
den Verkehrsausschuss überweisen.

Wer möchte das auch? – Wer nicht? – Enthaltun-
gen? – Das ist abgelehnt.

Wer möchte dem Antrag in der Sache seine Zu-
stimmung geben? – Und die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Dann ist der Antrag abgelehnt.

Und jetzt wünsche ich Ihnen einen schönen Feier-
abend.

Ende: 19.25 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Ksenija Bekeris, Hendrikje Blandow-Schlegel,
Uwe Lohmann, Antje Möller, Jan Quast und Dr. Jens Wolf

7650 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 98. Sitzung am 8. Mai 2019

(Präsidentin Carola Veit)

http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16973
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16974
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16975
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16985


Anlage
Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO

für die Sitzung der Bürgerschaft am 8. Mai 2019

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

2 a 16420 Wie geht es den Gerätehäusern der Freiwilligen Feuerwehr Hamburg?

6 16663 Ausrichtung von externen Veranstaltungen in den Räumen der Universität Hamburg – Wie
und in welchem Ausmaß werden die Räumlichkeiten genutzt?

11 16817 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 27. Juni 2018: "Sanierungsfonds Hamburg 2020:
Sanierungsmaßnahmen des Thalia Theaters unterstützen" – Drs. 21/13443

12 16818 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 26. September 2018: "Berufliche Perspektiven für Studi-
enaussteigerinnen und -aussteiger“ – Drs. 21/14329

13 16922 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 28. Juni 2017: "Sanierungsfonds Hamburg 2020 –
Barrierefreiheit für das Literaturhaus Hamburg schaffen!“ – Drs. 21/9447 (Neufassung)

14 16923 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 14. Dezember 2016: "Sanierungsfonds Hamburg 2020:
Sanierung der Studierendenwohnheime konsequent fortsetzen“ – Drs. 21/6989

17 16963 Bericht des Ausschusses für Wirtschaft, Innovation und Medien

18 16956 Bericht der Härtefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag
der

Überweisung an

7 16664 Menschenhandel und Zwangsprostitution – Wie stellt sich
die Situation in Hamburg dar?

SPD,
GRÜNEN,
FDP

Ausschuss für
Soziales, Arbeit
und Integration

8 16665 Der Hamburger Süden steht im Stau – Wo und wie lange
noch?

FDP Verkehrs-
ausschuss

10 16816 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 12. Dezember 2013:
"Zuschuss an die Hamburger Symphoniker e.V. zur Ent-
schuldung und Zukunftssicherung des Orchesters" – Drs.
20/10217; hier: Fünfter Halbjahresbericht

SPD,
CDU,
GRÜNEN,
FDP

Haushaltsaus-
schuss (f.) und
Kulturausschuss

24 16972 Kriminalität endlich wieder wirksam bekämpfen – Deutli-
che Stärkung der Amtsanwaltschaft (Hauptabteilung II)

SPD,
CDU,
GRÜNEN

Ausschuss für
Justiz und
Datenschutz

35 16984 Datengrundlage für zielgerichtete Gesundheitsprävention
im öffentlichen Dienst schaffen

SPD,
GRÜNEN

Haushalts-
ausschuss
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